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Großbritannien
Thatchers Mandat gegen die Arbeiter und für imperiale Größe 
ist durch das Wahlergebnis bekräftigt
Ein reichlich konfuses Bild liefert die 
Berichterstattung über den Wahlaus­
gang in Großbritannien. Der Wahler­
folg der Regierung Thatcher wird ei­
nerseits nur dem britischen Mehrheits­
wahlrecht zugschrieben, andererseits 
wird behauptet, sie habe einen ,,erd­
rutschartigen Sieg“ errungen.

Über 397 Sitze wird die Regierung 
Thatcher für die nächsten fünf Jahre 
im Unterhaus verfügen, 58 mehr als 
bisher. Alle Oppositionsparteien zu­
sammen haben 253 Sitze statt bisher 
295. Bei einer gesunkenen Wahlbeteili­

Noch schärfere Antistreikgesetze stehen auf dem Programm der neuen Regie­
rung.

gung (72,7% nach 76% 1979) erhielt 
die Konservative Partei 12,99 Mio. 
Stimmen, etwa 5% weniger als 1979, 
als sie 13,697 Mio. bekam, die Labour- 
Partei 8,43 Mio. Stimmen, das sind 
27% weniger als 1979 (11,5 Mio.). Die 
Allianz aus der rechten Labour-Ab- 
spaltung SDP und der Liberalen Partei 
dagegen kam auf 7,78 Mio. Stimmen, 
das sind 80% mehr, als die Liberale 
Partei 1979 allein verbuchen konnte.

Obwohl die Konservative Partei 
Stimmen verlor, konnte die britische 
Bourgeoisie das Wahlergebnis von 
ganzem Herzen bejubeln. Es bestätigte 
eine politische Entwicklung, an der sie 
seit mehr als zehn Jahren arbeitet: die 
Isolierung der Gewerkschaftsbewe­
gung und damit der Industriearbeiter.

Nach den ersten Analysen des Wahl­
ausgangs ist die Labour-Partei jetzt re­
gional und sozial auf ihre eigentliche 
Basis - den Kern der Gewerkschafts­
bewegung - reduziert. Außerhalb 

Londons hat die Labour-Partei in Süd­
england fast alle Sitze und mehr als 
60% der Stimmen verloren. In den 
Wohngebieten der Angestellten außer­
halb der Großstädte hat Labour ent­
sprechend verloren, während der 
Rückgang in den Arbeiterwohngebie­
ten der Innenstädte geringer war. Ver­
loren hat Labour aber auch Stimmen 
der Arbeitslosen.

Die Isolierung der Industriearbeiter­
schaft erwächst vor allem aus dem Er­
folg der Bourgeoisie, die zahlenmäßig 
wachsende Gruppe von Angestellten 

und Beamten, also die neuen Mittel­
klassen, die in den Wahlen 1966 bis 
1974 zunehmend die Labour-Partei 
unterstützten und deren gewerkschaft­
liche Organisierung Anfang der siebzi­
ger Jahre sprunghaft anstieg, von die­
ser abzuspalten. Die Methode war — 
neben einer gezielten Förderung gut 
verdienender Gruppen durch Steuerer­
leichterungen - vor allem das brutale 
Niederhalten der ärmsten Arbeiter und 
ihrer Gewerkschaften.

In den fünf Jahren nach dem Sturz 
des konservativen Premierministers 
Heath 1973 durch eine große Streikbe­
wegung konnte die Labour-Regierung 
unter Wilson und später Callaghan 
drastische Lohnleitlinien gegen die Ge­
werkschaften durchsetzen. Die Ge­
werkschaften hofften, sich mit Wohl­
verhalten politische Zugeständnisse er­
kaufen zu können. Aber die Rechnung 
ging nicht auf. 1977 streikten die Feu­
erwehrleute, 1978 fast alle Arbeiter im 

öffentlichen Dienst gegen die immer 
weiter sinkenden Löhne. Zögernd 
schlossen sich 1978 die Gewerkschaf­
ten der Angestellten im öffentlichen 
Dienst an.

Die Streikbewegung gegen die Nied­
rigstlöhne in Krankenhäusern, bei der 
Müllabfuhr, in den Schreibbüros setzte 
mehr als eine Million Arbeiter in Bewe­
gung - die größte Arbeit er gruppe, für 
die ein einheitlicher Tarifvertrag ausge­
handelt wurde. Mit einer beispiellosen 
Hetze ging die Bourgeoisie gegen den 
Streik vor. Die Streikenden wurden 
isoliert. Mit dem Argument, eine Fort­
dauer des Streiks würde das Ende der 
Labour-Regierung und den Machtan­
tritt der Konservativen bedeuten, been­
dete die Gewerkschaftsführung den 
Kampf nach mehreren Monaten mit ei­
ner klaren Niederlage.

Wenige Monate später - im Mai 
1979 - kam tatsächlich eine konserva­
tive Regierung an die Macht. Die La­
bour-Partei verlor zwar Sitze, hielt 
aber die Stimmenzahl von 11,5 Mio. 
Margaret Thatcher wurde Premiermi­
nisterin, die Konservativen hatten ih­
ren Stimmenanteil von 10,4 Millionen 
1974 auf 13,7 Millionen ausgebaut.

Im ersten Jahr der Regierung That­
cher glaubte die Gewerkschaftsbewe­
gung, sie ähnlich wie Heath durch eine 
massive Streikbewegung aus der Regie­
rung verjagen zu können. Als schließ­
lich die Stahlarbeiter gegen ein 2%-An­
gebot 1980 in den Streik traten, erklär­
te der Vorsitzende der Stahlarbeiterge­
werkschaft noch, die Politik dieser Re­
gierung könnte zu einem Generalstreik 
führen. Aber nach 14 Wochen Streik 
in allen Stahlwerken verloren die Ar­
beiter den Kampf. Die Streikenden wa­
ren isoliert, und die vor ausgegangene 
Niederlage der Lohnabhängigen im öf­
fentlichen Dienst hatte den entspre­
chenden Druck auf die Löhne der ein­
fachen Arbeiter in der Industrie er­
zeugt. Die Kapitalisten konnten ab 
1980 die Löhne drastisch senken.

Die Regierung Thatcher war schnell 
bei der Hand, ihre geplanten Anti-Ge­
werkschaftsgesetze, wenn auch vor­
sichtig, in die Tat umzusetzen. Die 
Kürzungen von Sozialhilfe und Ar­
beitslosengeld traten in Kraft.

Im März 1981 trat eine Gruppe von 
Abgeordneten der Labour-Partei aus 
der Partei aus und gründete die ,,So­
cial Democratic Party“, erklärterweise 
nach dem Vorbild der westdeutschen 
Regierungssozialdemokratie. Schon 
wenig später bildeten sie mit der alten 
Liberalen Partei eine Allianz.
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Die britische Regierung verstärkt die Flotten­
rüstung für den Einsatz ,,überall in der Welt“
Die britischen Imperialisten haben 
den Krieg gegen Argentinien zur 
Rückeroberung der Malwinen nicht 
nur benutzt, um sich einen starken 
Stützpunkt außerhalb des NATO- 
Gebietes auch in Zukunft zu sichern. 
Sie haben damit auch kaltblütig einen 
Test durchgeführt, welche Art der 
Streitkräfte und der Bewaffnung am 
tauglichsten ist, ihre Interessen über­
all, wo sie in Überseee Kapital ange­
legt haben, militärisch zu schützen.

Diese ausländischen Interessen der 
britischen Kapitalisten sind in den 
letzten Jahrn erneut gewaltig gewach­
sen. Der Nettobestand dieser briti­
schen Direktinvestitionen betrug 
1970 bereits 8950 Mio. Pfund. Die 
britischen Kapitalisten hielten damit 
die zweitgrößte Kapitalmasse im 
Ausland nach den USA. In dem 
Jahrzehnt bis 1970 hatten sie pro 
Jahr unter einer, meist weniger als ei­
ne halbe Milliard Pfund zusätzlicher 
Direktinvestitionen dazugehäuft. 
Seit 1977 explodierten ihre Auslands­
investitionen. In ihrem Traumjahr
1981 schafften die britischen Kapita­
listen über fünf Milliarden Pfund Di­
rektinvestitionen ins Ausland. Bis
1982 erreichten sie so gegenüber 1970 
fast eine Vervierfachung ihres Aus­
landsvermögens (Angaben ohne Öl­
gesellschaften). Dieses gewaltige Ka­
pital von rund 32,78 Milliarden 
Pfund (149,43 Mill. DM) im Aus­
land, das noch immer rund einein­
halbmal so groß ist wie das der west­
deutschen Konkurrenz, treibt sich in 
der ganzen Welt herum. Der in den 
Entwicklungsländern angelegte Teil 
übersteigt noch immer den Teil in 
den EG-Staaten.

Entsprechend diesen Interessen 
und ihrer Demonstration im Malwi­
nenkrieg erklärte Verteidigungsmini­
ster Nott in dem Ende 1982 vorgeleg­
ten Weißbuch der britischen Regie­
rung, daß „das Vereinigte König­
reich mobile Kräfte aus Heer, Marine 
und Luftwaffe benötigt, die überall 
in der Welt eingesetzt werden kön­
nen“. Insbesondere die Lieferanten 
von Flottenausrüstung und Schiffen 
werden ihren Schnitt machen. Der 
Verkauf des Flugzeugträgers Invin- 
cible an Australien wird rückgängig 
gemacht. Die Marine soll zwei weite­
re Flugzeugträger erhalten. Zwei sol­
len ständig einsatzbereit sein. Sie sol­
len mit Frühwamhubschraubem mit 
weitreichendem Radar ausgestattet 
werden Mindestens drei der neuen 
Fregatten sollen mit 4,5-Zoll-Schnell- 
feuerkanonen ausgerüstet werden, 
um Ziele an der Küste vom Schiff aus 

zu beschießen. Zwei Landungsschiffe 
sollen nicht verschrottet, sondern 
weiter verwendet werden. Die Verset­
zung von vier Zerstörern bzw. Fre­
gatten in die Reserve unterbleibt. Ih­
re Gesamtzahl von bisher 59 wird 
nicht, wie von der Regierung That­
cher noch vor dem Malwinenkrieg 
geplant, auf 50, sondern vorerst nur 
auf 55 gesenkt. Umwälzungen wird 
es im Bau von Handelsschiffen ge­
ben. Rund 50 zivile Schiffe waren 
während des Krieges für die Kriegs­
marine requiriert worden, um den 
Nachschub und den Transport von 
Mannschaften zu bewältigen. Um die 
leichtere Verwendung im Krieg zu ge­
währleisten, sollen neugebaute Han­
delsschiffe stärkere und durchgehen­
de Decks erhalten wie vor dem zwei­
ten Weltkrieg, um für Flugzeuge 
bzw. Hubschrauber Landeflächen 
bieten zu können und auch schweres 
Gerät zu transportieren. Alle Über­
wasserschiffe, der Marine sollen bes­
ser und moderner bewaffnet werden. 
Schon während des Krieges arbeite­
ten die Werften auf Hochtouren, um 
verschiedene Umrüstungen blitzartig 
vorzunehmen. 200 Mio. Pfund gab 
die Regierung aus, um Waffen zu 
verbessern. Darunter fällt die Ausrü­
stung von Flugzeugen für Luftbetan­
kung und ihre Bestückung mit laser­
gelenkten Bomben. Das Waffenge­
schäft blüht. Die britische Regierung 
stockt ihre Munitionsvorräte auf, die 
teilweise in dem knapp zweieinhalb 
Monate dauernden Malwinenkrieg 
bedenklich zur Neige gingen. Allein 
500 Mio. Pfund will die Regierung 
für Streubomben ausgeben, um 
Startbahnen gegnerischer Flugplätze 
zu zerstören. Die Rüstungsfirma Ra- 
cal Electronics hat in Hongkong ein 
neues Werk für Marineelektronik ge­
gründet.

In Zukunft soll auch nicht an Mu­
nition für die Ausbildung der Solda­
ten gespart werden. Die Beschrän­
kungen für den Verbrauch von 
Treibstoff wurden aufgehoben. Die 
„Bravour unseres Volkes“, wie sich 
Admiral Fieldinghouse ausdrückte, 
soll angeheizt werden. Auf Qualität 
des Kanonenfutters wird wieder ge­
achtet. Genüßlich wählen die Militärs 
aus den zahlreicher werdenden Be­
werbern, die ihnen die Kapitalisten 
durch Massenarbeitslosigkeit zutrei­
ben, diejenigen mit der besten kör­
perlichen Verfassung aus und über­
prüfen ihre Eignung während der 
Ausbildungszeit.
Quellenh in weis: Europäische Wehrkunde 9/82 bis 
5/83; British busness, 13.5. 1983

Hauptpunkt ihres Programms war 
die Abkehr von der „zerstörenden Tei­
lung des britischen Volkes“, die sich 
im rechten Konservatismus auf der ei­
nen, in den linken Gewerkschaften und 
der sozialistischen Labour-Partei auf 
der anderen Seite zeige. Mit dieser Par­
teigründung war die politische Abspal­
tung der nichtproletarischen Labour- 
Wähler parteipolitisch gefaßt.

Der Krieg gegen Argentinien verhalf 
der Reaktion zu weiteren Gewinnen ge­
gen die Arbeiterbewegung. Nahezu ge­
schlossen beteiligten sich Gewerkschaf­
ten und Labour-Spitze an der Kriegs­
euphorie. Jetzt, knapp zwölf Monate

Streikende Krankenhausbeschäftige 
1977/78. Ihre Niederlage leitete That­
chers Erfolge gegen die Gewerkschaf­
ten ein.

später, erklärte die Labour-Partei, 
Thatcher würde Leid und Elend für die 
Lohnabhängigen bedeuten, sie würde 
einen Kurs der Aufrüstung und Kriegs­
vorbereitung steuern. Wie kann die 
Labour-Partei glaubwürdig sein, wenn 
dieselbe Partei den konkreten Krieg 
unterstützt hat?

Der Malwinen-Krieg diente auf der 
anderen Seite der Reaktion dazu, ihre 
Basis zu festigen. Diejenigen, die nach 
diesem Krieg Thatcher gewählt haben, 
wußten genau, mit wem sie es zu tun 
hatten, was die Ziele dieser Regierung 
sind, und welche Mittel sie anwenden 
will. Dafür immerhin 13 Mio. Wähler­
stimmen erhalten zu haben — das ist 
der eigentliche Erfolg dieser Wahl.

Die Konservative Partei zerstöre un­
sere Industrie, erklärte die Labour- 
Partei im Wahlkampf — die Industrie­
produktion sei auf einem niedrigeren 
Niveau als 1975. Na und, antwortete 
die Zeitung „Economist“, aber die 
Einnahmen aus unseren Kapitalanla­
gen sind kräftig gestiegen. Die Investi­
tionen in der verarbeitenden Industrie 
sind um 36% gefallen, klagte Labour 
— aber 35,4 Mrd. Pfund wurden in 
vier Jahren im Ausland angelegt.

Mit dieser Basis und gegenüber der 
isolierten Arbeiterschaft hat Margaret 
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Thatcher keine Mühe, ganz offen ein 
stockreaktionäres Programm für die 
nächsten fünf Jahre anzukündigen. 
Daß die Todesstrafe mit ziemlicher Si­
cherheit wieder eingeführt wird, be­
merken die Zeitungen am Rande. 
Hauptpunkte des Programms sind:

— weitere Beschränkungen der Ge­
werkschaftsrechte, vor allem die Ein­
schränkung der Parteimitgliedschaft 
vermittels Gewerkschaftsmitglied­
schaft und der Finanzierung der Par­
tei; genaue Vorschriften für die Wahl 
von Gewerkschaftsfunktionären und 
die Einschränkung des Streikrechts 
durch die Zwangsverpflichtung auf ei­
ne vorhergehende Urabstimmung;

— die Reform des gerade reformier­
ten Rentensystems - was eine Renten­
senkung bedeutet — sowie weitere 
,, Korrektur en“ an Arbeitslosengeld 
und Sozialhilfe;

— ein neues Polizeigesetz mit erwei­
terten Vollmachten für die Polizei, 

Hausdurchsuchungen, Straßendurch­
suchungen usw. vorzunehmen;

- der Ausbau der Atombewaff­
nung durch Ankauf neuer Polaris- 
Atomraketen und die feste Entschlos­
senheit, überall dort auf der Welt, wo 
der britische Imperialismus noch Stütz­
punkte hat, diese zu behalten;

- dazu kommt die Absicht, Banken 
und Spekulanten weitere Staatsunter­
nehmen billigst zu verkaufen.

Das Programm ist gleichzeitig ein 
Programm für neue britische Größe im 
Weltmaßstab. Nicht zufällig macht 
Thatcher ihren Vertrauten Howe zum 
neuen Außenminister. Nur mit einem 
lachenden Auge konnten deshalb die 
westdeutschen Imperialisten diesen 
Wahlsieg Margaret Thatchers betrach­
ten. Der britische Imperialismus gibt 
sich nicht mit einem zweiten Platz in 
Europa zufrieden, und in diesem 
Kampf bringt Thatcher von den gro­
ßen Auslandsanlagen, den Vorteilen 
der Kolonialvergangenheit bis zur eige­

nen Atombewaffnung alle Vorteile ein, 
die der britische Imperialismus hat. 
Das wird sich schon bei dem EG-Gipfel 
in Stuttgart zeigen.

An einer entscheidenden Stelle je­
doch wurde der britischen Bourgeoisie 
die Freude am Wahlergebnis vergällt. 
Sinn Fein, wie sie sagen, der „politi­
sche Arm“ der IRA, erhielt 103000 
Stimmen. Gerry Adams, von der briti­
schen Armee als IRA-Stabschef in Bel­
fast bezeichnet, wurde ins britische 
Parlament gewählt. Gegen diesen 
Mann hatte die Regierung vor wenigen 
Wochen ein Aufenthalts verbot auf 
dem britischen Festland erlassen, das 
sie jetzt aufheben mußte. Adams wird 
seinen Sitz nicht einnehmen, weil Sinn 
Fein die britische Herrschaft über 
Nordirland nicht anerkennt. Dieses 
Wahlergebnis ist ein heftiger Schlag ge­
gen Großbritanniens Kolonialpolitik.
Quellenhinweis: Times, Sunday Times, Observer, Econo­
mist, Sunday Telegraph, alle 10.—12. Juni 1983; BBC- 
Nachrichten; Socialist Worker, verschiedene Ausgaben

Rapide Verelendung der ärmeren Arbeiter in den 
letzten vier Jahren
Während die Regierung Thatcher Er­
folge bei der Einkommenserhöhung 
von Firmendirektoren und leitenden 
Angestellten nachweisen kann — vor 
allem durch eine Steuerreform zu ih­
ren Gunsten — entwickelte sich die 
Verelendung der schlechtest bezahl­
ten Arbeiter, Arbeitslosen und Rent­
ner rapide. Mehr als sieben Millionen 
Briten waren Ende 1982 Sozialhil­
feempfänger, 12,5% der Bevölke­
rung und etwa 60% mehr als 1979, 
als Margaret Thatchers Regierung an 
die Macht kam. Die tatsächliche Ver­
elendung spiegeln diese Zahlen nur 
unvollkommen wieder - denn die 
Sozialhilfesätze betragen zur Zeit 
41,70 Pfund für ein verheiratetes 
Paar pro Woche (etwa 670 DM im 
Monat), 25,70 Pfund für Alleinste­
hende (410 DM im Monat) und 20,55 
Pfund für Alleinstehende ohne eige­
nen Haushalt (331 DM im Monat). 
V erschiedene Hilfsorganisationen, 
wie die Aktionsgruppe gegen Kinder­
elend, setzen die Armutsgrenze 40% 
über dem Sozialhilfesatz an. So ge­
rechnet, verdoppelt sich die Zahl der­
jenigen unter der Armutsgrenze fast. 
Bei diesen Zahlen muß man beden­
ken, daß die Preise in Großbritan­
nien keineswegs niedrig sind. Nach 
der offiziellen Statistik des Arbeits­
ministeriums kosteten im März zwei 
Pfund Weißbrot 1,80 DM, ein Pfund 
Schweinefleisch 5,80 DM, ein Ei etwa 
21 Pfennig.

Bei den sieben Millionen Sozialhil­
feempfängern sind Arbeitslose, die 
(im ersten Jahr) Arbeitslosengeld er­

halten, noch nicht einmal enthalten. 
Dafür aber mehr als 155000 Arbeiter, 
die wohl Arbeit, aber einen so niedri­
gen Lohn haben, daß sie einen beson­
deren Sozialhilfezuschuß beantragen 
können. Ihre Zahl hat sich in den letz­
ten drei Jahren verdoppelt.

Die offizielle Arbeitslosenzahl be­
trägt jetzt 3,172 Millionen oder 13,6% 
der Beschäftigten. Die tatsächliche Ar­
beitslosenzahl liegt nach Angaben des 
gewerkschaftlichen „Labour Research 
Departement“ bei fünf Millionen, 
wenn die arbeitslosen Schulabgänger in 
Trainingskursen, Leute, die kein Ar­
beitslosengeld beantragen und Arbeits­
lose über 60 (die laut der offiziellen 
Statistik nicht mehr als arbeitslos gel­
ten) eingerechnet werden. In Gebieten 
mit hoher Arbeitslosigkeit erreicht sie 

Quellenhinweis: Labour Research, Mai 1983, Econo­
mist, 4. Juni 1983; Employment Gazette, April 1983

Schlange im britischen Arbeitsamt, wo die Arbeitslosen mindestens vierzehn 
täglich unter schreiben müssen, daß sie noch arbeitslos sind.

jetzt 26,4% (Nordirland), 21,5% 
(Nordengland), 20,6% (Wales). Die 
Jugendarbeitslosigkeit in den 
,,schwarzen Stadtteilen“ Londons 
wie z.B. Brixton wird auf über 50% 
geschätzt.

Das Arbeitslosengeld beträgt für 
die ersten zwölf Monate 25 Pfund in 
der Woche (400 DM im Monat) für 
Ledige, 40,45 Pfund für Ehepaare 
(650 DM). Im letzten Jahr schaffte 
die Regierung Thatcher einen ein­
kommensbezogenen Teil des Arbeits­
losengeldes ab, der z.B. 1980 durch­
schnittlich 16 Pfund in der Woche 
(260 DM im Monat) zusätzlich bei 
männlichen Arbeitslosen ausmachte 
und heute noch wesentlich höher wä­
re. Im Juli 1982 führte die Regierung 
die Besteuerung des Arbeitslosengel­
des ein, die sich vor allem bei der 
Steuerrückzahlung auswirkt.
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4 ws Politik und Wirtschaft — kurz berichtet Westdeutsche Panzer 
in aller Welt

Kampagne für Volksbefragung

Eine vom Bonner Koordinierungsausschuß ein­
berufene Versammlung zahlreicher Friedens­
gruppen und politischer Organisationen faßte 
am 12.6. den Beschluß, eine Kampagne für 
Volksbefragung gegen Atomwaffen einzuleiten. 
Vor ausgegangen war eine mehrwöchige Debatte 
über die Forderung nach Volksbefragung bzw. 
Volksentscheid gegen die Stationierung von 
Pershing II und Cruise Missiles, in der mehr und 
mehr Gruppen, Organisationen, gewerkschaftli­
che Körperschaften und Einzelpersonen sich 
diese Forderung zu eigen machten. So hatte u.a. 
die Bundesversammlung der GRÜNEN am 5.6. 
die Bundestagsfraktion beauftragt, den Antrag 
auf Volksbefragung ins Parlament einzubrin­
gen. Das Parlament wird also gezwungen sein, 
sich zur Forderung nach Volksbefragung zu ver­
halten. Das ist gut und eine wesentliche Voraus­
setzung für die Durchführung der Volksbefra­

Atomwaffen - Nein! Volksbefragung - Ja! 
Der atomaren Bedrohung widerstehen!

Wenn es nach dem Willen der Bundesregierung 
geht, dann sollen ab Ende dieses Jahres 108 Per- 
shing-II-Raketen und ein Teil der 472 Cruise 
Missiles in unserem Land stationiert werden. 
Diese neuartigen Atomwaffen bringen nicht 
mehr, sondern weniger Sicherheit. Die Bundes­
republik wird sowohl Startrampe als auch Ziel­
scheibe für den Atomkrieg. Das kann zum Aus­
bruch eines atomaren III. Weltkrieges führen, 
der die Existenz der gesamten Menschheit ge­
fährdet.

Die neuen Atomwaffen sind für einen atoma­
ren Erstschlag gegen die Sowjetunion geeignet. 
Im Falle der Stationierung muß damit gerechnet 
werden, daß vergleichbare Raketen in den 
osteuropäischen Ländern stationiert werden.

) Die beiden deutschen Staaten drohen ein atoma- 
| res Schlachtfeld zu werden.

Die Bundesregierung behauptet, die neuen 
Atomwaffen sollen uns schützen. Was ist das 
für ein Schutz, wenn mit der Stationierung die 
Gefahr eines Atomkrieges größer wird? Wo 
bleibt die Sicherheit, wenn bei dem Einsatz die­
ser Atomwaffen unser Land der vollständigen 
Vernichtung preisgegeben und Europa zu einer 
unbewohnbaren Wüste wird? Die Bundesregie­
rung versucht, den Eindruck zu erwecken, als 
ob in Genf ernsthaft verhandelt wird. Trotz der 
Genfer Verhandlungen gehen die Vorbereitun­
gen für die Stationierung und die Produktion 
der neuen Raketen weiter. Nach allen Erfahrun­
gen der letzten 30 Jahre mit sogenannten ,,Ab­
rüstungsverhandlungen“ ist ein berechtigtes 
Mißtrauen angebracht, daß die Regierungen auf 
diesem Wege die Atomwaffen abschaffen wer­
den. Gegen die atomare Bedrohung ist deshalb 
ein weltweiter Widerstand der Völker notwen­
dig.

Alle Meinungsumfragen zeigen, daß die 
Mehrheit der Bevölkerung gegen die Stationie­
rung neuer Atomwaffen ist. In zahlreichen Ap­
pellen, Demonstrationen und anderen Formen 
des Protestes haben bereits Millionen Menschen 
ihre Ablehnung gegen neue Atomwaffen zum

gegen Atomwaffen

gungs-Kampagne. Ob und wieweit der Bundes­
tag beeindruckt werden kann, hängt indes von 
der Entwicklung der Kampagen selbst ab. Eines 
läßt sich mit Sicherheit sagen: Wenn es nicht ge­
lingt, die Gewerkschaften auf die Unterstützung 
der Kampagne festzulegen, wird sie nicht sehr 
viel ausrichten. Allerdings - die verschiedenen 
diesjährigen Gewerkschaftstage und ihre Vorbe­
reitung bieten ausgezeichnete Gelegenheit, die 
Forderung nach Volksbefragung gegen die Sta­
tionierung zu verbreiten. Trotz allem Wenn und 
Aber der DGB-Gewerkschaften sollte nicht ver­
gessen werden, daß die Beschlüsse mehrerer Ge­
werkschaftstage 1980 gegen die Stationierung 
der Entstehung der Friedensbewegung voraus­
gingen und diese Entstehung förderten (zu eini­
gen Problemen s. auch S. 35ff). - Im folgenden 
das auf der Konferenz am 12.6. in Hannover be­
schlossene Dokument:

Ausdruck gebracht. Die Bundesregierung hat 
deshalb kein Mandat und keine Legitimation, 
gegen den Willen eines großen Teils unserer Be­
völkerung der Stationierung neuer Mittel­
streckenraketen zuzustimmen. In dieser existen­
ziellen Frage muß der Wille der Bevölkerung 
mehr gelten als die militärischen Pläne einiger 
Politiker.

Wir fordern deshalb von der Bundesregierung, 
über die geplante Stationierung von neuen 
Atomwaffen eine Volksbefragung durchzufüh­
ren.

Die Volksbefragung muß auf der unmißver­
ständlichen und klaren Fragestellung beruhen:

„Ich lehne die Stationierung neuer 
atomarer Mittelstreckenraketen (Per­
shing II, Cruise Missiles) auf dem Bo­
den der Bundesrepublik Deutschland 
ab. Ich fordere die Bundesregierung 
auf, eine Volksbefragung über die 
Stationierung neuer Atomwaffen auf 
dem Boden der Bundesrepublik 
Deutschland durchzuführen.“

Wir rufen alle Bundesbürger/innen ohne Un­
terschied der Parteizugehörigkeit, des Berufs 
oder der Religion auf, der Gefahr eines Atom-z 
krieges entgegenzutreten. Unser Ziel ist ein] 
atomwaffenfreies Europa sowie ein weltweites 
Verbot für alle atomaren, biologischen und che-l 
mischen Massenvernichtungswaffen. Fangen 
wir durch die Verhinderung der Stationierung 
neuer Atomwaffen bei uns damit an!

Unterstützt die Kampagne für eine Volksbe­
fragung gegen diese neuen Atomwaffen! Wir 
fordern alle Kräfte der Friedensbewegung und 
den Koordinationsausschuß auf, mit uns ge­
meinsam eine breite Kampagne für diese Volks­
befragung durchzuführen.

Auskunft und Materialien sind zu erhalten bei: 
Koordinierungsausschuß ,, Volksbefragung* * 
Estermannstr. 179, 5300 Bonn 1

Die Bundesregierung ließ lan­
cieren, die Regierung Saudi- 
Arabiens hätte ihren Wunsch 
nach westdeutschen Panzern er­
neuert. Was für ein Milliarden­
geschäft für Krauss-Maffei 
und andere! Zudem wer sorgt 
für die Ausbildung am „Leo­
pard“? Westdeutsche Ausbil­
der! Bundeswehroffiziere bei 
der saudischen Armee, eine 
Position, wie sie der deutsche 
Imperialismus in seiner Ge­
schichte im Nahen Osten noch 
nie hatte - aber kommt das 
Panzergeschäft auch zustan­
de? Das „Handelsblatt“ ist 
eher skeptisch und verweist 
auf die Interessen der BRD in 
Israel. So mag sein, daß die 
Debatte um die Panzerliefe­
rungen nach Saudi-Arabien 
wie bereits mehrmals andere, 
aber deshalb durchaus nicht 
weniger beachtliche Ergebnisse 
zeitigt. Zur Erinnerung: 1980 
bot Helmut Schmidt der saudi­
schen Regierung die Lieferung 
von 300 Leopard Il-Panzern 
an - wohl wissend, daß die 
damals bestehende Durchfüh­
rungsbestimmung für das 
Kriegswaffenkontrollgesetzes, 
den Export von Kriegswaffen 
in „Spannungsgebiete“ unter­
sagte. Das Ergebnis war nicht 
nur, daß die Regierung Saudi- 
Arabiens Anfang 1981 sich be­
reit erklären mußte, westdeut­
sche Ausbilder und westdeut­
sches Gerät zur Aufstellung ei­
ner „Anti-TerrorTruppe“ ins 
Land zu lassen. Im Mai 1982 
- erneute heftige öffentliche 
Debatte: „Leos in die
Wüste?“ - verabschiedete die 
Bundesregierung schließlich 
neue „Grundsätze für den Ex­
port von Kriegswaffen und 
sonstigen Rüstungsgütern“. 
Seither kann die Bundesregie­
rung ohne vorherige Entschei­
dung des Parlaments immer 
dann Waffen liefern lassen, 
wenn „vitale Interessen“ da­
für sprechen. Will Kohl jetzt 
mit erneuter Panzer-nach-Sau- 
di-Arabien-Debatte das Ver­
bot des Waffenexports in 
kriegsführende Länder beseiti­
gen? Dafür spräche, daß die 
Bundesregierung kürzlich auf 
Anfrage der Grünen westdeut­
sche Lieferungen von Militär­
fahrzeugen in den Irak per De­
menti zugeben mußte. Der 
Wortlaut des Dementis: „Ge­
ringfügige Abänderungen an 
handelsüblichen Fahrzeugen, 
wie zum Beispiel Sonderan­
strich, NATO-Anhängerkupp- 
lung .. . begründen ... kein 
militärisches Tatbestands­
merkmal im Sinne der deut­
schen Ausfuhrliste.“
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Mehrwertsteuererhöh ung
Die Arbeiterbevölkerung soll für ein 
HoeDuriistungs-Programm bluten
Im Vergleich zu den Äußerungen west­
deutscher Politiker zur Ab- und Nach­
rüstung von Mittelstreckenraketen bei 
den verschiedenen derzeit stattfinden­
den NATO- und WEU-Konferenzen 
finden die gleichzeitig von diesen Kon­
ferenzen sowie den Ausschüssen des 
Bundestages gefaßten Rüstungsbe­
schlüsse bemerkenswert geringe öffent­
liche Aufmerksamkeit, obwohl sie zu­
mindest in Umrissen ein Hochrü­
stungsprogramm der Bundesregierung 
erkennen lassen, das sich in seiner Be­
deutung durchaus mit der Stationie­
rung der Mittelstreckenraketen verglei­
chen läßt. Im folgenden eine Über­
sicht, die keineswegs vollständig ist.

„Die NATO ist die stärkste Friedensbewegung“ - Oberbefehlshaber der Alliier­
ten Streitkräfte in Europa Mitte General von Senger und Etterlin (rechts) mit 
dem französischen „Waffenbruder“ Generalleutnant Fricaud-Chagnaud.

— Der WEU-Konferenz, die am 8. 
Juni zu Ende ging, lag ein Antrag vor, 
das für die BRD bestehende Verbot des 
Baus von Langstreckenbombern, 
Fernraketen und Lenkwaffen aufzuhe­
ben. Eine Beschlußfassung wurde noch 
einmal vertagt. Auch wenn das Vertei­
digungsministerium auf Nachfrage be­
stritt, „Pläne für einen Geheimbomber 
im Skat zu haben“, und der Antrag bei 
der WEU vorsichtshalber von einem 
luxemburgischen Abgeordneten vorge­
bracht wurde, so ist kaum zu bezwei­
feln, daß die BRD diese Waffen bauen 
will. Es sei nur daran erinnert, daß bis­
her allen Aufhebungen von Rüstungs­
beschränkungen, denen die BRD un­
terlag, nach nur wenigen Jahren der 
Bau der zuvor untersagten Waffen 
folgte. So besitzt heute die BRD eine 
Flotte, die auf allen Weltmeeren ope­
rieren kann, nachdem die bei WEU- 
Beitritt der BRD auferlegten Beschrän­
kungen bei Schiffsgrößen und -typen 
Zug um Zug beseitigt wurden.

- Am 8. Juni stimmte der Verteidi­
gungsausschuß des Bundestages einem 
U-Boot-Bauprogramm zu, das den 
westdeutschen Imperialisten die Füh­
rung des U-Boot-Krieges auf allen 
Weltmeeren ermöglicht und somit der 
BRD, nachdem das Fregattenbau-Pro­
gramm abgeschlossen ist, künftig eine 
Seekriegsführung erlaubt, die hinter 
den Möglichkeiten der deutschen Im­
perialisten in den beiden Weltkriegen 
nicht zurücksteht. Sechs U-Boote mit 
der neuen Typenbezeichnung 211 sol­
len für schätzungsweise 1,5 Milliarden 
DM gebaut werden; das erste Boot soll 
1991 in Dienst gestellt werden. Bisher 
besaß die Bundeswehr 24 U-Boote der

Klasse 205 und 206, die mit einer Grö­
ße von 450 tons auschließlich in Kü­
stengewässern, d.h. in der Ostsee, ope­
rieren konnten. Die neuen U-Boote mit 
etwa 1200 tons sind dagegen hochsee­
fähig. Das Einsatzgebiet soll „vor al­
lem nördlich der Nordsee“ liegen, in 
den Gewässern, die die sowjetische 
Nordmeerflotte durchlaufen muß, 
wenn sie in den Atlantik gelangen will. 
Dazu hat die NATO den Beschluß auf­
gehoben, wonach der 60. Breitengrad 
die nördliche Begrenzung für das Ope­
rationsgebiet der westdeutschen Mari­
ne war. Zugleich billigte der Verteidi­
gungsausschuß ein Abkommen mit 
Norwegen, das sechs größere U-Boote 
mit etwa 1100 tons auf der westdeut­
schen Thyssen-Werft in Emden bauen 
läßt. Zu hören war, bei den U-Boot- 
Verhandlungen mit Norwegen sei die 
„Berücksichtigung deutscher Interes­
sen an seinen Erdölvorkommen in der 
Nordsee“ zur Sprache gekommen.

- Obwohl ein beachtlicher Teil der 

Tornado-MRCA erst in den nächsten 
Jahren ausgeliefert werden wird, be­
klagt der neue Inspekteur Eimler für 
die Luftwaffe eine „zunehmende 
Überalterung der Waffen“. Noch in 
diesem Jahr müsse über den „Zu­
kunftsjäger“ beschlossen werden, der 
die Phantom-Maschinen ersetzen soll. 
„Völlig unzureichend“, so Eimler, sei 
der „Objektschutz für alliierte Flughä­
fen, Hauptquartiere, Depots, Auf­
marschgebiete oder wichtige Industrie­
anlagen“. Dem soll mit der Beschaf­
fung von Patriot-Flugabwehrraketen 
mit Kosten von voraussichtlich über 
fünf Mrd. DM abgeholfen werden.

- Für das Heer hätte die Debatte 
um einen neuen Schützenkampfwagen 
begonnen, der den „Marder“ ablösen 
soll, meldet die „Europäische Wehr­
kunde“.

Daß die Arbeiterbevölkerung für 
dieses Hochrüstungs-Programm bluten 
und schwitzen soll, steht ebenfalls fest. 
Zum 1. Juli tritt die Erhöhung der 
Mehrwertsteuer von bisher 13 auf 14% 
(bzw. von 6,5 auf 7%) in Kraft. Und 
noch bevor die steigenden Steuern auf 
den Konsum der Arbeiterbevölkerung 
in der Staatskasse klingeln, eröffnet 
die CDU in der Bild-Zeitung bereits 
wieder eine Kampagne zur weiteren Er­
höhung der Mehrwertsteuer im näch­
sten Jahr auf 18%.

Wenn jetzt die Butter teurer wird, 
weiß man aber immerhin, das dient ei­
nem patriotischen Zweck.
Quellenhinweis: FAZ, 9.6.83; Süddeutsche Zeiung, 9. u. 
10.6.83; Europäische Wehrkunde, 4/83

Türkei-Demonstrationen
Gegen BRD-Tiirkei,,hiI- 
fe“ und Juntaterror

Ca. 10000 bis 15000 haben am 11.6.83 
in acht Städten der Bundesrepublik ge­
gen die Militärregierung in der Türkei, 
gegen Hinrichtungen und Folter und 
für die sofortige Freilassung aller poli­
tischen Gefangenen in der Türkei und 
Türkei-Kurdistan demonstriert. Prote­
stiert wurde gegen die Verfassung in 
der Türkei, die im letzten Herbst unter 
Militäraufsicht durchgepeitscht wurde. 
Bestimmend waren die Forderungen 
gegen die Türkei,,hilfe“ der Bundesre­
gierung. In mehreren Orten wurde 
scharf dagegen protestiert, daß sich die 
Bundeswehr an den NATO-Manövern 
in Türkisch-Kurdistan beteiligt hatte, 
als die türkische Armee in den Irak 
vordrang, um die Kurden zu verfolgen, 
(s. auch Pol. Ber. 11/83)

In Köln nahmen ca. 2500 an der De­
monstration teil, in Westberlin 1500, 
in Hamburg und Stuttgart je 1000, in 
Hannover über 800 und in München 
etwa 500. Obwohl sich in der Hauptsa­
che türkische und kurdische Organisa­
tionen an den Demonstrationen betei­
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ligten, waren diesmal mehr westdeut­
sche Organisationen und Demonstran­
ten vertreten. An verschiedenen Orten 
beteiligten sich außer KPD, Volks­
front, GIM, KB, Anarchisten und 
BWK auch Alternative Listen, Grüne, 
Teile der Sozialdemokraten wie die 
SPD Schöneberg in Westberlin und 
auch die ESG.

In Stuttgart ergriff die Polizei pro­
vozierende Maßnahmen: Schon am 
Aufstellungsort wurde ein Teilnehmer 
der Demonstration verhaftet, weil er 
auf einer anderen Demonstration an­
geblich mit einem Stein geworfen hat­
te; die gesamte Demonstration war 
während großer Teile des Weges beid­
seitig mit Polizeiketten gesäumt, Teile 
der Demonstration wurden darüber- 
hinaus noch durch Einheiten in 
Kampfanzügen ganz eng begleitet. Die 
Polizei machte Filmaufnahmen mit Di­
rektanschluß des Aufnahmegeräts an 
den Zentralcomputer des BKA zum 
Zwecke der direkten Rasterfahndüng 
mit Bild. In Hannover zog die Demon­
stration vor das türkische Konsulat, 
das durch starke Polizeikräfte abgerie­

gelt war. Eine Delegation legte vor dem 
Konsulat einen Kranz nieder zum Ge­
denken an die von der Militärjunta er­
mordeten Revolutionäre und Demo­
kraten. Auf der Abschlußkundgebung 
wurde gegen den Polizeiangriff auf die 
Demonstration gegen das Graue-Wöl- 
fe-Treffen am 21.5. gesprochen. Bis 
heute sitzen noch zwei Demonstranten 
in Hildesheim in Untersuchungshaft. 
Ihnen wird versuchter Totschlag vorge­
worfen. Die Staatsanwaltschaft hat ei­
ne Kaution von 25000 DM abgelehnt 
wegen Flucht- und Verdunklungsge­
fahr. Für die Gefangenen wurde eine 
Spendensammlung durchgeführt.

Die Demonstration in Hamburg 
führte am Untersuchungsgefängnis 
vorbei, in dem der Türke Hüseyin Inci 
in Abschiebehaft sitzt. Seine Freilas­
sung wurde gefordert. Hüseyin Inci ist 
Revolutionär; wegen seiner Teilnahme 
an den Kämpfen der Arbeiterbewe­
gung in der Türkei verlangen die türki­
schen Behörden seine Auslieferung. 
Inci soll abgeschoben werden, obwohl 
sein Asylverfahren noch nicht abge­
schlossen ist.

Ein Einzelfall? Einiges spricht da­
für, daß die Reaktion Maßnahmen 
vorbereitet, damit die Kapitalisten älte­
re und gesundheitlich verschlissene 
ausländische Arbeiter abschieben und 
gegen jüngere austauschen können, die 
dann mit gesteigerter Intensität auszu­
beuten wären. Die „Türken in Kultur 
und Mentalität anders“, „die Bundes­
republik Deutschland nicht zum Ein­
wanderungsland“ machen — die Het­
ze Dreggers und anderer Reaktionäre, 
daß Hunderttausende ausländischer 
Arbeiter abzuschieben seien, ist durch­
aus zielgerichtet. Die Reaktion drängt 
darauf, daß Zimmermann und Blüm 
endlich „ausländerpolitische“ Maß­
nahmen ergreifen sollen. Dazu zu­
nächst einige Zahlen:

Türkische Wohnbevölkerung in der 
BRD nach Altersgruppen (in Tausend)
Alter 1973 1976 1981
bis 15 J. 158,5 311,4 521,0
15-21 J. 76,8 83,0 202,6
21-45 J. 623,9 599,5 681,8
45-65 J. 31,6 49,4 136,7
65 u. älter 2,8 2,0 4,2

A usländergesetzgebung
Zimmermann bereitet Zwangsabschie­
bung alter und kranker Ausländer vor
Die Geschäftsleitung der Fichtel& 
Sachs AG in Schweinfurt machte kürz­
lich mehreren türkischen Arbeitern, 
die in jahrelanger Akkordarbeit sich 
kaputt geschunden hatten, das Ange­
bot, daß jüngere Verwandten von ih­
nen eingestellt werden, falls sie kündi­
gen. Der Grund für dieses Vorhaben, 
das der Betriebsrat allerdings verhin­
dern konnte: Bei Fichtel&Sachs arbei­
ten die ausländischen Akkordarbeiter 
im Durchschnitt zehn, manche schon 
fünfzehn Jahre dort; die Hälfte von ih­

Die Kapitalisten klagen: „Bis 1970 lagen die Abwesenheitszeiten bei Ausländem 
deutlich untern denen der Deutschen; bis 1976 Angleichung, seither deutlicher 
Anstieg.66 Jahrelange Arbeit unter schwersten Bedingungen hat die Gesundheit 
vieler ausländischer Arbeiter miniert.

nen ist inzwischen älter als vierzig Jah­
re. Sie waren zum größen Teil Anfang 
der siebziger Jahre angeworben wor­
den, um die Belegschaft für die Durch­
setzung höherer Arbeitsintensität im 
neueingeführten MTM-Akkord zu ver­
jüngen. Selbst der kräftigste Arbeiter 
muß nach der andauernder Schinderei 
seinen Tribut mit gesundheitlichen 
Schädigungen zahlen. Das „Tauschge­
schäft“ hätte den Kapitalisten ermög­
licht, diese Arbeiter davonzujagen und 
durch jüngere zu ersetzen.

Sozialversicherungspflichtig Beschäf­
tigte in der BRD nach Altersgruppen 
(in Prozent der jeweiligen Gruppe)
Alter Ausländer Deutsche

19811977 1981
bis 20 J. 3,9 5,1 9,6
20-45 J. 80,2 75,1 60,1
45-65 J. 15,7 19,7 29,7
Quelle: Statistisches Jahrbuch der BRD

Daraus ist ersichtlich erstens: junge, 
ausländische Arbeiter, die als Nach­
schub für die schlechtbezahlten und 
die Gesundheit rasch zerstörenden Tä­
tigkeiten in die Fabriken geholt werden 
können, stehen den Kapitalisten mehr 
als reichlich zur Verfügung.

Zweitens: obwohl die Zahl der im 
„besten Alter“ stehenden ausländi­
schen Arbeiter in den letzten Jahren 
sich kaum verändert hat, wächst die 
Zahl derjenigen, die bereits jahrelang 
unter den schlechtesten Bedingungen 
für die westdeutschen Kapitalisten ge­
schuftet hat, und deren Gesundheits­
zustand sich zunehmend verschlech­
tert. Nach Schätzungen arbeiten zwi­
schen 26% und 35% der etwa 1,9 Mio. 
ausländischen Arbeiter - 44% ange­
lernte und 31% Hilfsarbeiter - im Ak­
kord, 39% in Schicht und 42% regel­
mäßig länger als 40 Stunden. Und das 
schon jahrelang: Ein großer Teil der 
heute in der BRD lebenden ausländi­
schen Arbeiter wurde zwischen 1967 
und 1973 angeworben. Im September 
1982 hielten sich 48% aller Ausländer 
zehn Jahre oder länger in der BRD auf.

Drittens: immer mehr ausländische 
Arbeiter werden in den nächsten Jah­
ren Anspruch auf Rentenzahlung ha­
ben.



Wir hatten bereits bei Vorlage des 
Berichts der von Zimmermann einbe­
rufenen „Kommission Ausländerpoli- 
tik“ Anfang März darauf hingewiesen, 
mit welchen Gemeinheiten die Reak­
tion die Familienbildung der ausländi­
schen Arbeiter in der BRD in Zukunft 
einschränken und für viele völlig un­
möglich machen will (Pol. Ber. 5/83). 
Kaum weniger brutal sind die von der 
Kommission vorgelegten Empfehlun­
gen, wie die Abschiebung der älteren, 
gesundheitlich verschlissenen ausländi­
schen Arbeiter durchzusetzen sei.

Die Zimmermann-Kommission stellt 
folgende Erwägung an: „Bei angewor­
benen ausländischen Arbeitnehmern 
wird bisher die Aufenthaltserlaubnis 
ständig verlängert, wenn der Auslän­
der im Arbeitsverhältnis steht; ein 
zwangsweises Zurückführen in die Hei­
mat ist als ausländerpolitischer Grund­
satz bisher abgelehnt worden.“ Die 
Kapitalisten hatten ebenfalls eine 
„Zwangsrotation“ (z.B. nach fünf 

\ Jahren wird der ausländische Arbeiter 
abgeschoben und durch einen neu an­
geworbenen ersetzt), wie sie Teile der 
CDU Anfang der siebziger Jahre vor­
geschlagen hatten, abgelehnt: ihre 
„freie Entscheidung“, welchen Arbei­
ter sie wie lange ausbeuten, dürfe nicht 
beeinträchtigt werden.

Aber was geschieht, wenn der aus­
ländische Arbeiter Arbeitslosengeld, 
Arbeitslosenhilfe, Rente beansprucht? 
„Für den Aufenthalt angeworbener 
ausländischer Arbeiter genügt es bis­
her, daß der Lebensunterhalt gesichert 
ist. Diese Sicherung kann auch durch 
Leistungen der Bundesanstalt für Ar­
beit erfolgen, jedenfalls solange der 
Ausländer einen Anspruch auf Ar­
beitslosengeld hat.“ Die Kommission 
empfiehlt künftig den Bezug von Ar­
beitslosenhilfe zum Abschiebungs­
grund zu machen. Die Wirkung? Ein 
Beispiel: Ein älterer ausländischer Ar­
beiter, der aus gesundheitlichen Grün­
den keine Schicht mehr arbeiten kann, 
wird entlassen. Findet er nicht rasch ei­
nen neuen Ausbeuter, der ihn (weil mit 
„geminderter Leistungsfähigkeit“) zu 
niedrigerem Lohn einstellt, so ist für 
„Kostenersparnis“ bei den Versiche­
rungskassen mit der Abschiebung ge­
sorgt. Und um davor abzuschrecken, 
daß etwa ein durch die Kapitalisten 
frühzeitig bis zur völlligen Arbeitsun­
fähigkeit geschundener ausländischer 
Arbeiter Rentenansprüche erhebt, sol­
len künftig als Ausweisungsgrund ins 
Ermessen der Behörden gestellt werden 
„die Fälle, in denen die Erwerbsunfä­
higkeitsrente nicht vollständig zum Le­
bensunterhalt ausreicht“.

„Rotation“ der ausländischen Ar­
beiter, abschieben, wenn die Arbeits­
kraft ausgelaugt ist, und einbehalten 
der Versicherungsgelder, das ist die 
Absicht der Reaktion.

Für die Gewerkschaften gäb’s genug 
Gründe, diese Brutalitäten, die mit 
dem in Vorbereitung befindlichen neu­
en, verschärften Ausländergesetz in 
Kraft treten sollen, zu verhindern. Wo 
wären noch Schranken gegen die bruta­
le Vemutzung der Arbeitskraft zu ge­
ringstem Lohn, wenn ein erheblicher 
Teil der Arbeiter von den Kapitalisten 
als in zehn Jahren zu verschleissendes 
Arbeitsvieh behandelt werden darf?
Quellen hinweis: BWK, Nachrichten, Heft 01, 22/83; R. 
Bech, R. Faust, Die sogenannten Gastarbeiter, Verlag 
Marxistische Blätter, 1981

Agrarpolitik
Kiechles Vorschlag: 
ausharren und darben

Wie es scheint, hat Ignaz Kiechle, Er­
nährungsminister in Bonn (CSU), sein 
Herz für die kleinen Bauern entdeckt. 
Er will wegkommen „von einer Förde- 
rungspolitik, die vorwiegend auf soge­
nannte entwicklungsfähige Betriebe 
ausgerichtet war und das Gros unserer 
bäuerlichen Betriebe links liegen gelas­
sen hat“. Dazu will er einen Agrarkredit 
einrichten „ohne erschwerende Aufla­
gen“ und „ohne Förderschwellen“, 
um „das Leitbild unserer heimischen 
Landwirtschaft, den bäuerlichen Fami­
lienbetrieb zu sichern“.

Was da zum „Leitbild“ erhoben 
wird, ist Plackerei der ganzen Familie 
für ein Einkommen, das kaum aus­
reicht, die Familienmitglieder zu er­
nähren. Im Durchschnitt arbeitete ein 
Bauer 1981 63,9 Stunden in der Wo­
che, das sind 14 Stunden oder 21,9% 
mehr als die durchschnittliche Wo­
chenarbeitszeit in der Industrie, zu ei­
nem Einkommen, das 28,9% unter 
dem aus vergleichbarer Lohnarbeit lag. 
Die ganze Schufterei reichte für ein 
Viertel aller Vollerwerbsbetriebe noch 
nicht einmal aus, die Substanz zu er­
halten. Land, Vieh und Gebäude muß­
ten verkauft oder verpachtet werden, 
um wenigsten die Familien zu ernäh­
ren.

Aus dieser Not will Kiechle nun eine 
Tugend machen. Nicht mehr allein die 
Betriebsgröße soll Kriterium für die 
Förderungswürdigkeit sein, sondern 
das neue Kreditsystem soll auf ,,geeig­
netere Beurteilungsmaßstäbe zurück­
greifen: Rentabilitätskriterien, Trag­
barkeitsberechnungen und auf die 
Tüchtigkeit des Landwirtes“. Da 
kommt es dann wieder auf die Leistung 
des einzelnen an, ob er im Konkurrenz­
kampf überlebt. Geht er dann doch 
pleite, war der Landwirt eben nicht 
tüchtig genug.

Goldene Berge verspicht der Mini­
ster eh nicht, sondern „erträgliches 
Über-die-Runden-Kommen“. Schon 
heute kommt die Masse der Bauern

nur durch Verschuldung über die Run­
den. Der durchschnittliche Besatz an 
Fremdkapital erhöhte sich im letzten 
Jahr um 0,4% auf 3714 DM pro Hek­
tar landwirtschaftlicher Nutzfläche. 
Die kleinen Betriebe mußten vor allem 
kurzfristige Kredite aufnehmen, die 
voll in die persönliche Reproduktion 
flössen. Trotzdem mußten 16342 Be­
triebe auf gegeben werden. Das wird

sich auch nicht mit dem neuen Kredit­
system ändern, es wird nur langsamer 
gehen. Hierauf gründen sich die ideolo­
gischen Hoffnungen dieses Planes. Der 
kleine Bauer soll sich wieder als „Teil 
des Mittelstandes und prägendes Ele­
ment unserer Gesellschaft“ fühlen. 
Nicht gezwungen, an der Scholle zu 
kleben wegen „mangelnder außerland­
wirtschaftlicher Erwerbsmöglichkei­
ten“, sondern als stolzer, wenn auch 
armer Besitzer des eigenen Grund und 
Bodens.
Quellenhinweis: Agrarbericht 1983; alle Zitate aus: Mittei­
lungen des Presse- und Informationsamtes der Bundesre­
gierung vom 26.5.83

DDR
Agrarpreisreform zwecks
Leistungssteigerung

Eine „Kehrtwende“ in der Landwirt­
schaftspolitik der DDR entdeckte der 
„Kölner Stadtanzeiger“, nach der wie­
der „kleine, überschaubare Höfe“ ge­
fördert werden sollen, der „Spiegel“ 
spekulierte über die Einführung „kapi­
talistischer Methoden“. Was war ge­
schehen? Mitte Mai hatte der stellver­
tretende Landwirtschaftsminister der 
DDR Cesarz in einem Aufsatz eine Re­
form der Agrarpreise begründet, die 
gleiche Reform ist in die Direktive für 
den Volkswirtschaftsplan 1984 aufge­
nommen.
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Die DDR hat seit ihrer Gründung 
großes Gewicht auf die landwirtschaft­
lichen Investitionen gelegt, um erstens 
die Bodenschäden, die sie aus der Zeit 
der junkerlichen Landwirtschaft über­
nommen hatte, zu beheben und zwei­
tens die Unterschiede zwischen land­
wirtschaftlicher und industrieller Pro­
duktivität zu verringern. Darüberhin- 
aus hat sie sich bemüht, durch Steige­
rung der landwirtschaftlichen Produk­
tion und regelmäßige Erhöhung der 
Erzeugerpreise das Einkommen der 
Bauern und landwirtschaftlichen Ar­
beiter dem der Industriearbeiter anzu­
gleichen. Ziel der landwirtschaftlichen 
Produktionsplanung ist seit geraumer 
Zeit, die Abhängigkeit der Nahrungs­
mittelversorgung in der DDR von Im­
porten zu beseitigen, vor allem die Fut­
termittel- und Düngereinkäufe auf 
dem Weltmarkt einzuschränken. Die­
ses Ziel will die Regierung der DDR 
mit jetzt vorgeschlagenen Reform 
durchsetzen — allerdings mit grundle­
gender Änderung der Schwerpunkte 
der staatlichen Agrarpolitik.

Ab 1. Januar nächsten Jahres sollen 
die Erzeugerpreise für landwirtschaftli­
che Produkte beträchtlich angehoben 
werden, so z.B. der Aufkaufpreis für 
Weizen von jetzt 39 Mark pro Doppel­
zentner auf dann 63 Mark pro Doppel­
zentner, für einen Doppelzentner 
Rindfleisch zahlen die staatlichen Auf­
kaufstellen dann 990 Mark, bislang 
670 Mark. Gleichzeitig streicht die Re­
gierung der DDR alle Preissubventio­
nen für landwirtschaftliche Investi­
tionsgüter, wie Maschinen, Dünger, 
Baumaterialien. Um zu verhindern, 
daß in der Folge dieser Änderungen die 
Einkommen der landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften sich ent­
sprechend der jeweiligen Bodenquali­
täten unterscheiden, schlägt das Land­
wirtschaftsministerium die Einführung 
von Ausgleichsabgaben und Zuschüs­
sen je nach Bodenqualität der Produk­
tionsgenossenschaft vor. Die Genos­
senschaften mit den besten Böden sol­
len eine Abgabe von 600 Mark pro 
Hektar in einen Fonds zahlen, Genos­
senschaften mit sehr schlechten Böden 
erhalten Zuschüsse bis zu 100 Mark je 
Hektar aus diesem Fonds, die zur Ver­
besserung der Bodenqualität und der 
Erträge aufgewandt werden sollen.

In der Hauptsache sollen also die 
Bauern mit geringeren Mittel als bisher 
mehr produzieren. Wie anders als 
durch beträchtliche Intensivierung der 
Arbeit soll das geschehen können? 
Darüberhinaus sind die Möglichkeiten 
für Investitionen, die die Produktivität 
der Landwirtschaft langfristig stützen 
können, erschwert. Dies, obwohl ver­
schiedentlich auf Ernteausfälle durch 
Bodenerosion hingewiesen wird.
Quellenhinweis: Neue Deutsche Bauernzeitung, Hrsg. ZK 
der SED, Nr. 6—20/83; Bauern-Echo v. 28.Z29.5.83; Der 
Spiegel, 21.5.83; Kölner Stadlanzeiger, 31.5.83

Abschluß öffentlicher Dienst
Schlimme Auswirkungen auch für die 
Lohnabhängigen anderer Branchen
Der Beschluß der Großen Tarifkom­
mission der Gewerkschaft ÖTV, den 
Schlichtungsspruch (s. Politische Be­
richte Nr. 11/83, S. 7) abzulehnen, hat 
die Hetzkampagne von Bundesregie­
rung, Kapitalistenvertretern und bür­
gerlicher Presse gegen die Lohnabhän­
gigen im öffentlichen Dienst neuen 
Höhen zustreben lassen. Die als links­
liberal eingestufte Süddeutsche Zei­
tung kommentiert die Entscheidung: 
„Wenn die Beschäftigten des öffentli­
chen Dienstes sich nicht durch die Bor­
niertheit ihrer Funktionäre zu einer 
schmarotzenden Randgruppe der Ge­
sellschaft degradieren lassen wollen, 
dann muß die gerade von der Gewerk­
schaft Öffentliche Dienste, Transport 

Die Bereitschaft zum Streik war vorhanden

und Verkehr so oft beschworene Basis 
nun das Heft in die Hand nehmen. Bis 
zum Ablauf der Erklärungsfrist am 11. 
Juni haben die öffentlich Bediensteten 
Zeit, das gewerkschaftsschädigende 
Votum der großen Tarifkommission 
durch Aktionen und Willensbekun­
dungen zu korrigieren.“ (1) Der Hin­
weis darauf, daß das ablehnende Vo­
tum der 57 Mitglieder der Großen Ta­
rifkommission ,,gewerkschaftsschädi­
gend“ sein soll, drückt den Wunsch der 
Reaktion aus, daß solche Funktionäre 
aus den Gewerkschaften rausgeschmis­
sen werden. Die Gewerkschaften sollen 
nicht die Interessen der Lohnabhängi­
gen vertreten, sondern sollen staatstreu 
sein.

Doch was die Süddeutsche Zeitung 
wünscht, über die „Basis“ berichten 
zu können, kann sie nicht berichten. 
Eine Rebellion der „Basis“ gegen den 

Beschluß der Großen Tarifkommission 
blieb aus. Im Gegenteil. Noch zwei Ta­
ge vor Ablauf der erneuten Erklä­
rungsfrist mußte das Handelsblatt be­
richten: „Wie eine dpa-Umfrage bei 
verschiedenen Kreisverbänden ergab, 
verlaufen diese Gespräche teilweise 
sehr kontrovers.“ (2) Das ist eine fein­
sinnige Umschreibung für die vielfälti­
gen Tätigkeiten, die auf Betriebs-, 
Kreis- und Landesbezirksebene unter­
nommen wurden, um die ablehnende 
Haltung der Großen Tarifkommission 
zu bestärken. Erste Erleichterung kam 
auf Seiten der Reaktion erst auf, als die 
Gewerkschaft der Polizei mit ihrer Zu­
stimmung der Entscheidung der ÖTV 
vorgreift. Als einziger Beschluß einer

ÖTV-Gliederung wurde die Zustim­
mung der Führungsspitze des Bezirks 
Nordwest (Schleswig-Holstein/nördli- 
ches Niedersachsen) zu dem Schlich­
tungsspruch bundesweit von der bür­
gerlichen Presse verbreitet.

Die Postgewerkschaft lehnt das Ta­
rifangebot der Deutschen Bundespost 
ab, verlangt aber nicht mehr als die 
Aufnahme neuer Verhandlungen auf 
der Grundlage des Schlichtungsspruchs 
für die Bundespost. Die Große Tarif­
kommission hielt der Hetzkampagne 
nicht stand. Der geschäftsführende 
Hauptvorstand der ÖTV hat seinen 
Teil dazubeigetragen, daß die Große 
Tarif kommission kapitulierte. Der 
Propagandaapparat der Gewerkschaft 
ÖTV wurde mißbraucht, für die An­
nahme des Schlichtungsspruch zu wer­
ben, anstatt die Argumente zu ent­
wickeln, die dazu geführt haben, daß 
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die Mehrheit der Großen Tarifkom­
mission den Schlichtungsspruch abge­
lehnt hat. So hat der geschäftsführen­
de Hauptvorstand Demobilisation be­
trieben, um hernach vor den Folgen ei­
ner verlorenen Urabstimmung zu war­
nen. So ist das Novum eingetreten, daß 
nicht dem Dienstherren, sondern der 
Großen Tarifkommission von Seiten 
des geschäftsführenden Hauptvorstan­
des mit den Folgen der Einleitung von 
Streikmaßnahmen gedroht wurde. Mit 
Sicherheit wäre ein Streik im öffentli­
chen Dienst ein schwieriger Kampf ge­
wesen, und es wären große Anstren­
gungen erforderlich gewesen, die Un­
terstützung dieses Streiks durch alle 
Lohnabhängigen zu gewährleisten. 
Aber die Reaktionen, die auf die Ab­
lehnung des Schlichtungsspruches er­
folgten, bieten ausreichenden Hinweis 
dafür, daß ein solcher Streik hätte mit 
Erfolg geführt werden können.

Mit der nachträglichen Annahme 
des Schlichtungsspruchs ist eine große 
Gelegenheit vertan, die Angriffswel- 

* len, die die Bundesregierung und die 
Landesregierungen gegen den Lebens­
standard der lohnabhängigen Massen 
vortragen, aufzuhalten. So schreibt der 
Kommentator der Süddeutschen Zei­
tung: „In der Sparoperation 1984 fehlt 
nahezu keine der Etatpositionen, die 
noch im vorigen Jahr zu Tabus erklärt 
worden waren: Arbeitslosengeld, Re­
habilitationshilfen, Erleichterungen 
für Schwerbehinderte, Sozialhilfe — 
überall muß gekürzt werden .. . Der 
Sparkurs der Regierung wäre keinen 
Pfifferling mehr wert, wenn die öffent­
lichen Arbeitgeber auch nur in einem 
einzigen Punkt über den Schlichtungs­
vorschlag hinausgingen.“ (1)

Wegen dieser politischen Bedeutung 
der Lohnbewegung im öffentlichen 
Dienst wäre es auch möglich gewesen, 
die von Kapitalisten und Regierung 
verfolgte Spaltungslinie zwischen den 
Lohnabhängigen des öffentlichen 
Dienstes und den Arbeitern und Ange­
stellten in der Industrie erfolgreich zu 
überwinden. Für die vielen, die nach 
einem Ansatzpunkt suchen, etwas Wir­
kungsvolles gegen den Regierungskurs 
zu unternehmen, war die Ablehnung 
des Schlichtungsspruchs durch die 
Große Tarifkommission ein wichtiger 
Anhaltspunkt. Die Bezirksmitglieder­
versammlung Hannover der IG Druck 
und Papier beschloß am 6.6. Unter­
stützung für die Gewerkschaften des 
öffentlichen Dienstes, wenn gewerk­
schaftliche Kampfmittel zur Durchset­
zung von Reallohnsicherung, Mindest­
betrag und Erhalt der Versorgungslei­
stungen nötig seien. 23 Metallarbeiter, 
zwei komplette Gruppen von fuba in 
Bad Salzdetfurth schrieben in einem 
Brief an die Große Tarifkommission: 
,,Für die Industriegewerkschaften, be­
sonders die IG Metall, wird ein Ab­
schluß, der 18-monatige Laufzeit bein­

haltet, für 1984 eine Druckmarke be­
deuten, weil die 0,5% von März bis 
August ein Tarifdatum sind, gegen das 
wir verzweifelt ankämpfen müssen. 
Wir wünschen und hoffen, daß Ihr bei 
Eurer Entscheidung bleibt, Urabstim­
mung und Streik befürwortet und den 
unteren Lohngruppen den Mindestfor­
derungsbetrag erhaltet. Unsere Solida­
rität ist Euch gewiß. Wir werden den 
Vorständen unserer Gewerkschaft dies

SPD-Parteiorgan ,,Vorwärts“ lobt das 
gleichmäßige ,,Geben und Nehmen“

mitteilen, damit sich eine breitere Un­
terstützungskampagne entwickeln 
kann.“ Ebenso wandten sich die Ver­
trauensleute von Schörling Kommu­
nalfahrzeuge, Zweigwerke Nord an die 
Gewerkschaft ÖTV: ,,Gelingt es dem 
Dienstherren, Euren Lebensstandard 
noch tiefer zu drücken, werden im 
nächsten Jahr die Beschäftigten der 
Metallindustrie ,an der Reihe sein4 
usw. Besonders die unteren Lohn- und 
Gehaltsgruppen werden getroffen. 
Durchsetzung des Mindestbetrages ist 
unabdingbar! An der Zusatzversor­
gung, dieser Barriere gegen Versuche, 
das allgemeine Rentenniveau noch tie­
fer zu drücken, darf nicht gerüttelt 
werden. Urabstimmung und Streik im 
öffentlichen Dienst haben aus diesen 
Gründen - anders als die Presse so 
sehr verbreitet — unsere volle Sympa­
thie und Unterstützung, mit Sicherheit 
auch die vieler tausend Kollegen in der 
Metallindustrie“.

Die Befürchtungen, daß ein Zurück­
weichen der Gewerkschaft ÖTV Kapi­
talisten und Regierung zu weiteren An­
griffen ermuntert, haben sich bereits 
jetzt als berechtigt erwiesen. Kaum ist 
der Schlichtungsspruch veröffentlicht, 
entdeckt Arbeitsminister Blüm ein 
neues ,,Rentenloch“. War Blüm für 
die Berechnung der Rentenfinanzen 
von einer Erhöhung der Löhne und 
Gehälter im Jahre 1984 um 4% ausge­
gangen, sieht der Schlichtungsspruch 

nur eine Erhöhung um 0,5% für die 
Monate März bis August vor. „Wenn 
Löhne und Gehälter der Arbeitnehmer 
um ein Prozent weniger steigen als an­
genommen, fehlen in den Rentenkas­
sen 1,2 Milliarden DM“, berichtet die 
Hannoversche Allgemeine Zeitung. 
Und weiter heißt es: „Über die bisheri­
gen Sparmaßnahmen hinaus erwägt 
das Arbeitsministerium jetzt, das Recht 
auf Berufs- und Erwerbsunfähigkeits­
rente neu zu fassen ... Künftig sollen 
nur noch die Arbeitnehmer vor dem 
63. Lebensjahr wegen Berufs- und Er­
werbsunfähigkeit in Rente gehen kön­
ne, die wenigstens in den letzten zwei 
Jahren zuvor auch Beiträge bezahlt 
hatten.“ (3)

Für die Lohnabhängigen im öffentü- 
chen Dienst wird sich herausstellen, 
daß der Verstoß gegen eine Empfeh­
lung des Gewerkschaftstages von 1980, 
daß die Lohn- und Gehaltstarife keine 
längere Laufzeit als zwölf Monate ha­
ben dürfen, fatale Folgen haben wird. 
Die ganze Niedrigkeit des Abschlusses 
wird sich erst im nächsten Jahr heraus­
stellen, zu einem Zeitpunkt, wo die Ge­
werkschaft ÖTV im Juni 1984 ihren 
Gewerkschaftstag abhalten wird. Nach 
dem jetzt erfolgten Abschluß wird es 
dem geschäftsführenden Hauptvor­
stand kaum möglich sein, auf diesem 
Gewerkschaftstag die Lohnfrage hinter 
der Frage der Arbeitszeitverkürzung 
zurücktreten zu lassen. Sollte der Ta­
rifvertrag bis zum Gewerkschaftstag 
halten, ohne daß es zu Nachbesserun­
gen kommt, dann ist der Gewerk­
schaftstag im Juni 1984 ein Ort, wo 
bindende Beschlüsse für einen Streik 
im Herbst 1984 gefaßt werden können.
(1) Süddeutsche Zeitung vom 3.6.83; (2) Handelsblatt vom 
8.6.83; (3) Hannoversche Allgemeine Zeitung vom 31.5.83

Niederlande
Wachsender Widerstand 
gegen Lohnsenkungen

Zu einem „nationalen Aktionstag“ ge­
gen die Regierungspolitik hatte der nie­
derländische Gewerkschaftsbund FNV 
am 11.6. nach Utrecht aufgerufen. 
Landesweit sollte hier gegen die Regie­
rungspolitik demonstriert werden, ge­
gen die Angriffe auf die Sozialversiche­
rungen, gegen die Angriffe auf die 
Mindestlöhne. Aber auch, so jeden­
falls der Aufruf des FNV-Vor Stands, 
für ein „Arbeitsplatzbeschaffungspro­
gramm“ durch mehr öffentliche Auf­
träge insbesondere für den Wohnungs­
bau und, so die Hauptlosung des FNV- 
Vorstands, „für mehr Arbeitsplätze“. 
Im Fall einer solchen Zusage von Re­
gierung und Kapitalisten sowie im Fall 
von Arbeitszeitverkürzungen wollte 
der FNV-Vorstand sogar öffentlich sei­
ne Bereitschaft erklären, weiteren 
Lohnsenkungen zuzustimmen.
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Trotz solch weitreichender Angebote 
an die Kapitalisten schon im Vorfeld 
der Demonstration demonstrierten am 
11.6. mehr als 40000 Arbeiter, Ange­
stellte und Beamte gegen die Regie­
rungspolitik. Als FNV-Vorsitzender 
Wim Kok seine Bereitschaft zu weite­
ren Lohnsenkungen und Versiche­
rungskürzungen erklärte, mußte er sich 
minutenlang gegen ein Pfeifkonzert 
durchsetzen. Insbesondere die Ge­
werkschaftsjugend, die Soldatenge­
werkschaft WDM und eine „Vereini­
gung kritischer Gewerkschaftsfrauen“ 
hatten schon vor der Aktion den Auf­
ruf des FNV-Vorstands heftig kriti­
siert, jegliche weiteren Lohnsenkungen 
entschieden abgelehnt und fanden nun 
unter den Teilnehmern der Demonstra­
tion große Unterstützung.

Man kann nur hoffen, daß der FNV- 
Vorstand nach diesen Erfahrungen sei­
ne Haltung zu den Plänen der Kapitali­
sten und der Regierung noch einmal 
überdenkt. Denn schon jetzt steht fest: 
wenn die niederländische Regierung in 
den nächsten sechs Monaten die Vor­
haben, die sie in letzter Zeit öffentlich 
angekündigt hat, tatsächlich in Kraft 
setzen kann, dann ist die Herausbil­
dung einer größeren Elendsschicht un­
ter den niederländischen Lohnabhän­
gigen und eine brutale Intensivierung 
der Arbeit in den Fabriken und Büros 
kaum noch zu vermeiden.

Schon zum 1. Juli soll, so der bislang 
letzte Stand der Regierungspläne, der 
gesetzliche Mindestlohn für Jugendli­
che bis 23 Jahre um 10 Prozent nomi­
nal gesenkt werden, das Kindergeld um 
ein halbes Prozent verringert werden, 
die Beiträge zur Invalidenversicherung 
erhöht werden. Zum 1. Oktober sollen 
dann:

- Löhne und Gehälter im öffentli­
chen Dienst um nominal 2% (bei der 
gegenwärtigen Teuerungsrate sind das 
real 6 bis 7%) gesenkt werden, zum 
„Ausgleich“ für eine Verringerung der 
tariflichen Arbeitszeit um eine Stunde 
pro Woche;

- die gesetzlichen Mindestlöhne 
sämtlichst, d.h. unter Einschluß der 
bereits zum 1. Juli verringerten Min­
destlöhne der Jugendlichen, ebenfalls 
um nominal 2% verringert werden;

- ein Schicksal, das die Regierung 
auch den Renten der 1,7 Mio. Rent­
nern bereiten will. Diese, seit 1980 an 
die Entwicklung der gesetzlichen Min- 
destiöhne gekoppelt, sollen nun auch 
mit den Mindestlöhnen zusammen fal­
len.

- Schließlich sollen zumindest, 
wenn es nach den Forderungen der Ka­
pitalisten geht, bis zum 1.10. die ge­
setzlichen Mindestlöhne für Jugendli­
che unter 18 Jahren gänzlich beseitigt 
werden. Die Regierung hat angekün­
digt, sie berate zudem über eine neuer­
liche Senkung der Mindestlöhne zum 
1 e 1, 1984 um 5 oder 2 0% und über eine

FNV-Demonstration in Utrecht. Am 
26. und 27.5. streikten in Rotterdam 
6000 Gemeindearbeiter gegen die ge­
planten Lohnsenkungen.
Senkung des Arbeitslosengeldes von 
bisher 80% des letzten Lohns auf 65 
bis maximal 70%.

Gegen diese schweren Angriffe hat 
der Vorstand des Gewerkschaftsbun­
des FNV in den letzten Monaten fast 
nur noch eingewendet, dadurch wür­
den doch keine neuen Arbeitsplätze ge­
schaffen und zudem sei dies ungerecht, 
da die Kapitalisten keine Lasten trü­
gen. Ja, seit Herbst letzten Jahres sind 
die Einzelgewerkschaften des FNV zu­
dem dazu über gegangen, mit einem 
Kapitalistenverband nach dem anderen 
Abkommen über Verkürzungen der ta­
riflichen Wochenarbeitszeit abzu­
schließen, in denen sie selbst auf noch 
so geringe Nominallohnanhebungen 
zumeist völlig verzichteten. Gegen die­
sen Kurs, der bereits jetzt zu schweren 
Einbrüchen im Lohnstandard geführt 
hat, wächst jetzt der Widerstand in den 
Gewerkschaften.
Quellenhinweis: Algemeen Dagblad, Niederlande, Ausga­
ben vom 20.5. bis 13.6.83; ZIN, Zeitschrift des Industrie­
bond FNV, 2.6.83

A ntarktiskonferenz
Imperialisten wollen
ihre Ansprüche sichern

Im Juli dieses Jahres findet in Bonn die 
Konferenz der Konsultativstaaten des 
Antarktisvertrages statt. Gleichzeitig 
will sich eine UN-Konferenz mit dem 
Thema Antarktis beschäftigen. Beide 
Konferenzen werden die weitere Ver­
waltung und Nutzung des antarkti­
schen Kontinents zum Thema haben. 
In Bonn wird es darum gehen, wie die 
Imperialisten ihre Interessen wahrer« 
können; in New York soll es darum ge­
hen, wie die Länder der Dritten Welt 
ihre Interessen geltend machen kön­
nen.

Bei diesem Streit geht es nicht um 
die Verwaltung von Pinguinen und 
ewigem Eis, sondern um die Interessen 

an der Nutzung bedeutender Ressour­
cen.

Bisher lag die Nutzung dieser Res­
sourcen ausschließlich in den Händen 
der Imperialisten, geregelt durch den 
Antarktisvertrag. Dieser 1959 ge­
schlossene und 1961 in Kraft getretene 
Vertrag soll den Imperialisten vorläu­
fig bis 1991 den Zugang zu den Schät­
zen der Antarktis sichern und die um­
fangreichen Forschungsvorhaben für 
die Einzelstaaten verbilligen. Die BRD 
trat 1978 dem Vertrag bei und gehört 
seit 1981 dem erlauchten Kreis der 14 
Konsultativstaaten des Antarktisver­
trages an, in deren Händen bisher die 
Verwaltung der Antarktis liegt.

Mit ihren Antarktisunternehmungen 
knüpfte die Bundesregierung direkt an 
die Reichstradition an. Die erste Nach­
kriegsexpedition 1976 führte in Gebie­
te, in denen sich die letzte Vorkriegsex- 
pedition 1938/39 betätigte und führte 
die gleichen Foschungsarbeiten aus: 
die Suche nach neuen Fanggründen 
und Tierarten im Wedeilmeer. Im Mit- , 
telpunkt steht heute wie damals der 
Krill. Der Krill ist ein krabbenartiger 
Kleinkrebs mit einem außerordentlich 
hohen Eiweißgehalt. Seine Abfischka­
pazität wird auf 50 Mio. Tonnen jähr­
lich geschätzt, was den Welt fisch fang 
nahezu verdoppeln würde. Die Mög­
lichkeiten des menschlichen Verzehrs 
und damit auch die gewinnbringende 
Nutzung des Krills für die westdeut­
sche Fernfischerei ist allerdings durch 
den hohen Fluorgehalt des Krills bisher 
noch erheblich eingeschränkt.

Regional konzentriert sich die BRD 
auf das Filchner-Eisschelf. Dieses Ge­
biet mit zwei westdeutschen Polarsta­
tionen liegt exakt in der von Argenti­
nien beanspruchten Region der Ost- 
Antarktis und ist ein weiterer Grund 
für das Interesse der BRD-Imperiali­
sten am erfolreichen Feldzug der briti­
schen Flotte gegen Argentinien. Ar­
gentinische Malwinen hätten den freien 
Zugang zu den von der BRD bean­
spruchten antarktischen Gebieten be­
hindert.

Was bisher durch den Antarktisver­
trag den Imperialisten als gesichert 
galt, scheint nun gefährdet. Malaysia 
hat vor der UNO-Generalversammlung 
den Anspruch der Länder der Dritten 
Welt auf die Antarktis geltend ge­
macht. Es wandte sich gegen das 1981 
von den Antarktisvertragsstaaten be­
schlossene „Regime für die minerali­
schen Ressourcen der Antarktis“ und 
forderte stattdessen eine UN-Verwal- 
tung für die Antarktis. Die Imperiali­
sten wollen dieses UN-Nutzungsregime 
verhindern, das „durch Bürokratis­
mus, Protektionismus, Dirigismus, 
Zwangstechnologietransfer und unsin­
nige Abgabenpoliük“ ihre Aktivitäten 
behindern würde.
Qutilenhinweis: Handelsblatt, 7.4.83; BmFT-Mittdlun- 
gcn 4/76, 6/78, 3-4/80, 5/82, 1/83
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BRD
Westdeutsche imperialistische ,, Balkan Politiker“ auf alten 
Pfaden: Die Wiederbelebung des „Mitteleuropa-Syndroms“
Im Dezember vergangenen Jahres refe­
rierte der Staatsminister im Auswärti­
gen Amt Alois Mertes vor der Südost­
europa-Gesellschaft in München — ei­
ner vom Auswärtigen Amt, der Bayeri­
schen Staatsregierung und praktisch al­
len großen BRD-Kapitalisten finan­
zierten ,,Experten“-Vereinigung
zwecks Förderung der Südostexpan­
sion der BRD — über ,,Südosteuropa 
in der deutschen Außenpolitik“. Die 
Bilanz der letzten 30 Jahre Südostex­
pansion, so Mertes, sei „positiv“. Im­
merhin habe man „in einer durch den 
2. Weltkrieg grundlegend veränderten 
politischen Ausgangslage“ anfangen 
müssen. Inzwischen aber sei man wie- 

’X der „zum wichtigsten westlichen Au­
ßenhandelspartner Rumäniens, Un­
garns und Bulgariens“ sowie Jugosla­
wiens geworden. Alles in allem stelle 
sich jetzt wieder ,,Südosteuropa als 
Aufgabe“, bei der es „angesichts unse­
rer auf ... geschichtlichen Grundlagen 
beruhenden starken Verbundenheit 
mit den Ländern des europäischen 
Südostens“ besonders darauf ankom­
me, „friedenssichernd“ zu wirken und 
so einen Beitrag zur Überwindung der 
„Spaltung Europas“ zu leisten.

Was hier scheinbar unverfänglich 
daherkommt als „Friedenssicherung 
und Einigung Europas“ unter Ein­
schluß des Balkan, das sind in Wirk­
lichkeit handfeste und nur mittels Er­
oberungskriegen durchsetzbare Expan­
sionsziele der westdeutschen Imperiali­

Noch stets haben die deutschen Imperialisten ihre Balkanfeldzüge als „Befrei­
ung“ der dortigen Nationen ausgegeben und brutalisierte einheimische Banden 
als Beweis für die „Unterstützung“ ihrer Besatzung vorgezeigt. Bild rechts: 
SS-„Freiwillige“ 1943 in Bosnien, links: ungarische „Pfeilkreuzler“ nach der 
Besetzung Ungarns. 1945 urteilte das Nürnberger Gericht im Prozeß über „Süd­
ostgenerale“ der Wehrmacht: „Die deutsche Wehrmacht hat auf dem Balkan ein 
solches Ausmaß von Morden und Zerstörung verübt, daß es in der modernen Ge­
schichte einmalig dasteht.“

sten. Expansionsziele, die die BRD-Im- 
perialisten von ihren reichsdeutschen 
und faschistischen Vorgängern bruch­
los übernommen haben. Ihr Ziel ist die 
Unterwerfung des gesamten Balkans, 
die Verwandlung der Staaten des Bal­
kans in Rohstoff- und Nahrungsmittel­
lieferanten des deutschen Imperialis­
mus, in Absatzgebiete für westdeut­
sche Industriewaren, in Kapitalanlage­
gebiete. Oder, wie 1915 der Südostex­
perte des damaligen Auswärtigen Am­
tes und Vorbild der heute nach ihm be­
nannten FDP-Stiftung, Friedrich Nau­
mann, in seinem Buch „Mitteleuropa“ 
schrieb: „Nehmt die Karte zur Hand 
und seht, was zwischen Weichsel und 
Vogesen liegt, zwischen Galizien und 
Bodensee lagert! Diese Fläche sollt ihr 
als eine Einheit denken, als ein vielge­
gliederter Bruderbund, als einen Ver­
teidigungsbund, als ein Wirtschaftsge­
biet!“

Warum sollten die westdeutschen 
Imperialisten auch von diesem Ziel ab­
lassen? Der Landweg nach Bagdad, in 
den Nahen Osten, ans Mittelmeer und 
Schwarze Meer: er führt über den Bal­
kan! Keine „Türkeipolitik“ ohne 
„Balkanpolitik“! Zudem findet sich 
auch heute noch allerhand „zwischen 
Galizien und Bodensee“, um so mehr, 
wenn man dieses „Mitteleuropa“ um 
Griechenland und um die Türkei er­
weitert. So förderten Griechenland, 
Jugoslawien, Ungarn und Rumänien 
1980 zusammen 9,4 Mio. Tonnen Bau­

xit, mehr als ein Zehntel der Weltbau­
xitförderung. Die Bleiförderung in Ju­
goslawien, Bulgarien, Rumänien und 
Griechenland hätte für den gesamten 
Bedarf der BRD-Imperialisten ge­
reicht, die Braunkohleförderung in 
diesen Staaten unter Einschluß Un­
garns erreichte 149 Mio. Tonnen, die 
Eisenerzförderung in diesen Staaten 
sowie in der Türkei überstieg immerhin 
14 Mio. Tonnen. Schon 1975 hatten 
westdeutsche „Experten“ zudem ge­
meldet, daß in Jugoslawien „noch er­
hebliche Vorkommen an Nickel, Kup­
fer und Bauxit, nach der Neuent­
deckung der Kohlenflöze im Kossovo- 
gebiet auch Kohle im Tagebau, der Er­
schließung“ harrten. 1982 meldeten 
ähnliche „Experten“ aus Bulgarien, 
daß dort „zur Erschließung der in den 
letzten Jahren entdeckten umfangrei­
chen Vorkommen - es handelt sich 
dabei um Kokskohle, Mangan, Wolf­
ram, Molybdän, Multimetallerze, Öl­
schiefer und mit großer Sicherheit auch 
Erdöl und Erdgas - ... enorme Inve­
stitionen“ nötig seien, die eigentlich 
nur „über eine intensivierte Koopera­
tion mit westlichen Firmen realisiert 
werden“ könnten.

Wir übertreiben? Wir unterstellen 
den westdeutschen Kapitalisten und 
Regierungsvertretern Ziele, die sie gar 
nicht mehr verfolgen, von denen sie 
durch zwei blutige Niederlagen der 
Vergangenheit „geheilt“ sind?

Schon zu Zeiten der Bizonenverwal­
tung hatten die westdeutschen Kapita­
listen wieder die ersten Handelsabkom­
men mit den Balkanländern abge­
schlossen: 1947 mit Bulgarien, 1948 
mit Jugoslawien und Ungarn. 1954 
folgte das erste Handelsabkommen der 
Regierung Adenauer mit Rumänien. 
Im gleichen Jahr begab sich Adenauer 
zu seinem ersten Staatsbesuch nach 
Griechenland und in die Türkei, lobte 
beide Staaten als „Ecksteine in der 
Front des freien Europa“ und bestritt 
auf einer Pressekonferenz die Absicht 
der Bildung einer Achse Bonn-Athen- 
Ankara mit folgenden Worten: 
„Wenn man ... über die Ziele der ge­
meinsamen Bestrebungen Übereinstim­
mung erzielt, dann kann man auch oh­
ne Paragraphen in diesem Sinne arbei­
ten.“ Worauf die französische Zeitung 
Le Monde kommentierte (nach: „Kee- 
sings Archiv der Gegenwart, 28.3. 
1954): „Die deutsche Presse könne 
sich zu der meisterhaften Art beglück­
wünschen, mit welcher die deutsche 
Diplomatie eine Straße in den Orient 

I wiedereröffnet habe, die seinerzeit so
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Nationalsozialistische Balkan-Politik: 
„Alte Verbindungen — neue Aufgaben“
Die Südost-Europa-Politik des 
„Dritten Reiches“ bewegte sich im 
wesentlichen in den ausgetretenen 
Bahnen dieser Politik seiner Vorgän­
ger, des Wilhelminischen Reichs und 
der Weimarer Republik. Hierbei kam 
jenen über das ehemalige Österreich- 
Ungarn bzw. die (seit 1919 bestehen­
de) Republik Österreich geknüpften 
(wirtschaftlich-politischen) Bezie­
hungen stets besondere Bedeutung 
zu. Der ,,Anschluß“ Österreich-Un­
garns war seitens des reichsdeutschen 
Imperialismus schon im Ersten Welt­
krieg als Kriegsergebnis beschlossene 
Sache (Wie anders sollte sich „die 
Achse Berlin-Bagdad“ realisieren 
lassen?). In der Zwischenkriegszeit, 
während der Weimarer Republik, 
wurden sowohl von den Reichsregie­
rungen (d.h. dem Auswärtigen Amt) 
wie auch vom sogenannten „Mittel­
deutschen Wirtschaftstag“ teils mit­
einander verbundene teils parallel 
laufende Anstrengungen zur Herstel­
lung einer Zollunion bzw. einer Art 
Wirtschaftsgemeinschaft zwischen 
dem Deutschen Reich und Österreich 
unternommen: Ziel dieser Anstren­
gungen war zum einen die ökono­
misch-politische Abschnürung der 
Tschechoslowakei (CSR) und zum 
anderen die Gewinnung einer Aus­
gangsbasis für „eine direkte Süd­
ostpolitik“ (1). Nationalliberale Mit­
glieder der verschiedenen Reichsre­
gierungen vor 1933 haben sich mehr 
oder minder freimütig zu diesen stra­
tegischen Zielen geäußert - so der 
Außenminister Stresemann bereits 

1925/26 zur „Notwendigkeit des An­
schlusses Deutsch-Österreichs“ und 
der Justizminister (1928/29) Koch-We- 
ser in seinem 1929 veröffentlichten 
Buch „Deutschlands Außenpolitik in 
der Nachkriegszeit 1914—1929“: 
„Mögen die Verschiebungen des (Er­
sten) Weltkriegs auch noch so groß ge­
wesen sein, die ... Tatsache, daß der 
Lebensraum Deutschlands in Mitteleu­
ropa liegt und gen Südosten zu erwei­
tern ist, ist unverändert geblieben“ (2). 
Der Verlust der kolonialen Absatz­
märkte und Rohstoffquellen nach 
1918/19 und die sich verschärfende 
Konkurrenzlage auf dem Weltmarkt 
(am Ende der 20er Jahre) zwangen die 
reichsdeutschen Monopole zu Initiati­
ven, die auf „gesicherte“ Märkte und 
Rohstoffquellen abzielten: Der ökono­
misch-politische Anschluß „Deutsch- 
Österreichs“ zwecks Ermöglichung ei­
nes direkten Zugriffs auf den Balkan 
wurde absolut notwendig, entspre­
chende außenpolitische Schritte einge­
leitet. Im Februar 1930 kam es zum 
Abschluß eines deutsch-österreichi­
schen Handelsvertrags, außerdem wur­
de der „Vorvertrag zu einer Zolluni­
on“ bekanntgegeben. Aber die Haupt­
rivalen (Großbritannien, Frankreich) 
des reichsdeutschen Imperialismus 
(v.a. auch auf dem südosteuropäischen 
Terrain) haben diese Zollunion durch 
entsprechenden Druck auf die österrei­
chische Regierung (betreffs „An- 
schluß“-Verbot seit 1919) zunächst 
verhindern können.

Die Ausschaltung dieser ökonomi­
schen Konkurrenten bzw. politischen

1938: „Anschluß“ Österreichs ...

Rivalen durch den direkten Zugriff auf 
den Balkan gewann in der Folgezeit 
eher noch an Bedeutung; dies geht bei­
spielsweise aus der Niederschrift über 
eine Mitgliederversammlung der 
„Deutschen Gruppe des Mitteleuropä­
ischen Wirtschaftstags“ vom 7.12. 
1936 hervor: „Zur Frage der Kapital­
beteiligung äußerte sich Herr Ministe­
rialdirektor Wohltat, daß das Interesse 
Deutschlands, dauerhafte und festge­
gründete Wirtschaftsbeziehungen mit 
Südosteuropa zu unterhalten, die Be­
teiligung deutschen Kapitals an der 
Wirtschaft dieser Länder wünschens­
wert erscheinen lasse. Infolge der Devi­
senlage sind der deutschen Beteiligung 
enge Grenzen gesetzt ... Während 
z.B. Deutschland im Außenhandel mit 
Jugoslawien seit einiger Zeit die erste 
Stelle einnimmt, ist Deutschland nur 
mit rund 5% des ausländischen Kapi­
tals in der jugoslawischen Wirtschaft 
vertreten, und zwar hinter Frankreich

oft beschritten und durch die berühmte 
Bagdadbahn konkretisiert worden sei 
.. . Offenbar habe die deutsche Diplo­
matie eine bemerkenswerte Rückkehr 
in die Balkanpolitik eingeschlagen.“

Diese „Rückkehr in die Balkanpoli­
tik“ haben die westdeutschen Imperia­
listen seitdem konsequent fortgesetzt. 
Schon 1962 erreichten sie, daß ihnen 
im Rahmen der NATO die Ausrü- 
stungs- und Ausbildungshilfe für die 
griechischen und türkischen Truppen 
übertragen wurde. Seitdem entfaltet 
sich die von Adenauer noch bestrittene 
Achse mit beiden Ländern in ihrer gan­
zen Pracht.

1963 folgten dann im Rahmen der 
„neuen Ostpolitik“ die ersten offiziel­
len Handelsmissionen in Polen, Rumä­
nien und Ungarn. In den gleichzeitig 
abgeschlossenen neuen Handelsverträ­
gen setzten die BRD-Imperialisten erst­
mals durch, daß diese Verträge für das 
„Währungsgebiet der DM-West“ gel­
ten, wodurch ihr Anspruch auf West­

berlin hingenommen war.
In den folgenden Jahren gelang den 

westdeutschen Imperialisten eine stän­
dige Ausweitung ihrer Handels- und 
Wirtschaftsbeziehungen mit den Staa­
ten des Balkan. Insbesondere, nach­
dem sie ab 1967 wieder diplomatische 
Beziehungen geschlossen hatten, ohne 
dafür einen einzigen Anspruch auf 
Einverleibung der DDR, auf Territori­
um Polens und der Sowjetunion aufge­
ben zu müssen. Schon Anfang der 
siebziger Jahre hatten die westdeut­
schen Imperialisten sich im imperiali­
stischen Handel mit den Balkanstaaten 
wieder an die erste Stelle geschoben. 
Im Januar 1972 trat Rumänien dem 
IWF bei, im gleichen Jahr erlaubte die 
ungarische Regierung wieder imperiali­
stische Niederlassungen, wenn auch 
vorerst nur mit mehrheitlich ungari­
scher Kapitalbeteiligung. Mitte der 
siebziger Jahre konnten die BRD-Im­
perialisten bereits wieder mehr als 40 
Kooperationsabkomen mit rumäni- 

sehen Firmen melden, 156 Koopera­
tionsabkommen und 26 gemeinsame 
Firmen mit jugoslawischen Unterneh­
men, 24 Kooperations- und Arbeitsver­
träge mit bulgarischen Unternehmen, 
fast 150 Kooperationsabkommen mit 
ungarischen Unternehmen.

Auch in Österreich, dem für jede 
Balkan- und Südostexpansion unver­
zichtbaren Zwischenglied, haben sich 
die westdeutschen Imperialisten längst 
wieder festgesetzt und einen verläßli­
chen Verbündeten für ihre Pläne. So 
hatte der damalige Staatssekretär im 
österreichischen Auswärtigen Amt, 
Carl H. Dobleter, schon 1965 in einem 
Vortrag unter der Überschrift „Öster­
reichs Mittlerrolle zwischen Westeuro­
pa und den südosteuropäischen Län­
dern“ das Interesse der österreichi­
schen Finanzbourgeoisie an der Rück­
eroberung des Balkan so formuliert: 
„Auch Österreich will seinen vollen 
Beitrag zur Zusammenarbeit, zur Wie­
dervereinigung unseres Kontinents lei- 

14



mit 21%, England mit 18%, Österreich 
mit 13%, der Schweiz mit 9%, den 
USA mit 8%, der Tschechoslowakei 
mit 8%, Belgien mit 7% ... (Trotzdem) 
sei gerade in diesem Lande mit seinen 
reichen Bodenschätzen eine Beteiligung 
Deutschlands erwünscht.“ (3).

Die zwei bzw. drei Jahre später voll­
zogene Annexion Österreichs (März 
1938) und der Tschechoslowakei (Sep­
tember 1938 ,,Anschluß des Sudeten­
lands“, März 1939 ,,Zerschlagung der 
Resttschechei“ bzw. Aufrichtung des 
,,Protektorats Böhmen und Mähren“ 
und eines Vasallenstaats „Slowakei“) 
vereinte sogleich gut 26% dieses in Ju­
goslawien operierenden ausländischen 
Kapitals unter der Kontrolle der reichs­
deutschen Banken und Monopole, ent­
sprechender ökonomisch-politischer 
Druck auf die monarchistische Regie­
rung dieses Landes wurde möglich. Als 
dieser Druck am Sturz jener Regierung 
scheiterte, überfiel Hitlerdeutschland 
am nächsten Tag (6.4. 1941) Jugosla­
wien, am selben Tag drangen außer­
dem heimlich in Rumänien konzen­
trierte und über Bulgarien herange­
führte Truppen der faschistischen 
Wehrmacht in Nordgriechenland ein, 
um dieses Terrain dem Zugriff des bri­
tischen Imperialismus zu entziehen. 
Diese direkten militärischen Schritte 
der Annexion und Okkupation auf 
dem Balkan konnte das Dritte Reich 
nur gestützt auf die Kumpanei (monar­
chistischer bzw. faschistischer) groß­
ungarischer, großrumänischer und 
großbulgarischer (chauvinistischer) 
Regierungen betreiben. Das Dritte 
Reich nahm (teilweise zusammen mit 
Mussolini-Italien) die Funktion eines 
regionalen „Vermittlers“ zwischen 
diesen miteinander um Territorial-An- 

sprüche rivalisierenden Regierungen 
wahr: Es beteiligte Ungarn mit einigen 
Gebietsfetzen an der Annexion bzw. 
Okkupation der CSR und Jugosla­
wiens, es zwang Rumänien per 
„Schiedsspruch“ zu Abtretungen an 
Ungarn und es „regelte“ in ähnlicher 
Weise die wechselseitigen Ansprüche 
zwischen Rumänien und Bulgarien, 
wobei es alle diese Regierungen mit 
dem „gemeinsamen Interesse gegen­
über dem Bolschewismus“ zusammen­
band (4). Die politische Schwäche die­
ser Balkanländer gegenüber dem 
reichsdeutschen Imperialismus ent­
sprang im wesentlichen der Ausbeuter­
herrschaft des nachfeudalen Groß­
grundbesitzes in diesen Agrarländern; 
an diese Schwäche knüpften (z.B.) die 
im folgenden auszugsweise wiedergege­
benen Absichten der reichsdeutschen 
Monopole bzw. ihrer Regierungsorga­
ne an: (Der Chef des H. Göringschen

... stets erstes Kriegsziel Richtung Bal­
kan. 1941 Einmarsch in Griechenland.

Stabsamtes für den Vierjahrsplan, 
Neumann, an das Auswärtige Amt/ 
Berlin, 15.1. 1941.) „Zur Frage der 
künftigen Wirtschaftspolitik gegen­
über Südosteuropa - (Wir müssen) 
... auf eine möglichst große Über­
schußproduktion jener Länder be­
dacht sein, weshalb wir in keinem 
Fall an einer Entwicklung mithelfen 
können, die das dortige Lebensni­
veau auf Kosten der für uns verfüg­
baren Überschußproduktion erhöht. 
Wir hätten dann genau das Gegenteil 
dessen erreicht, was aus wirtschafts­
politischen und wehrwirtschaftlichen 
Gründen angestrebt werden muß ... 
Auch wird nicht als vordringlich an­
gestrebt werden können, die in der 
drückenden agrarischen Überbevöl­
kerung zum Ausdruck kommende 
»verdeckte Arbeitslosigkeit4 ... zum 
Verschwinden zu bringen ... In der 
Tat sind die überschüssigen Arbeits­
kräfte des Südostens das wertvollste 
Exportgut, das uns jene Länder ... 
liefern können“ (5). Zusammenfas­
send läßt sich somit feststellen, daß 
die nationalsozialistische Balkan-Po­
litik auf die Schaffung imperialisti­
scher Arbeitsteilung abzielte, bei der 
jene südosteuropäischen Länder die 
Dauerfunktion von Rohstoff-, Ag­
rarprodukte- und Arbeitskräfte-Lie- 
feranten übernehmen sollten.
(1) Deutschland und Südosteuropa, Graz 1942, S. 134;
(2) R- Berndt, Wirtschaftliche Mitteleuropapläne des 
deutschen Imperialismus (1926-1931); Wiss. Zschrft. d. 
Univers. Halle, DDR, 1965, S. 227ff; (3) R. Opitz, Eu­
ropastrategien des deutschen Kapitals 1900—1945, 
Köln, 1977, S. 627f; (4) Akten zur deutschen auswärti­
gen Politik, Baden-Baden, 1953, Serie D: Bd. V (Süd­
osteuropa; Sept. 1937—März 1939) und nachfolgende 
Bände; (5) dokumentiert in: Zeitschrift für Geschichts­
wissenschaften, DDR, Nr.5, 1972, S. 924f; Weitere 
Quellenhinweise: Griff nach Südosteuropa - Neue Do­
kumente, Berlin/DDR, 1973; O. Leibrock, Der Süd­
osten, Großdeutschland und das neue Europa, Berlin 
1941

sten“. Mit Blick auf die alten habsbur­
gischen Balkantraditionen fügte er hin­
zu: „Österreich wird, eingedenk seiner 
alten europäischen Verantwortung, 
nicht versäumen, das Seine beizutra­
gen, um das Gemeinsame, das uns Eu­
ropäer verbindet, stärker werden zu 
lassen als alles Trennende.“

Zudem verfügen die westdeutschen 
Kapitalisten in Österreich inzwischen 
bereits wieder über ansehnliche Mittel, 
um ihre eigenen Balkaninteressen auch 
von dort aus verfolgen zu können. Mit 
über 7 Mrd. DM Schulden bei west­
deutschen Banken und 105 000 Lohn­
abhängigen in westdeutschen Nieder­
lassungen ist das Land schon seit Jah­
ren ein Schwerpunktland für westdeut­
sche Kapitalexporte.

Diese so zurückgewonnenen wirt­
schaftlichen Einflußmöglichkeiten, 
insbesondere die seit Jahren gestiege­
nen Kreditschulden der Balkanländer 
bei westdeutschen Banken, sind den 
westdeutschen Imperialisten jetzt 

Grund genug, eine andere Tonart an­
zuschlagen. Schon Anfang 1982 hatte 
Außenminister Genscher in der Zeit­
schrift „Europa-Archiv“ unzweideutig 
die westdeutsche Absicht kundgetan, 
die „europäische Einigung“ auch auf 
den Balkan auszudehnen, und die 
Sowjetunion zum Rückzug aus dem 
Balkan aufgefordert. Genscher: „Es 
gehört keine Prophetengabe dazu, vor­
auszusagen, daß die Sowjetunion sta­
bile Beziehungen zu ihren osteuropäi­
schen Bündnispartnern nur gewinnen 
kann, wenn sie auf das Verlangen der 
osteuropäischen Völker nach Reform 
und Verwirklichung ihrer europäischen 
Identität konstruktiv antwortet.“ Kurz 
darauf demonstrierten die westeuropä­
ischen Imperialisten unter führender 
Beteiligung westdeutscher Banken den 
Staaten des Balkan, wie sie dieser 
„Verwirklichung der europäischen 
Identität“ nähergebracht werden sol­
len. Binnen weniger Tage entzogen 
westliche imperialistische Banken so­

wohl Ungarn wie auch Rumänien meh­
rere hundert Millionen DM Kredite. 
Die rumänische Regierung mußte 
prompt, um eine öffentliche Zahlungs­
unfähigkeitserklärung zu vermeiden, 
in Umschuldungsverhandlungen ein­
willigen. Ein Jahr lang zögerten dann 
die westdeutschen Banken ihre Teil­
nahme an diesen Verhandlungen hin­
aus - mit dem Ergebnis, daß Gen­
scher vor zwei Wochen triumphierend 
aus Bukarest mitteilen konnte, die zu­
vor von der rumänischen Regierung ge­
gen deutschsprachige Aussiedler ver­
hängten Auswanderungsgebühren sei­
en vom Tisch, und das 1973 abge­
schlossene Abkommen über wirt­
schaftliche und technische Zusammen­
arbeit werde ebenfalls verlängert. Wel­
che weiteren Vergünstigungen für ihr 
verbliebenes Siedlerpersonal und für 
ihre weitere Einmischung in rumäni­
sche Angelegenheiten die BRD- 
Imperialisten auf diese Weise erpreß­
ten, ist noch nicht bekannt.
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,,Inseln der Marktwirtschaft“ — Kapitalanlagen 
westdeutscher Kapitalisten in den Balkanstaaten
Ca. 60% der ungarischen Koopera- 
tions- und Gemeinschaftsunterneh­
men mit kapitalistischen Unterneh­
men sind in den Händen der west­
deutschen Kapitalisten, in Jugosla­
wien halten die BRD-Imperialisten 
mit rund 30% der abgeschlossenen 
Verträge ebenfalls die Spitzenposi­
tion, in Rumänien sind sie ebenfalls 
die größten kapitalistischen Investo­
ren. Lediglich gegenüber Bulgarien, 
das erst seit 1980 Gemeinschaftsun­
ternehmen mit kapitalistischen Un­
ternehmen zuläßt, können die 
BRD-Imperialisten erst den Erfolg 
von etwa 40 Kooperationsverträgen, 
aber keinem Gemeinschaftsunterneh­
men verzeichnen.

Die Siemens AG verfügt über Ko­
operationsverträge mit Bulgarien und 
Rumänien, Gemeinschaftsunterneh­
men mit jugoslawischen Unterneh­
men und die Firma Sicontact, einem 
Gemeinschaftsunternehmen mit der 
ungarischen Außenhandelsbehörde 
Intercooperation. Die Zigarettenka­
pitalisten Reemtsma und Bergmann 
haben Kooperations-Lizenzverträge 
mit Bulgarien abgeschlossen und 
wandeln in den Fußstapfen des 
reichsdeutschen Tabakmonopols. 
Daimler Benz und VW sind jeweils 
an Gemeinschaftsunternehmen in Ju­
goslawien beteiligt und haben Koope­
rationsverträge mit bulgarischen, un­
garischen und rumänischen Staatsun- 
temehmen. Thyssen, Mannesmann 
und Krupp haben Kooperationsver­
träge mit Staatsunternehmen in Bul­
garien, Rumänien und Ungarn abge­
schlossen, in Jugoslawien verfügen 
sie über Anteile von 49% an Betrie­
ben, in Rumänien hält die Zahnrä­
derfabrik Renk einen Anteil von 49% 
des Kapitals an Resita-Renk.

Die Kapitalisten fordern Beschränkung der Arbeiterkontrolle in den jugosla­
wischen Betrieben. Bild: Aluminiumproduktion in Jugoslawien.

Die Kooperationsverträge sehen 
überwiegend eine Arbeitsteilung in 
der Art vor, daß in den Staatshan­
delsländern Teilprodukte oder Halb­
fertigprodukte hergestellt werden, 
die zum größten Teil in der BRD mit 
den restlichen Teilen fertigmontiert 
werden, zum Teil geschieht die „Ko­
operation“ auch in Fertigmontage in 
den Staatshandelsländern, oder wie 
z.B. verschiedene Kooperationsver­
träge der Textilindustrie mit jugosla­
wischen, rumänischen und ungari­
schen Betrieben vorsehen, durch 
„Lohnfertigung“: Die BRD-Kapita- 
listen liefern die Stoffe, z.T. zuge­
schnitten, und die Arbeiter in den 
„Kooperations-Ländern“ nähen sie 
zusammen, die westdeutsche „Ko­
operations-Firma“ verkauft die ferti­
gen Kleidungsstücke dann wieder in 
die BRD oder andere Staaten. Die 
Staatshandelsländer garantieren die 
Fertigung zu einem niedrigen Kosten­
satz, weil sie durch diese Exporte De­
visen für Importe erlangen können, 
die sie benötigen.

Als „marktwirtschaftliche Inseln 
im Meer des Plansystems“, so die 
„Wirtschaftswoche“, betrachten die 
westdeutschen Imperialisten diese 
Unternehmen und melden entspre­
chende Ansprüche auf Ausdehnung 
ihrer Wirtschaftsweise in diesen Staa­
ten an: Die Siemens AG klagt über 
, »leistungsdämpfende4 ‘ Lohnformen 
in Bulgarien und Rumänien, alle 
westdeutschen Kapitalisten prote­
stierten gegen den neuen Entwurf des 
jugoslawischen Investitionsgesetzes, 
weil die Rechte der Arbeiterräte nicht 
ausreichend beschränkt seien
Quellenhinweis: BfA, Reihe „Ostinformationen“; F. 
Levcik, J. Stemkawsky, Industrielle Kooperation zwi­
schen Ost und West, Wien 1977; Wirtschaftswoche v. 
28.1.83

Die ungarische Regierung mußte 
zwar keine Umschuldungsverhandlun­
gen eröffnen, trat dafür aber im Som­
mer 1982 als zweites Land des RGW in 
den von den Imperialisten kontrollier­
ten Internationalen Währungsfond 
ein.

Vor allem aber: die westdeutschen 
Imperialisten beginnen wieder unver­
hohlen mit der Propagierung ihres al­
ten „Großmitteleuropa“-Konzepts fa­
schistischen Angedenkens. So sah sich 
der Nürnberger „Südosteuropa-Exper­
te“ Prof. Dr. Franz Ronneberger 
schon 1980 in der Zeitschrift der ein­
gangs erwähnten Südosteuropa-Gesell­
schaft in der Lage, wieder unverblümte 
großdeutsche Ordnungsansprüche für 
den Balkanraum anzumelden. Schließ­
lich wisse doch jeder, „daß

1. in Südosteuropa kein Staat die 
anderen an Bevölkerungszahl, wirt­
schaftlichen Ressourcen und indu­
striell-technischer Entwicklungshöhe 
so überragt, daß er zum Kristallisa­
tionskern eines spezifisch südosteuro­
päischen politischen Systems werden 
könnte;

2. komplementär zu diesem Tatbe­
stand die Nachbarländer Südosteuro­
pas im Westen und Norden (Italien, 
Deutschland und Rußland) um ein 
Mehrfaches volkreicher sind, über gro­
ße wirtschaftliche Ressourcen verfügen 
und sich zu Industrieländern der höch­
sten Stufe entwickelt haben“

und daß
„3. die politischen Interessen dieser 

Großvölker in Südosteuropa einander 
überschneiden“.

Womit dieser Nürnberger Geopoliti­
ker gleich mehrere Gründe geschaffen 
hätte, die den westdeutschen Imperiali­
sten als Vorwand für ihre Ansprüche 
auf den Balkan dienen könnten. Er­
stens sind sie ein „Industrieland der 
höchsten Stufe“ und als solches be­
kanntlich schon immer zur Beglückung 
der Menschheit berufen. Zweitens sind 
sie Vertreter eines „Großvolkes“, des­
sen „Interessen“ zumindest bis weit 
nach Südosteuropa hineinreichen. Und 
das, wo auf dem Balkan doch, wie je­
des Schulkind aus dem Geschichtsun­
terricht weiß, seit Jahrzehnten „latente 
und akute Spannungen“ bestehen, die 
„hauptsächlich in der ethnischen 
Streulage wurzeln.“

Bei solch wurzelhafter Erkenntnis 
von Kriegsgefahren auf dem Balkan 
durch „ethnische Streulagen“ der dor­
tigen Nationen muß ein „Großvolk“ 
doch eingreifen! Zumal, wie der Pro­
fessor in seinem Aufsatz für die vom 
Auswärtigen Amt finanzierte Gesell­
schaft weiter schreibt,

„11. fast alle Länder Südosteuropas 
keine strategisch günstigen Grenzen 
besitzen.“

Ein Jahr später wird dieser Südost­
europa-Experte in der gleichen Zeit­
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schrift noch deutlicher. Der im folgen­
den zitierte Aufsatz geht auf einen 
Vortrag zurück, den der Professor auf 
einer am 17. Juni 1981 in der evangeli­
schen Akademie Hofgeismar abgehal­
tenen ,,Mitteleuropa-Tagung“ gehal­
ten hat. Nachdem Ronneberger sich 
neuerdings über das „Großvolk der 
Deutschen“ ausgelassen hat, das auf 
dem Balkan in unmittelbarer Nachbar­
schaft „zu zahlreichen Mittel- und 
Kleinvölkem“ lebe, zu „verspäteten 
Nationen“ zudem, die statt sauber auf 
völkische Trennung zu achten, seit je­
her auf dem Balkan ein einziges „eth­
nisches Gemengelage“ veranstalteten 
und deshalb ständig in Spannung zu­
einander lebten, denen zudem eigent­
lich immer eine eigene „urbane Füh­
rungsschicht“ gefehlt habe, stellt er 
dann für alle Balkanstaaten, die dem 
RGW angehören, sowie für Jugosla­
wien fest, „daß die politische Kultur in 
diesen Ländern noch nicht ihren ange­
messenen Ausdruck in der bestehenden 
Staats- und Regierungsform gefunden 
hat.“ Im Klartext: Konterrevolution 
ist erwünscht. Und welche? Ronneber­
ger: „Allen Konstruktionen, die auf ei­
ne Separation der südost- und ostmit­
teleuropäischen Kulturen von der deut­
schen hinauslaufen, fehlen Gegenge­
wichte. Sie wirken einseitig und iso­
liert. Die deutsche Kultur, der in die­
sem Zusammenhang selbstverständlich 
auch die österreichische zuzuordnen 
ist, ist mit so vielen Fäden an die Kul­
turen der östlichen Nachbarn verwo­
ben, daß Stabilität und Entwicklung 
allein unter Berücksichtigung dieser 
Bindungen möglich scheint.“ (Hervor­
hebung vom Verf.)

Ronneberger weiter: „Das Mitteleu­
ropa-Syndrom taucht auf, wenn sich 
Deutschland in einem kritischen Punkt 
seines politischen Schicksals befindet. 
Das Thema hat stets etwas program- 
matisches. Es geht um die Zukunft. 
Man kann also getrost sagen: die Be­
schäftigung mit Mitteleuropa ist keine 
akademische Angelegenheit, sondern 
hat von vornherein politische Qualität. 
Das trifft sich mit den Schwierigkeiten, 
geographische Grenzen auszuma­
chen. “ (Hervorhebung durch d. Verf.)

Mit dem „Ausmachen“ von „Gren­
zen“ hatten die westdeutschen Impe­
rialisten und ihre Vorgänger bekannt­
lich schon immer ihre „Schwierigkei­
ten“. Hinter den „Friedenssiche- 
rungs“-Ankündigungen des Staatsmi­
nister Mertes und anderer gegenüber 
dem Balkan verbirgt sich die Andro­
hung, diese „Schwierigkeiten“ durch 
einen neuerlichen Balkanfeldzug behe­
ben zu wollen.
Qudlenhinweis: Deutsche Gesellschaft für auswärtige Po­
litik (Hrsg.), Europa-Archiv, Heft 15/1965 und 4/1982, 
Bonn; Südosteuropa-Gesellschaft (Hrsg.), Südosteuropa- 
Mitteilungen, Ausgaben seit 1975, München; Keesings 
Archiv der Gegenwart, Meldungen zur Balkanpolitik un­
ter „Deutschland, West-, Außenpolitik“, Ausgaben 1954 
bis 1965; R. Opitz (Hrsg.) Europastrategien des deutschen 
Kapitals 1900 bis 1945; Handelsblatt, 3./4.6.1983

Siedlerumtriebe auf dem Balkan in der Tradition 
des deutschen Imperialismus
350000 „Deutsche“ in Rumänien, 
200000 oder mehr in Ungarn, 8000 in 
Jugoslawien und noch einige Tau­
send in der „Süddobrudscha“ in 
Bulgarien: Genügend Reste des alten 
Kolonisten- und Siedlerpersonals für 
die Bundesregierung, um direkt an 
die „Volkstumspolitik“ ihrer faschi­
stischen Vorgänger anzuknüpfen, für 
die der „Schutz deutscher Volks­
gruppen“ in den ost- und südosteu­
ropäischen Ländern stets den Vor­
wand für Einmischung und Kriegser­
klärungen abgab. Bereits im Grund­
gesetz wurde in Artikel 116 festgehal­
ten, daß „Deutsche“ auch all jene

Alte Kolonialfestung in Sibiu, „Her­
mannstadt“ - einst zum Schutz 
deutschen Grundbesitzes errichtet, 
eine „kulturelle Großtat der Sieben­
bürger Sachsen“.

sind, die sich irgendwann in der Zu­
kunft als „Vertriebene oder Füchtlin- 
ge deutscher Volkszugehörigkeit“ in 
der BRD niederlassen würden, ein­
schließlich ihrer „nichtdeutschen“ 
Ehegatten sowie Abkömmlinge. Da­
mit hatte die BRD erklärt, daß sie die 
traditionellen Verbindungen zu dem 
ganzen alten Siedlerpersonal auf­
rechterhalten und nutzen will. Im 
Bundesvertriebenengesetz von 1953 
wurden dann als „Aussiedlungsge­
biete für dort noch ansässige Deut­
sche“ die Staaten aufgezählt, in de­
nen die westdeutsche Regierung die 
Vertretung der dort verbliebenen Ko­
lonisten mit „deutscher Volkszuge­
hörigkeit“ beansprucht, darunter 
Rumänien, Ungarn, Jugoslawien, 
Bulgarien und Albanien.

Zwar ist die alte Siedlerherrlichkeit 
— wie etwa in Rumänien im Jahre 
1943: „ca. 75000 deutsche Bauern­
höfe mit ca. 600000 ha Grund“; 
„rund 420 deutsche Industriebetrie­
be“; „deutscher“ Anteil an der Ge­
samtproduktion von Nahrungsmit­

teln 43%, Textilindustrie 37%, Me­
tallindustrie 18% usw. —, auf die 
sich die Faschisten als „deutsche 
Volksgruppe“ stützten, seit der Ent­
eignung des Großgrundbesitzes und 
der Kollektivierung zu Ende. Über 
die Folgen dieser Mißachtung der 
„kulturellen Leistungen der Banater 
Schwaben und Siebenbürger Sach­
sen“ klagt denn auch Hans Hartl, 
Redakteur der Südosteuropa-Gesell- 
schaft, in einer „Bestandsaufnahme 
anläßlich der Staatsvisite des Bundes­
präsidenten“ Carstens in Rumänien 
im Oktober 1981: „Während früher 
die deutsche Volksgruppe sich auf ei­
nem breiten bäuerlichen Sockel auf­
baute, besteht heute ihr ,Unterbau* 
aus einer amorphen »proletarischen* 
Masse.“ Auch die evangelische Kir­
che, „die einst als Volkskirche eine 
wichtige volkstumerhaltende Funk­
tion ausübte, kann dem Assimila­
tionsprozeß um sie herum kaum 
noch entgegenwirken“. Und schon 
sieht er als drohende Gefahr: ,,... 
länger als zwei, drei Generationen 
wird es in Rumänien keine deutsch­
sprachige Minderheit mehr geben, 
darin sind sich Kenner der Entwick­
lung einig.“

Aber 60 oder 90 Jahre sind noch 
lange hin und so will die Bundesregie­
rung alles tun, um „die Zuversicht 
derjenigen Deutschen zu stärken, die 
Rumänien als ihre Heimat betrach­
ten, die hierbleiben wollen, und zwar 
als Deutsche hierbleiben wollen ... “ 
(Carstens, 1981 in Rumänien). Die 
CDU/CSU-Fraktion im Bundestag 
stellte „Zur Lage der Deutschen in 
Ostdeutschland jenseits von Oder 
und Neiße sowie in Mittel- und 
Osteuropa“ im Sommer 1982 fest: 
„Die Klärung der personalen und 
Vermögensrechte der Deutschen 
durch frei vereinbarte Regelungen 
steht aus.“ Und sie fragte an: „Wel­
che Möglichkeiten sieht die Bundes­
regierung, Rumänien zur Verbesse­
rung der tatsächlichen Lage der deut­
schen Minderheit durch Verhandlun­
gen zu veranlassen ...?“ Die Forde­
rungen nach Erleichterung der „Aus­
siedlung“ steht diesen Absichten, die 
rund 350000 „Deutschen“ in Rumä­
nien als Vorposten des westdeutschen 
Imperialismus zu nutzen, keineswegs 
entgegen. Die Siedlermoral wird auf 
jeden Fall gehoben, wenn die Aus­
sicht besteht, für Besitzansprüche in 
Rumänien als „Aussiedler** wenig­
stens in gewissem Umfang entschä­
digt zu werden.
Qudlenhinweis: Südosteuropa-Mitteilungen 4/81; Bun­
destagsdrucksache 9/1826
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Jachrichten aus der Arbeiterbewegung

Tarifloser Zustand I 
im Einzelhandel

Stuttgart. Angriffe der Kapita­
listen an verschiedenen Fron­
ten (kein Rationalisierungs­
schutzabkommen, Negativka­
talog zum neuen Manteltarif­
vertrag, reines 3,2%-Angebot 
ohne Berücksichtigung der un­
teren Tarifgruppen) haben die 
HBV in Baden-Württemberg 
veranlaßt, dem Gehaltsange­
bot der Kapitalisten nicht zu­
zustimmen. Sie hatte 6%, min­
destens 100 DM gefordert. Der 
Einzelhandelsverband hat sei­
nen Mitgliedern in einem 
Rundschreiben untersagt, be­
triebliche Abschlagszahlungen 
zuzugestehen. Die HBV plant 
im Herbst Aktionen, um Ein­
kommensverbesserungen doch 
noch durchzusetzen.

Verschärfte Selektion 
an den Schulen

Stuttgart. Das Kultusministeri­
um hat für die Grundschüler, 
die keine Schulempfehlung für 
eine weiterführende Schule er­
halten, die Notenschnitte in 
den Aufnahmeprüfungen dra­
stisch angehoben. Für Real­
schulen muß ein Schnitt von 
3,0, für Gymnasien 2,5 er­
reicht werden. Bisher war für 
beide Schularten 4,0 erforder­

150000 demonstrierten am 12. Juni in Madrid unter der Losung 
„NATO nein, Referendum ja“. Die Demonstration richtete sich 
gegen die im Mai 1982 vollzogene Mitgliedschaft Spaniens in der 
NATO und verlangte, daß die seinerzeit von der Regierung zuge­
sagte Volksabstimmung über die NATO-Mitgliedschaft jetzt 
durchgeführt werden soll. Demgegenüber erklärte der Verteidi­
gungsminister, daß ein Referendum nicht vor 1985 stattfinden 
werde. Zur ebenfalls auf der Demonstration erhobenen Forde­
rung nach Auflösung der US-Militärbasen erklärte nach der De­
monstration Ministerpräsident Gonzales, Spanien werde das Mili­
tärabkommen mit den USA einhalten. Zu der Demonstration 
hatten über 30 Organisationen aufgerufen, neben der Kommuni­
stischen Partei (PCE) die Gewerkschaften CCOO und auch die 
U'GT, die der Regierungspartei PSOE-nahe Gewerkschaft.

Rund 150 Teilnehmer hatte ei­
ne Schülerdemonstration ge­
gen BAFöG-Streichungen und 
die reaktionäre Schulpolitik 
der CDU/CSU am 11.6. in 
Duisburg. Der NRW-Landes­
schülersprecher Devries for­
derte dazu auf, an den Schulen 
BAFöG-Initiativen zu grün­
den. Der Landesverbindungs­
lehrer Rosenberg, gegen den 
die Schüler-Union eine Berufs­
verbotskampagne angezettelt 
hat, wandte sich gegen den 
Einsatz des Notenknüppels zur 
Auslese und Unterdrückung 
der Schüler. Die LSV hat ge­
gen die Hetze der Schüler-Uni­
on Stellung genommen.

lieh. GEW und Landeseltern­
beirat lehnen Aufnahmeprü­
fungen generell ab. Weiter soll 
ab Schuljahr 1985/86 eine für 
alle Zehntklässler an Gymna­
sien obligatorische Mittlere 
Reifeprüfung eingeführt wer­
den: In Deutsch, Mathe und 
erster Fremdsprache sind übers 
Schuljahr verteilt zentral ge­
stellte Klassenarbeiten zu 
schreiben und doppelt zu be­
werten. Bisher genügte das 
Versetzungszeugnis nach Klas­
se 11 als Nachweis der Mittle­
ren Reife. Der Gesamteltern­
beirat lehnte dieses Vorhaben 
am 7.6. mehrheitlich ab.

3,5% nach drei­
tägigem Streik 

Hannover. Nach drei Tagen 
Streik vom 29.5. bis zum 1.6. 
erzielte die ÖTV im privaten 
Speditions- und Omnibusge­
werbe Niedersachsens einen 
neuen Tarifabschluß. 2,75% 
hatten die Kapitalisten gebo­
ten. Daraufhin haben die Mit­
glieder der ÖTV in diesem Ge­
werbe mit 87,4% den Streik 
für eine 5,2- bis 5,7-prozentige 
Lohnerhöhung beschlossen. 
Mehr als ein Dutzend Betriebe 
in Niedersachsen wurden be­
streikt. Bereits nach dem er­
sten Streiktag erklärte sich ein 
hannoversches Unternehmen 
bereit, einen Firmenvertrag ab­
zuschließen, um durch den 
Streik nicht in Auftragsverzug 
zu geraten. In der Nacht zum 
2.6. haben sich ÖTV und 
Transportkapitalisten auf ei­
nen neuen Tarifvertrag geei­
nigt. Rückwirkend vom 1. 
April werden Löhne und Ge­
hälter um 3%, ab 1. Juni um 
3,5% erhöht. 35000 Beschäf­
tigte sind von diesem Tarifver­
trag betroffen.

ÖTV-Protest gegen 
Fahrplaneinschränkung 
Essen. Mit dem neuen Som­
merfahrplan des Verkehrsver­
bundes Rhein-Ruhr (VRR) - 
gültig ab dem 29.5.83 - sind 
171 Züge und 36 S-Bahnen ge­
strichen worden. Die Abstände 
der Abfahrtszeiten sind bei ei­
nigen Bussen und Bahnen von 
20 auf 30 Minuten verlängert 
worden. Insbesondere für Um­
steiger bedeutet dies einen 
noch größeren Zeitaufwand, 
um zur und von der Arbeit zu 
kommen. Die vielgerühmte er­
zwungene „Mobilität“ der Ar­
beiter und Angestellten im 
Ruhrgebiet soll nicht nur mit 

mehr Zeit bezahlt werden. An­
fang 1984 will die VRR mit ei­
ner Tariferhöhung nachzie­
hen. Gegen die jetzigen Fahr­
planeinschränkungen führt die 
ÖTV eine Unterschriftenak­
tion durch. Dort schreibt die 
ÖTV unter anderem: „Wir 
brauchen keine neue Autobah­
nen, wenn wegen fehlender Fi­
nanzmittel im Ruhrrevier Sie 
länger oder vergebens auf ihre 
Bahn oder ihren Bus warten 
müssen. Wir brauchen auch 
keinen Rhein-Main-Donau- 
Kanal, dessen Bau von vielen 
Wissenschaftlern als sinnlos, 
verschwenderisch und natur­
zerstörend angesehen wird, 
wenn in Nordrhein-Westfalen 
dem öffentlichen Nahverkehr 
nicht die notwendigen Gelder 
zur Verfügung gestellt werden 
können“. Die ÖTV fordert die 
staatliche finanzielle Verant­
wortung für den Nahverkehr.

Kirche schränkt 
Vertretungsrechte ein 

Auf Beschluß der Arbeits­
rechtlichen Kommission des 
Diakonischen Werkes der 
Evangelischen Kirche Deutsch­
lands wurden zum 1.4. die in 
der Mitarbeitervertretungsord­
nung geregelten Rechte der 
Mitarbeitervertretungen (MV) 
erheblich beschnitten. So ist 
die Mitbestimmung durch die 
MV bei ordentlichen Kündi­
gungen aufgehoben. Die MV 
muß jetzt lediglich angehört 
werden. Verbunden damit gilt 
bei Eingruppierung, Kündi­
gung u.a. die Schweigepflicht 
jetzt auch gegenüber den Be­
troffenen. Desweiteren kön­
nen nur noch Mitglieder „an­
erkannter christlicher Kir­
chen“ in die MV gewählt wer­
den. Dies alles läßt auf umfang­
reiche Angriffe auf die Be­
schäftigten schließen.



Sanitärhandwerk
Die Ergebnisse des Streiks im Sanitär­
handwerk Hamburg
Hamburg. Vom 9. Mai bis zur Urab­
stimmung am 7»/8. Juni haben Arbei­
ter und Angestellte im Sanitärhand­
werk Hamburg im Streik gestanden: 
Für 6,5% mehr Lohn und Gehalt und 
gegen beabsichtigte Angriffe der Kapi­
talisten auf den Mantel- und Akkord­
tarifvertrag. Beim Akkordtarifvertrag 
wollten die Kapitalisten einschneiden­
de Lohnsenkungen von 30% durchset­
zen (siehe Politische Berichte 9 und 
10/83).

Die Streikfront stand von Anfang an 
ordentlich, 18 aus gewählte größere Be­
triebe wurden bestreikt. Zu Arbeitsbe­
ginn trafen die Arbeiter vor ihren Be­
trieben ein, um die Streikposten zur 
Besetzung der Baustellen einzuteilen. 
Die IG Metall hatte in vier Stadtteilen 
Streiklokale eingerichtet. Viele Klemp­
ner sind erst zu Beginn des Streiks in 
die IGM eingetreten und haben gleich 
am Streik teilgenommen.

Als ein Baukapitalist mit Hilfe der 
Polizei Streikbrecherarbeiten durchset­
zen wollte, hatte die IGM-Streikleitung 
dafür gesorgt, daß die komplette Bau­
stelle von der Bauberufsgenossenschaft 
wegen „schwerwiegender Verstöße ge­
gen die Sicherheitsbestimmungen bei 
Erdarbeiten“ stillgelegt wurde. Streik­
posten berichteten von Baustellen, daß 
sich die Bauhandwerker daran beteilig­
ten, Streikbruch zu verhindern. Die 
SAGA (Städtische Wohnungsbauge­
sellschaft in Hamburg) hatte auch - 
im Gegensatz zur gewerkschaftseige­
nen Neuen Heimat - Streikbrecher- 
Betriebe beauftragt. Die IGM berichte­
te, daß Klempner von Bewohnern weg­
geschickt wurden.

Die Kapitalisten versuchten, durch 
besonderen Druck auf ausländische 
Arbeiter die Streikfront zu brechen. 
Die IGM hat die Hetze gegen die aus­
ländischen Arbeiter als Nazi-Methoden 
zurückgewiesen. An der zentralen 
Streikversammlung der IGM nahmen 
mehrere hundert Arbeiter und Ange­
stellte aus dem Sanitärhandwerk mit 
ihren Familienangehörigen teil. Wö­
chentliche Streikversammlungen soll­
ten dazu beitragen, daß auch die Be­
schäftigten aus den „Ein-Mann-Betrie- 
ben“ einbezogen wurden.

Die üblichen Katastrophenmeldun­
gen gegen den Streik der Arbeiter blie­
ben natürlich nicht aus. So war Ham­
burg nach „BILD“ von Abwässern 
aus den Wohnungen überflutet, muß­
ten viele Mieter in Notunterkünfte ein­
ziehen, weil ihre neuen Wohnungen 
wegen des Streiks im Sanitärhandwerk 

nicht rechtzeitig bezugsfertig wurden 
usw.

Die Kapitalisten mußten aber fest­
stellen, daß die Streikfront stand und 
ausgeweitet wurde. Sie fanden sich An­
fang Juni wieder zu Verhandlungen be­
reit. Folgendes Verhandlungsergebnis 
wurde zur Urabstimmung vorgelegt:

1. Löhne, Gehälter und Ausbil­
dungsvergütungen werden von April 
bis Juni um 3,25% = 45 Pfg. die Stun­
de erhöht. Ab Juli beträgt die Erhö­
hung 3,6% = 50 Pfg. Die Laufzeit des 
neuen Vertrages endet am 31.3.84.

2. Es wurde erstmals ein gemeinsa­
mer Manteltarifvertrag von Arbeitern 
und Angestellten durchgesetzt, so wie 
ihn die IG Metall vorgeschlagen hatte. 
Die Arbeitszeit am 24.12 und 31.12. 
beträgt höchstens 4 Stunden, Mehrar­
beit muß mit dem Durchschnitt bezahlt 
werden.

3. Die von den Kapitalisten geplante 
Kürzung von 30% im Akkordtarifver­
trag wurde auf 15% von der Verhand­
lungskommission gedrückt. Für die 
Bereiche Erd- und Blecharbeiten wur­
den die gleichen Bedingungen des alten 
Akkordtarifvertrages übernommen, 
für den Bereich der Sielarbeiten sind 
Verbesserungen im Akkordtarifvertrag 
erreicht worden.

4. Kündigungsschutz für 55jährige 
oder nach zehnjähriger Betriebszuge­
hörigkeit, sowie eine Verdienstabsiche­
rung.

An der Urabstimmung haben sich 
69% der Mitglieder der IG Metall im 
Sanitärhandwerk Hamburg beteiligt, 
90,5% stimmten mit „Ja“, 9,5%
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stimmten mit „Nein“. Ab Donners­
tag, den 9.6., wurde die Arbeit wieder 
aufgenommen.

Die Arbeiter und Angestellten im 
Sanitärhandwerk haben ihre Forderun­
gen nicht durchgesetzt. Das erkämpfte 
Ergebnis ist aber angesichts der Ab­
sichten der Kapitalisten trotzdem be­
achtlich. Hatten sie doch vor, in einem 
Bereich, wo die Kampfbedingungen 
äußerst schwierig sind, weil die Kräfte 
nicht in einem Betrieb konzentriert, 
sondern zersplittert arbeiten, wo der 
Gegner so uneinheitlich ist - einerseits 
mittlere Kapitalisten und andererseits 
mitarbeitende Handwerksmeister -, 
einen Einbruch in den Lohnstandard 
zu erreichen, was ihnen nicht gelungen 
ist. Die IGM hat die objektiven Pro­
bleme durch Konzentration des Streiks 
auf die größeren Betriebe und guten 
Nachrichtenfluß in ihrer Streiktaktik 
berücksichtigt. Die IGM-Bezirkslei- 
tung hat aber auch darauf geachtet, 
daß die offensichtliche Solidarität in 
anderen Bereichen der IGM und ande­
ren Gewerkschaften nicht „zu weit“ 
getrieben wird; das Beispiel könnte 
Schule machen.

§2/5
Frauenausschüsse 
gegen Verschärfung

Schleswig. Zunehmend wenden sich 
Gewerkschaftsgremien gegen die beab­
sichtigte Verschärfung des § 218. Die 
7. Bundesfrauenkonferenz der DPG 
nahm einen „Initiativantrag gegen die 
beabsichtigte Streichung der Beihilfe­
fähigkeit der Aufwendungen für nicht 
rechtswidrigen ... Schwangerschafts­
abbruch und nicht rechtswidrige Steri­
lisation bei sozialer Indikation“ an, 
der ab 1.7. für Beamtinnen in Kraft 
treten soll.

Die 8. Bundesfrauenkonferenz der 
IG DruPa wandte sich gegen Änderun­
gen bzw. Rückgängigmachen des jetzi­
gen § 218, gegen Kürzungen beim Mut­
terschaftsurlaub und -geld.

Die DGB-Frauen Schleswig haben 
zum 1. Mai auf Stelltafeln zur Ge­
schichte des § 218 und zur jetzigen Re­
gelung der Zwangsberatung nachge­
wiesen, daß sich der § 218 gegen die ar­
beitende Bevölkerung richtet. Auf ei­
ner Arbeitstagung der HBV „Frau und 
Arbeitswelt“ wurde Ende Mai in einer 
mehrheitlich verabschiedeten Resolu­
tion die ersatzlose Streichung des 
§ 218, Finanzierung von Schwanger­
schaftsabbrüchen auf Krankenschein 
und kostenlose und unschädliche Ver­
hütungsmittel für Mann und Frau ge­
fordert. Gleichzeitig wurden in einer 
Resolution mehr und bessere Kinder­
krippen, -gärten und -tagesheime mit 
arbeitsgerechten Öffnungszeiten, be­
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zahlter Eltemurlaub, Verkürzung der 
Tagesarbeitszeit, keine Kürzung bei 
Mutterschaftsgeld und -urlaub gefor­
dert, insgesamt Bedingungen, die es 
den berufstätigen Frauen und Män­
nern etwas erleichtern, Kinder aufzu­
ziehen.

Daß die Bedingungen, um Kinder 
aufzuziehen, sich verschlechtert ha­
ben, zeigt sich daran, daß mehr Frauen 
zum Schwangerschaftsabbruch ge­
zwungen sind: 1981 waren es 87500, 
1982 91100 legale Abtreibungen.

Die angestrebte Verschärfung des 
§ 218 sowie insgesamt schlechtere 
Möglichkeiten der Kinderaufzucht für 
Berufstätige sind auch Schritte, die Fa­
milienideologie der CDU durchzuset­
zen, zu deren Bedingungen die Unter­
drückung der Frauen gehört. Wenn sie 
sich gegen ihre Funktion als „biologi-

Lohnfortzahlung
Drohschrift gegen Arzte: „Krank­
schreiben — nur wenn arbeitsunfähig“
Weinheim. Dies ist der Titel einer 
knapp 80-seitigen Broschüre von Dr. 
Siegfried Rihm, Geschäftsführer der 3- 
Glocken-Werke in Weinheim, gegen 
den „Deutschen Verteilungssozialis­
mus“ und die Gesetze, die „im Sozial­
taumel der 70er Jahre“ entstanden sei­
en. Mit 25 „Denkvorgängen“ will 
Rihm etwas für die „Erkennung und 
Beseitigung des Lohnfortzahlungsmiß­
brauchs“ unternehmen.

Der Verfasser weiß genau, welche 
Beschäftigten die „überwiegend Ar­
beitsunfähigen sind“, nämlich die un­
gelernten weiblichen „Zuverdienerin- 
nen, die auch die geringere Betriebs­
loyalität zeigen“. Da „eine einwöchige 
Arbeitsunfähigkeit die Firma pro Wo­
che mindestens einen Tausendmark­
schein kostet“, schlägt Rihm den Ärz­
ten vor, „von morgens bis abends be­
gründete Zweifel zu haben“ und um 
„kollegiale Kooperation bei den be­
troffenen Betrieben“ nachzusuchen: 
„Haben Sie als Arzt ... auch daran 
gedacht, daß für Auskünfte ein kom­
petenter Werksarzt oder ein betriebli­
cher Personalleiter auf Ihren kollegia­
len Anruf wartet, um mit Ihnen das 
Problem eines Lohnfortzahlungsmiß­
brauchs in besonderen Fällen zu be­
sprechen?“

Für Rihm gibt es offensichtlich keine 
krankmachenden Arbeitsbedingungen, 
da „eine vom Patienten geschilderte 
Akkordarbeit in Wirklichkeit eine Prä­
mienentlohnung (nicht nur juristisch) 
ist ..., als Schichtarbeit oftmals die 
Arbeitszeit von 6 Uhr bis 14 Uhr oder 
auch von 14 Uhr bis 22 Uhr genannt 
wird, also völlig normale Tageszeiträu­
me ..., regelmäßige Nachtschicht von 
Männern — also ohne den Wechsel der 

sches Muttertier“ wenden, wenn sich 
eine Familie bewußt für oder gegen ein 
oder mehrere Kinder entscheidet, wenn 
die Frauen an der Produktion teilneh­
men (auch wenn dies zum großen Teil 
heute aus materiellem Zwang erfolgt), 
so sind das Voraussetzungen für die 
Emanzipation der Frau im Kapitalis­
mus. Die reaktionäre Familienideolo­
gie verlangt Frauen, die sich in ihrer 
Frauenrolle ganz und gar fügen, und 
wenn sie schon an der Produktion teil­
nehmen müssen, dann sollen sie wenig­
stens zu den gedrücktesten Teilen gehö­
ren. Kürzung des Mutterschaftsgeldes 
und -Urlaubes für Berufstätige, aber 
Ausweitung auf nicht berufstätige 
Hausfrauen und Verteilung der öffent­
lichen Pflege auf die Familien („Näch­
stenliebe“) sind Maßnahmen der CDU 
dahin.

Arbeitszeiten — gar keine Schichtar­
beit ist, da dabei der biologische Zeit­
rhythmus kaum gestört ist ...“. Fol­
gerichtig wird in der Broschüre vorge­
schlagen, „den Patienten zu fragen, ob 
er es vielleicht ohne Krankschreibung 
zunächst einmal probieren will, oder es 
einmal mit ein oder zwei Tagen probie­
ren möchte ...“, denn: „Kranksein 

Titelbild der Hetzbroschüre der 3-Glocken-Kapitalisten gegen „Krankfeiem“

oder krankfühlen heißt nicht grund­
sätzlich arbeitsunfähig sein!“ Und 
schließlich gibt es ja auch noch Teilar­
beitsfähigkeit, „d.h. in jedem Betrieb 
unzählige Arbeitsplätze für Einarmige, 
Einbeinige, nur Sitzende, nur Beob­
achtende ... “

„Ärztliche Unkenntnis oder Ableh­
nung solcher Gedanken“, häßt es in 
einem Begleitschreiben zu der Bro­
schüre, „zieht künftig bei der Lohn­

fortzahlung stärkere Überprüfungen 
bei begründeten Zweifeln nach sich, 
wobei Bestrafungen bei Verstößen we­
gen Gefälligkeitsattesten z.B. mit 
Geldbußen bis zu 20000 DM ausge­
sprochen werden können ... Diese 
neuen legalen Möglichkeiten werden 
mit Sicherheit ausgeschöpft ... “

In dem Begleitschreiben führt Rihm 
eigene Untersuchungsergebnisse an 
über die Krankheitsabwesenheit 1982 
in den Weinheimer Firmen Naturin, 
Weinheimer Gummiwerke, 3-Glocken- 
Werke: ,,In unserem Einzugsgebiet 
wurden 213 Arztpraxen mit Arbeitsun­
fähigkeitsbescheinigungen (AUB) er­
mittelt. Die anzahlmäßige Explosion 
zum Vorjahr hat uns veranlaßt, im 
beidseitigen Interesse einen sofortigen 
ärztlichen Zulassungsstop zu beantra­
gen. In Weinheim selbst wurden 62 
Praxen registriert, die 1029 AUB aus­
stellten ... Von nur acht Arztpraxen 
Weinheims wurden nicht weniger als 
58% der AUB erstellt ... Insgesamt 
2055 gewerbliche Mitarbeiter wurden 
beobachtet, von denen durchschnitt­
lich monatlich rund 11 % AUB eingin­
gen ... Es waren acht Ärzte (= 4% 
von 213) — sie sind uns schon länger 
persönlich bekannt — die in unserem 
Einzugsbereich wiederum 25% aller 
AUB ausstellten ... “

Die drei kleinen bzw. mittleren Be­
triebe in Weinheim befinden sich bei 
Bearbeitung des Problems der „zu ho­
hen Krankheitskosten“ in guter Gesell­
schaft. So lud Daimler Benz Mitte No-

vember des letzten Jahres in Bremen 
wie in Stuttgart-Untertürkheim Ärzte 
zu einer Konferenz ein, um sie darauf 
einzuschwören, weniger krankzu­
schreiben, öfter den Vertrauensarzt 
einzuschalten und sich dafür einzuset­
zen, daß wie früher Karenztage einge­
führt und die Selbstbeteiligung der 
Versicherten an den Krankheitskosten 
erhöht werde. Und auch die Wirt­
schaft sjunioren befassen sich damit.
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Von dem ihnen angehörenden Augs­
burger H. Kieser liegt die Veröffentli­
chung ,,Ursachen überhöhter Kran­
kenquoten und Maßnahmen zu ihrem 
Abbau“ vor. Hieraus ist zu erkennen, 
daß es die Wirtschaftsjunioren unge­
mein stört, daß die Ärzte doch nicht 
ganz so „verantwortungsbewußt“ 
handeln, wie sie es von ihren angestell­
ten Hauptabteilungsleitem gewohnt 
sind. Den Ärzten sollen das „Wohl des 
Betriebes“ und „Produktionslei­
stung“ als höchste Werte eingeschärft 
werden.

Der geplante Modellversuch der ba­
den-württembergischen Landesregie­
rung zu mehr „Kostentransparenz“ im 
Gesundheitswesen, vorerst für die Kas­
senbezirke Heilbronn und Emmendin­
gen geplant, erleichtert die Bestrebun­
gen der Kapitalisten nach genauer 
Kontrolle zwecks Kostensenkung we­
sentlich. Dieses Transparenzprojekt 
sieht die Auswertung personenbezoge­
ner Daten von Krankenkassen und 

X Ärzten vor — jährlich sollen ca. 3,6 
Mio. Belege ausgewertet werden. Die 
Arbeitsunfähigkeitsfälle sind einer der 
Leistungsbereiche, die ausgeforscht 
werden sollen (vgl. Pol. Berichte 9/83).

Auf einer Pressekonferenz wandte 
sich die IG Chemie Mannheim ent­
schieden gegen die von Rihm verfaßte 
Broschüre und stellte fest, daß 60% al­
ler Beschäftigten vor Erreichen der Al­
tersgrenze aus dem Erwerbsleben aus­
scheiden, die Kuren um 60% zurück­
gingen und die kassenärztliche Vereini­
gung bereits um die Gesundheit der Be­
völkerung besorgt sei. Deshalb forder­
te die IG Chemie die Ärzteverbände 
auf, zu dieser Broschüre Stellung zu 
nehmen.

Bielefeld
Rationalisierung durch 
Konzentration

Bielefeld. An der Gütersloher Straße in 
Brackwede weisen die Möller-Werke 
mit riesigen Tafeln werbewirksam auf 
ihren Neubau hin (siehe Bild). Ein Ka­
pitalist riskiert Milhonen in der Krise, 
um Arbeitsplätze zu schaffen? Geht 
man der Sache nach, so sieht das na­
türlich anders aus.

Die Möller-Werke produzieren in 
vier Bereichen: Keilriemen, Leder, Fal­
tenbälge und Kunststoffe. Sie haben 
über 900 Beschäftigte; der Jahresum­
satz hegt bei 100 Mio. DM. Die Löhne 
und Gehälter richten sich nach der Le­
derbranche; die Arbeiter haben einen 
Haustarif.

Aus der Zeitung erfuhr man zuerst, 
daß zum 1.1.83 der Vertrieb mit über 
30 Beschäftigten ausgelagert und als 
selbständige Firma „strongbdt 
GmbH“ weitergeführt wird. Nach kur­

zer Zeit wurde deren Kapital auf über 
eine Million aufgestockt, und es stellte 
sich heraus, daß ein Mitgesellschafter 
die Firma „Optibelt“ ist - immerhin 
größter Keilriemenhersteller in der 
BRD und bisher größter Konkurrent.

Die zweite Überraschung kam An­
fang April, als bekannt wurde, daß die 
Keilriemenfertigung heruntergefahren 
wird. Mittlerweile steht fest, daß sie in 
drei Schüben bis Mitte 1984 eingestellt 
werden soll. Man würde schon jahre­

,,Verdoppelung der Produktions- und 
Lagerflächen für ... Kunststoffverar­
beitung“.

lang rote Zahlen schreiben, hieß es. Et­
wa 80 Beschäftigte sind davon betrof­
fen und sollen innerhalb der Möller- 
Werke umgesetzt werden.

Steht ein Verkauf des Marktanteils 
von rund 7% an Optibelt dahinter? 
Die strongbelt GmbH wird immer wei­
ter an Optibelt herangeführt, sozusa­
gen schluckbereit gemacht. Sie bestellt 
Keilriemen, die bei Möller gefertigt 
werden können, bereits bei anderen 
Herstellern.

Die dritte Überraschung wurde den 
Arbeitern im Zweigwerk Westerloh be­
reitet: die Kunststoffblaserei kommt 
nach Brackwede. Etwa 50 Arbeiter 
müssen dann zusätzlich zur Arbeitszeit 
täglich die Reise Westerloh-Brackwede 
und zurück (50 km) machen.

Unter dem Strich kommt so heraus, 
daß von Möller eine Straffung und 
Konzentration der Produktion auf ge­
winnträchtigere Zweige durchzieht. 
Die neuen Maschinen in der Kunst- 
stoffverarbeitung haben einen hohen 
Automatisierungsgrad bzw. sind Groß­
maschinen (Kunststoffpressen für 
Stoßstangen) mit wenig Bedienung. So 
ist nicht einmal die Umsetzung aller 
Arbeiter aus der Keilriemenfertigung 
gesichert. Durch die Aufteilung auf 
zeitlich versetzte Einzelmaßnahmen 
werden dem Betriebsrat und der Ge­
werkschaft Leder die Abwehr von 
Nachläßen erschwert Ein Interessen­
ausgleich wird zur Zeit verhandelt. En­
de Juni ist Betriebsversammlung.

HAW
Anrechnung erfolg 
reich abgewehrt

Hamburg. Wie in der letzten Ausgabe 
der Politischen Berichte berichtet wur­
de, planten die Hamburger Aluminium 
Werke (HAW) die Anrechnung der 
3,2% Tariflohnerhöhung auf die über­
tariflichen Zulagen. Dieser Plan ging 
von den Vereinigten Aluminium Wer­
ken aus, die an HAW zu 33% beteiligt 
sind und für ihre Werke bereits eine 
Anrechnung beschlossen haben. Zum 
Beispiel die benachbarte Aluminium­
hütte der VAW in Stade: Dort wird für 
viele Beschäftigte der ohnehin niedrige 
3,2%-Abschluß (chemische Industrie) 
nicht ausgezahlt und damit das Lohn­
niveau noch weiter gesenkt. Leider for­
dern Betriebsrat und IG-Chemie ledig­
lich dazu auf, bei den nächsten Ver­
trauensleut  ewahlen „die richtigen 
Frauen und Männer“ zu wählen.

Bei den HAW diskutierten Betriebs­
rat und IG-Chemie-Vertrauensleute 
gleich nach dem Bekanntwerden von 
Anrechnungsplänen über Gegenmaß­
nahmen. Als wirkungsvollstes Mittel 
wurde langsam Arbeiten, sowie Ein­
haltung von Sicherheitsmaßnahmen 
diskutiert. Der Betriebsrat kann zu­
sätzlich durch Nichtgenehmigung von 
Überstunden die Belegschaft in dieser 
Auseinandersetzung unterstützen. 
Doch auf so eine Auseinandersetzung 
mochten sich die HAW-Kapitalisten 
gerade zu den Sommermonaten (hohe 
Fehlzeiten) nicht einlassen. Nachdem 
der Betriebsrat am 2.6.83 zu einer 
ganztägigen Sprechstunde einlud, an 
der sich im Laufe des Tages ca. 100 Be­
schäftigte beteiligten, gab die Ge­
schäftsführung am 3.6.83 die Nichtan­
rechnung bekannt. Auch Streichungen 
bei den „Sozialleistungen“, Fahrgeld­
zuschuß, Kantinenzuschuß u.ä. sollten 
im Gegensatz zum letzten Jahr nicht 
vorgenommen werden.

Auf der Betriebsversammlung am 
9.6. bestätigte der Geschäftsführer 
, 3 Meinungsverschiedenheiten“ zwi­
schen den an HAW beteiligten Kapita­
listen. Während VAW auf Anrech­
nung drängte, schätzten Reynolds und 
Ranshofen den Widerstand der Beleg­
schaft realistisch ein: Man habe „eige­
ne Hamburger Probleme und eine 
nicht vergleichbare Personalstruktur“. 
Man sei deshalb den „Hamburger 
Weg“ gegangen. Gegenüber den Ge­
sellschaftern müsse HAW „noch den 
Beweis erbringen, daß der Hamburger 
Weg richtig ist.“ Die Belegschaft sollte 
kostenbewußter arbeiten. Dazu sei eine 
„gute Zusammenarbeit“ mit dem Be­
triebsrat nötig. Der Betriebsrat forder­
te, die übertariflichen Zulagen per Be­
triebsvereinbarung abzusichem.
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FAG Kugelfischer
Halbierung der Betriebsrente, Umwand 
lung in Aktiengesellschaft
Schweinfurt, Im Januar hatte das Di­
rektorium von FAG Kugelfischer dem 
Gesamtbetriebsrat erklärt, „daß die 
betriebliche Altersversorgung neu 
überdacht werden muß.“ (Siehe Pol. 
Ber. 8/83). Auf der letzten Gesamtbe­
triebsratsitzung Ende Mai wurde jetzt 
die Halbierung der Betriebsrente ange­
nommen: Ein FAG-Beschäftigter soll 
künftig eine Betriebsrente in Höhe von 
0,25% des pensionsfähigen Einkom­
mens pro ’Dienstjahr erhalten, gegen­
über bisher 0,5% pro Dienstjahr. Die 
Obergrenze für die Gesamtversorgung 
aus gesetzlicher Rente plus Betriebs­
rente soll von 70% auf 64,5% gesenkt 
werden.

Das Ausmaß der Kürzungen wird 
beträchtlich sein: Angenommen ein 
FAG-Arbeiter mit 2575 DM pensions­
fähigem Einkommen (= Durch­
schnittslohn der Rentenversicherten im 
Jahre 1981) mit 40 FAG-Dienstjähren 
hätte 40 Jahre Beiträge auf den jeweili­
gen Durchschnittslohn der Rentenver­
sicherten in die gesetzliche Rentenver­
sicherung einbezahlt, so betrug seine 
Gesamt Versorgung: gesetzliche Rente 
(nach Werten von 1981) 1 139 DM plus 
Betriebsrente 515 DM. Gesamt 1519 
DM = 64,2% des vorherigen Brutto­
einkommens, ca. 90% des Nettoloh­
nes. Wegen der Halbierung der Be­
triebsrente auf 275,50 DM wird seine 
Gesamtversorgung auf 54,2% des vor­
herigen Einkommens, ca. 75,5% des 
Nettolohnes fallen.

Lagen die bisherigen Betriebsrenten 
bei FAG Kugelfischer bestenfalls etwa 
auf dem Niveau, auf welches die Zu­
satzversorgung im öffentlichen Dienst 
jetzt gesenkt werden soll (höchstens 
90% vom Nettolohn), so sollen sie 
künftig noch stark unter diese Marke 
gedrückt werden.

Im Schaubild haben wir die Betriebs­
renten der Schweinfurter Metallkon­
zerne FAG Kugelfischer, SKF und 
Fichtel&Sachs einander gegenüberge­
stellt. Nach der Halbierung der Be­
triebsrente wird FAG Kugel fischer fast 
auf dem niedrigeren Niveau des unmit­
telbaren Konkurrenten SKF angelangt 
sein. Dazu muß man wissen, die FAG- 
Ruhegeldordnung wurde letztmals En­
de 1978 gesenkt. Die SKF-Betriebsren- 
ten wurden letztmals zum 1.1. 1980 um 
über 36 von 0,75% des bisherigen Ein­
kommens pro Dienstjahr auf 0,2% ge­
senkt. Massive Betriebsrentensenkung 
ist die Devise der Konzerne seit Mitte 
der 70er Jahre. Für die Arbeiter und 
Angestellten kommen die Senkung der 
gesetzlichen Altersrente, die Erhebung 

von Krankenversicherungsbeiträgen 
auf Rente und Betriebsrente und die 
Auswirkungen von Frühpensionierun­
gen dazu.

Leider ist von Seiten des FAG-Be- 
triebsrats der Betriebsrentensenkung 
wie auch den vorhergehenden Strei­
chungen von freiwilligen Sozialleistun­
gen in Höhe von 3,9 Mio. DM/Jahr 
nichts Ernsthaftes entgegengesetzt 
worden. Das Direktorium argumen­
tierte, die Fähigkeit des Konzerns, 
schwarze Zahlen in der Bilanz zu 
schreiben, sei durch überhöhte Be­
triebsrenten auf die Dauer gefährdet. 
Tatsächlich ist der Angriff auf die Be­
triebsrenten und andere nicht tarifierte

Das Schaubild vergleicht die Werksrenten von FAG, SKF und F&S am Beispiel 
von Beschäftigten, die 1983 in Rente gehen. (1 = Facharbeiter, 2 = angelernte 
Arbeiter und Angestellte bis 2500 DM Bruttoeinkommen) Erst etwa oberhalb 
von F&S-Meistergehälten (Gehaltsgruppe V) sind die Unterschiede zu SKF nicht 
mehr so spürbar.

Zahlungen Vorbereitung auf die Um­
wandlung von FAG Kugelfischer von 
einer Kommanditgesellschaft in eine 
Aktiengesellschaft. Noch in diesem 
Monat soll der Einstieg von Banken 
unter Führung der Bayerischen Ver­
einsbank bei FAG verkündet werden.

Mit unhaltbarer Begründung wird 
der Einbau einer Sonderregelung in die 
FAG-Ruhegeldordnung vorbereitet. 
Angeblich soll wegen der Senkung der 
Obergrenze der Gesamtversorgung auf 
64,5% die Betriebsrente nur von 
Werksrentnern mit weniger Dienstjah­
ren (Ausländern) voll ausgeschöpft 
werden können. Tatsächlich war be­
reits bisher das Überschreiten der 

Obergrenze nur bei Werksrentnern mit 
über 43 Dienstjahren oder in Sonder­
fällen möglich und wird künftig noch 
weniger möglich sein. Offensichtlich 
sollen ausländische Arbeiter per Son­
derregelung um Teile ihrer Betriebsren­
te gebracht werden.

Eigentlich müßte der Betriebsrat vor 
den FAG-Absichten gewarnt sein. 
Letztes Jahr sprach FAG-Direktor Ma- 
such vor den Schweinfurter Wirt­
schaft sjunioren. „Beim Schlagwort 
Arbeits- und Sozialgesetze äußerte sich 
Masuch kritisch zur Fortzahlung des 
Arbeitsentgelts im Krankheitsfall. Eine 
differenzierte Haltung nahm der Ma­
nager auch zum Betriebsverfassungs­
und Betriebsrentengesetz ein. In diesen 
Gesetzen getroffene Regelungen, wie 
Mitbestimmung bei Kündigungen, 
Versetzungen und Umgruppierungen, 
oder auch die Dynamisierung von Be­
triebsrenten und die Insolvenzversiche­
rung seien auf Dauer für viele Unter­
nehmen eine nicht zu tragende Bela­

stung.“ Ebenso „wachstumsfeindliche 
Tarifverträge“ wie „Tarifverträge 
über Leistungszulagenregelung, Pau­
senregelung, Kurzerkrankungen, über­
proportionale Anhebung unterer 
Lohngruppen, die Tarifierung freiwil­
liger Leistungen“ und „erschwerte Be­
dingungen für Kurzarbeit“. Was soll 
den Betriebsräten nach Masuch dann 
noch an wirksamen Mitbestimmungs­
rechten bleiben? Was soll an Tarifver­
trägen bleiben, wenn die „wachstums­
feindlichen“ fallen? Wann wird die IG 
Metall „eine auf Dauer nicht zu tra­
gende Belastung?“
Quellenhinweis: Ruhegeldordnungen FAG, SKF, Fichtel 
&Sachs; Dir. Masuch in ,,Mainfränkische Wirtschaft“ 
7—8/82
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Betriebsrenten 
abgesichert?
Im Gesetz zur betrieblichen Alters­
versorgung von 1974 wurde u.a. die 
,,Unverfallbarkeit“ von Betriebs­
renten und die Absicherung im Fal­
le von Konkursverfahren (,,Insol­
venzversicherung“) geregelt. Im 
Gesetz werden fünf Formen der be­
trieblichen Altersversorgung unter­
schieden, für die unterschiedliche 
Regelungen bezüglich Unverfall­
barkeit etc. gelten: betriebliche Ru­
hegeldverpflichtungen, Unterstüt­
zungskassen, Pensionskassen, Di- 
rektversicherungen, Höherversiche­
rung.

,,Betriebliche Ruhegeldverpflich­
tungen“ werden in über 80% der 
Fälle angewandt, so auch bei FAG. 
„Eine betriebliche Ruhegeldver­
pflichtung ist die auf einem Rechts­
grund beruhende Verpflichtung des 
Unternehmens, unter bestimmten 
Voraussetzungen aus eigenen Mit­
teln dem Arbeitnehmer oder dessen 
Hinterbliebenen nach Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses einmalige 
oder laufende Versorgungsleistun­
gen zu gewähren.“ Nach §1.(1) des 
Gesetzes sind solche direkt zugesag­
ten Betriebsrenten dann unverfall­
bar und die Anwartschaft des 
Lohnabhängigen darauf wird be­
halten, „wenn sein Arbeitsverhält­
nis vor Eintritt des Versorgungsfal­
les endet, sofern in diesem Zeit­
punkt der Arbeitnehmer minde­
stens das 35. Lebensjahr vollendet 
hat, und entweder die Versorgungs­
zusage für ihn mindestens zehn 
Jahre bestanden hat, oder der Be­
ginn der Betriebszugehörigkeit min­
destens zwölf Jahre zurückliegt und 
die Versorgungszusage für ihn min­
destens drei Jahre bestanden hat.“ 
Nach §§ 7 und 14 des Gesetzes kön­
nen im Falle des Konkurses unver­
fallbare Rentenansprüche gegen­
über dem Träger der Insolvenzsi­
cherung, dem Pensions-Sicherungs­
verein geltend gemacht werden.

In der Regel werden bei „betrieb­
lichen Ruhegeldordnungen“ aller­
dings „Vorbehalte“ formuliert, wie 
bei FAG auch: „Die Firma behält 
sich jedoch vor, die Leistungen zu 
kürzen oder einzustellen, wenn die 
wirtschaftliche Lage der Firma sich 
nachhaltig so wesentlich ver­
schlechtert, daß ihr eine Aufrecht­
erhaltung der zugesagten Leistun­
gen nicht mehr zugemutet werden 
kann .. . “
Quellenhinweis: Gesetz zur betrieblichen Altersver­
sorgung, Beck-Texte/dtv 5 006; Ruhegeldordnung 
von FAG

Wieder aufarbeitungsanlage
Sicherung des Atom­
programms der BRD

Regensburg. Der Antrag auf Genehmi­
gung einer atomaren Wiederaufarbei­
tungsanlage (WAA) bei Wackersdorf 
in der Oberpfalz ist gestellt, die Deut­
sche Gesellschaft für Wiederaufarbei- 
tung (DWK) rechnet 1984/85 mit einer 
Teilerrichtungsgenehmigung.

Ohne den Bau droht das Atompro­
gramm der Bundesregierung zusam­
menzubrechen, denn alle in Betrieb be­
findlichen Atomkraftwerke (AKW) 
müßten Anfang der 90er Jahre stillge­
legt werden, da sie den vom Atomge­
setz geforderten „Entsorgungsnach­
weis“ nicht mehr erbringen können.

Als Mittel der Entsorgung gelten 
z.B. Trocken- und Naßlager auf dem 
Gelände des AKW, Abgabeverträge 
mit WAAs und Zwischen- bzw. Endla­
ger. Die derzeitige genehmigte Lager­
kapazität aller AKWs ist nahezu er­
schöpft. Die beantragten Kompaktla­
ger sind noch nicht genehmigt oder 
werden z.T. aus Sicherheitsgründen 
nicht genehmigt werden. Die Verträge 
mit der französischen WAA in La Ha- 
gue laufen 1985 aus. Zwischen- und 
Endlager für hochradioaktive Abfälle 
existieren nicht. Einen Ausweg als Ent­
sorgungsnachweis bietet das Atomge­
setz jedoch auch: Erklärt ein Bundes­
land die Bereitschaft, eine WAA zu 
bauen, ist das auch hinreichend.

Bayern, das Bundesland mit dem 
größten Anteil an Atomstrom (1982: 
21%) hat diese Erklärung abgegeben. 
Die Bayerische Staatsregierung und die 
DWK sind mit Hochdruck dabei, die 
WAA als ideale Lösung des Atomab­
fallproblems zu verkaufen. Über das 
Verteilen von Hochglanzbroschüren 
hinaus wurden z.B. zu einer Ausstel­
lung der DWK in Schwandorf Lehrer, 
Schüler, Ärzte, Gewerkschafter u.a. 
busweise angekarrt. Außerdem führt 
die DWK in Betrieben Veranstaltungen 
durch und lädt Interessenten zu ko­
stenlosen Fahrten in die WAAs nach 
Karlsruhe, La Hague und Marcoule 
ein.

Ein wichtiges Argument der Betrei­
ber ist: Wenn man die WAA habe, 
müsse man die hochgiftigen Brennstä­
be nicht endlagern, sondern könne die 
rückgewonnenen Bestandteile immer 
wieder verwenden; man habe also ei­
nen echten Brennstoffkreislauf. Das ist 
eine Lüge. Das aus der Wiederaufar­
beitung zurückgewonnene Uran läßt 
sich nicht endlos zu Brennstäben verar­
beiten, sondern nur maximal zweimal, 
d.h. die Brennstäbe müssen nach zwei 
Durchläufen durch ein AKW (also ca. 
sechs Jahre) doch endgelagert werden. 
Darüberhinaus tritt durch die Wieder­

aufarbeitung ein weiteres Problem auf: 
Die ehemals in den festen Legierungen 
befindlichen Brennstäbe werden che­
misch aufgelöst, wobei schwer be­
herrschbare radioaktive Gase frei wer­
den, alles übrige wird verflüssigt. 
Durch den Transport und den Auflö­
sungsvorgang werden große Mengen 
von Material (Flüssigkeiten, Trans­
portbehälter usw.) radioaktiv ver­
seucht. Insgesamt ist das Volumen des 
verseuchten Materials 70mal größer als 
das des Brennstabs - und das alles 
muß endgelagert werden.

Transparent auf der Demonstration 
am 21.5. 1983 in Wackersdorf

Die Bevölkerung der Oberpfalz ist 
über den geplanten Bau beunruhigt 
und verunsichert. Es haben sich Bür­
gerinitiativen gegründet, die durch ei­
gene Informationen über die WAA 
aufklären, Veranstaltungen und De­
monstrationen durchführen. Eine gro­
ße Bewegung wie in Gorleben gibt es 
jedoch noch nicht. Um den Bau ver­
hindern zu können, wird man noch er­
hebliche Anstrengungen unternehmen 
müssen.

17. Juni
Konservative Aktion 
in Westberlin

Westberlin.Die reaktionären Umtrie­
be, die seitens der nach eigenen Anga­
ben 45000 Personen umfassenden 
„Konservativen Aktion“ in Westberlin 
veranstaltet werden, sind durch Presse, 
Rundfunk und Fernsehen umfänglich 
gewürdigt worden. Neben den Fackel­
märschen zur und entlang der 
„Mauer“ sind auch direkte Provoka­
tionen gegen die ausländischen Arbei­
ter vor allem aus der Türkei und gegen 
die Hausbesetzer in Kreuzberg geplant. 
Mit Innensenator Lummer abgespro­
chen ist der Marsch zu einem bestimm­
ten besetzten Haus, welches bislang 
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noch geheimgehalten wird. Ferner sind 
Provokationen gegen sowjetische Ein­
richtungen in Westberlin angekündigt. 
Bis auf eine Luftballonaktion sind alle 
Provokationen vom Innensenator als 
rechtmäßig beurteilt worden. Die Rufe 
von SPD, Alternative Liste und SEW 
nach Verbot dieser Aktionen verhallen 
ungehört.

Die Westberliner Linke ist sich un­
eins über den Charakter und die Be­
deutung der ganzen Sache. Schon das 
offizielle Programm des Senats und 
der CDU mit einer Großveranstaltung 
im Freien und der Rede des Regieren­
den Bürgermeisters v. Weizsäcker ist 
mit Gleichmut aufgenommen worden. 
45 Gruppen und Organisationen haben 
sich geeinigt, daß am 18. Juni eine De­
monstration stattfinden soll gegen die 
„Konservative Aktion“. Dem Aufruf 
nach sollen im wesentlichen die „neu­
en und eigenständigen Formen des Zu­
sammenlebens in Kreuzberg“, als dem 
Bezirk, den man besonders bedroht 
sieht, verteidigt und sich gegen Auslän­
derhetze und die „Wiedererstarkung 
eines deutsch-deutschen Feindbildes“ 
gewandt werden.

Der BWK hat versucht, darüberhin- 
aus Zustimmung zu gewinnen für eine 
Richtung der Propaganda gegen die 
Kriegsziele der BRD, d.h. gegen die 
Großdeutschlandkampagne der Reak­
tion. Das ist uns gegenüber den Unter­
zeichnern des Aufrufs nicht gelungen. 
Das Motto der Konservativen Aktion 
„Einigkeit und Recht und Freiheit“ 
scheint auch bei vielen Linken Reak­
tionen hervorzurufen, die mehr mit 
dem „Deutschsein“ Zusammenhängen 
müssen als mit einer antichauvinisti­
schen Haltung. Die Grün-Alternativen 
gar verkünden per Zeitungsanzeige, 
daß sie für den 18. März als gesamt­
deutscher Feiertag wären im Hinblick 
auf die Revolution von 1848. Ganz un­
deutsch dagegen ein Hausbesetzer, der 
meinte, man solle gegen die Konserva­
tiven ruhig sowjetische Panzer anfor­
dern.

GEW Niedersachsen 
Beschlüsse der Landes­
vertreterversammlung

Braunschweig. Drei große Themenbe­
reiche beherrschten die Landesvertre­
terversammlung der GEW Niedersach­
sen in diesem Jahr: Ursachen der Leh­
rerarbeitslosigkeit und Maßnahmen 
dagegen, die Stellung der Gewerk­
schaft zur „bildungspolitischen Wen­
de“ der CDU und die „Friedenserzie­
hung“ an den Schulen angesichts des 
immer näherrückenden Termins zur 
Stationierung von Mittelstreckenrake­
ten in der BRD

Im ersten Beschluß hielt die Landes­
vertreterversammlung fest, „daß die 
Arbeitslosigkeit nicht durch Lohnver­
zicht der Beschäftigten maßgeblich ge­
mildert oder gar behoben werden 
kann. Deshalb lehnt die GEW eine 
Kürzung der Lehrergehälter entschie­
den ab.“ Die GEW fordert erneut eine 
„drastische Verkürzung der Wochen­
arbeitszeit“ sowie die Einstellung aller 
Lehrer zur „Behebung der Defizite im 
Bildungssystem“. Umstritten war, ob 
die GEW einen Fond gründen soll, um 
„pädagogisch notwendige Arbeit 
durch arbeitslose Leherrinnen und 
Lehrer“ zu finanzieren. Nach langer 
Debatte entschied sich die Mehrheit 
für Fonds bei den Kreis verbänden, um 
Arbeitslosenselbsthilfegruppen - nicht 
nur Lehrern — Starthilfen zu geben.

Im Beschluß „Gegen die konservati­
ve Bildungspolitik und Trendwende in 
der Pädagogik“ wird der Angriff auf 
„Strukturen und Inhalte des Bildungs­
systems ... im Sinne der Thesen ,Mut 
zur Erziehung4 “ zurückgewiesen. 
Selbstkritisch wird festgestellt, daß 
Fehlentwicklungen „es den konservati­
ven Kritikern zu leicht gemacht haben, 
ihren Gegenkurs zu befestigen“, z.B. 
Diskussionen um „fortschrittliche 
Curricula“, ohne die konservativen 
Positionen gründlich zu kritisieren. Als 
Maßnahmen werden Tagungen, Öf­
fentlichkeitsarbeit, Arbeitskreise, „Schu­
le und Gewerkschaft“ etc. vorgeschla­
gen.

Die Debatte um die Friedenserzie­
hung stand unter der Frage, was kön­
nen und müssen die Gewerkschaften 
tun, um die Stationierung der Mittel­
streckenraketen im Herbst zu verhin­
dern. Die GEW soll im DGB-Bundes­
vorstand dafür eintreten, daß sich der 
DGB „nachdrücklich der Aufstellung 
von neuen Mittelstreckenwaffen auf 
dem Gebiet der BRD widersetzt“ und 
der DGB soll prüfen, „ob durch einen 
Generalstreik die Aufstellung der Per­
shing II und der Marschflugkörper ver­
hindert werden kann“. Die Entschei­
dung darüber soll ein außerordentli­
cher DGB-Bundeskongreß fällen.

Die wachsende Kriegsgefahr zu be­
kämpfen, war das wesentliche Anlie­
gen der Delegierten; die Kritik der 
Kriegsvorbereitungen konzentriert sich 
jedoch auf die Kritik der Waffen: ,,... 
bei aller Kenntnis der internationalen 
Verflechtungen wäre eine Stationie­
rung eine kaum mehr zu revidierende 
Eskalation der nuklearen Kriegsge­
fahr“, heißt es in der Begründung. An­
haltspunkte zur Kritik der Kriegszze/e 
der westdeutschen Bourgeoisie finden 
sich lediglich in einigen Forderungen 
an den Kultusminister, z.B. die Be­
schlüsse „Zur deutschen Frage im Un­
terricht“ nicht anzuwenden, die 
deutsch-polnischen Schulbuchempfeh­
lungen anzuerkennen, militaristische 
Inhalte im Unterricht abzuwenden.

Nordrhein- Westfalen 
KZ-Methoden gegen 
Obdachlose

Düsseldorf. Zur Zeit läuft vor der 
XIV. Großen Strafkammer ein Prozeß 
gegen vier Polizeibeamte wegen „Kör­
perverletzung im Amt“. Hinter dieser 
Anklage verbergen sich schlimmste 
Torturen, vollzogen von Beamten der 
Düsseldorfer Altstadtwache an ob­
dachlosen Stadtstreichern. Nicht nur 
von Schlägen wissen die „Berber“ zu 
berichten, sondern von solch widerli­
chen Quälereien wie dem erzwungenen 
gegenseitigen Verprügeln und anschlie­
ßendem Auflecken des Blutes vom Bo­
den der Arrestzelle. Hauptverantwort­
lich ist der Dienststellenleiter Rieper, 
der seine Tätigkeit einführte mit den 
Worten: „Wenn ein deutscher Polizist 
über die Straße geht, muß eine Gasse 
entstehen“.

Die Altstadtwache liegt mitten im 
Düsseldorfer Kneipenviertel. Mangels 
anderer Unterkünfte halten sich hier 
viele der Düsseldorfer „Berber“ auf. 
Den Kneipenbesitzem und betuchten 
Anwohnern — die Altstadt gehört zu 
den teuersten Wohngebieten Düssel­
dorfs - sind sie schon lange ein Dorn 
im Auge. Eine „Bürgerinitiative“ zur 
„Säuberung der Altstadt von Pennern 
und Punkern“ unternimmt seit länge­
rem Versuche, die Obdachlosen zu ver­
treiben.

Die Zahl der Obdachlosen betrug im 
März 1983 in Düsseldorf 2979. Ein un­
mittelbarer Zusammenhang zwischen 
Arbeitslosigkeit, Sozialhilfe und Ob­
dachlosigkeit wird von der Stadtver­
waltung selbst konstatiert. Die Zahl 
der Sozialhilfeempfänger stieg im letz­
ten Jahr um 27%, die Zahl der zwangs­
geräumten Wohnungen hat sich nahe­
zu verdoppelt, eine direkte Folge der 
Praxis des Sozialamtes, Mietschulden 
nicht mehr zu bezahlen. Mit 338 DM 
im Monat, dem amtlichen Regelsatz, 
kann ein Leben „in geordneten Bah­
nen“ kaum noch finanziert werden. 
Die Straße wird zum einzig möglichen 
Aufenthaltsort. Asyle gibt es nur vier 
in Düsseldorf. Dort kann man nur 
übernachten, und das kostet noch.

Die Stadtverwaltungen reagieren 
ziemlich einhellig auf dieses Problem: 
In Wuppertal ist „das Verweilen auf 
Straßen und Plätzen im berauschten 
Zustand“ bereits verboten; in Mün­
chen sollen „soziallästige Elemente, 
wie Permer, Stadtstreicher und Homo­
sexuelle“ von speziellen Polizei truppen 
verfolgt werden; in Düsseldorf hat sich 
Kommissar Rieper in guter deutscher 
Tradition zusammen mit seinen Kolle­
gen der Sache angenommen, auf seine 
eigene, abscheuliche Weise.
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Kernkraftwerk Wyhl
Ministerpräsident Späths Akzeptanz-Strategie 
für eine Folizeischlacht um Wyhl
Freiburg. 3 500 Leute nehmen an einer 
Bürgerversammlung gegen ein Kern­
kraftwerk Wyhl in Freiburg teil. Regie­
rungspräsident Nothelfer wird ausge­
pfiffen, als er mitteilt, das KKW müsse 
gebaut werden, weil ,,billiger‘‘ Strom 
gebraucht werden würde, und außer­
dem sei es absolut sicher.

Die 3500 Teilnehmer beschließen ei­
ne Resolution: Erstens soll die Stadt 
Freiburg bei der Landesregierung den 
Verzicht auf das KKW Wyhl fordern. 
Zweitens soll sie sich an den Prozeßko­
sten der Bürgerinitiativen beteiligen. 
Drittens soll durch eine von der Stadt 
beauftragte unabhängige Forschungs­

An der letzten Kundgebung der badischen und elsässischen Bürgerinitiativen be­
teiligten sich über 30000 Menschen.

gruppe eine mögliche Gefährdung 
durch das KKW untersucht werden, 
und viertens soll die Stadt Freiburg im 
Falle eines Baus des KKW der Landes­
regierung die Unterstützung, z.B. Un­
terbringung der Polizei, verweigern. 
Der Termin für die jetzt fällige Ge­
meinderatssitzung mit dem Tagesord­
nungspunkt „KKW Wyhl“ steht noch 
nicht fest.

Zuvor hatten die Badisch-Elsässi­
schen Bürgerinitiativen 43818 Unter­
schriften gegen die von der Keimkraft 
Süd beantragte Änderungsgenehmi­
gung zum KKW Wyhl gesammelt. Die­
se Anderungsgenehmigung beinhaltet 
die Aufrüstung des KKW zur „Bauli- 
nie 80A die Einrichtung eines
„Kompaktiagers“, in dem mehr als 
doppelt so viel wie ursprünglich vorge­
sehene abgebrannte Brennstäbe auf

unbestimmte Zeit „zwischengelagert“ 
werden sollen.

Baden-Württembergs Ministerpräsi­
dent Lothar Späth mußte bei einem 
Vororttermin in Wyhl die einhellige 
Ablehnung des Baus von Seiten rund 
200 regionaler Gemeinderäte und Bür­
germeister konstatieren.

Auch die Gewerkschaften haben 
sich inzwischen klar gegen ein KKW 
Wyhl ausgesprochen, so zuletzt Sutte­
rer, Bezirksleitung Stuttgart der IG 
Chemie und Referent bei der 1. Mai- 
Kundgebung des DGB in Freiburg.

Nun hat Späth ja keinen Zweifel 
daran gelassen, wie er zu den politi­

schen Willensbekundungen der Bevöl­
kerung der betroffenen Region steht: 
„Wenn die Landesregierung nicht 
mehr entscheiden kann, was dem Gan­
zen dient und von der betroffenen Stel 
le nicht getragen wird, dann Ei eine 
Vielzahl von Problemen demokratisch 
nicht mehr lösbar.“ (Debatte zur Re­
gierungserklärung zum KKW Wyhl, 
13.10. 1982) Alle demokratischen For­
malien, die er jetzt durchlaufen läßt, 
'wie Bürgerdialoge (geplant in der 4000 
Menschen fassenden Ortenau-Halle in 
Offenburg), dienen einzig der morali­
schen Legitimation der gewaltsamen 
und brutalen Durchsetzung des KKW- 
Baus: „Ich lasse jedoch keinen Zweifel 
daran, daß ich (bei diesen Dialogen) 
unter dem Aspekt verhandele: Das 
Kernkraftwerk Süd muß nach dem jet­
zigen Stand der Dinge gebaut 

werden.“ Der „jetzige Stand der Din­
ge“ ist das Urteil des Verwaltungsge­
richtshofes Mannheim, das Späth in 
der Tasche hat. Ein Urteil, in dem in 
der Rechtsprechung verankert wurde, 
daß Gerichte nur solche Gutachten an­
erkennen, die „dem derzeit gültigen 
Stand von Wissenschaft und Technik 
entsprechen“, der wiederum bestimmt 
wird durch die „Fachwelt“, d.h. die 
.KKW-Betreiber-Welt. Der Rechtsan­
walt der Bürgerinitiativen, Beeretz: 
„Als Stand der Wissenschaft wird nur 
anerkannt, was Zustimmung von ande­
ren Wissenschaftlern findet .. . Koper- 
nikus hätte vor diesem Gericht keine 
Bestand.“

Späth hat nicht nur angekündigt, 
daß er die gerichtliche Baufreigabe in 
schnellstmöglichen Baubeginn umset­
zen will, er hat auch - per gezielter In­
diskretion - mitgeteilt, w/e das ausse­
hen soll: 15000 Polizisten aus der gan­
zen BRD (Brokdorf: 10000), ausgerü­
stet mit Gummischrotgewehren und 
CS-Gas, sollen in der „grünen Hölle 
am Kaiser Stuhl“ eingesetzt werden.

Nun ist die gewaltsame Durchset­
zung eines Kernkraftwerkes eine Sa­
che, die zu unerwünschten Begleiter­
scheinungen führen kann: Wählerstim­
men sowie das „Vertrauen in die 
Rechtsstaatlichkeit“ könnten verloren 
gehen, die Widerstand Leistenden auf 
breite Solidarität stoßen. Späth, der 
auch gern auf den Beinamen „Clever- 
le“ hört, bastelt nun gezielt an einem 
neuen Image: Späth, der „CDU-Grü­
ne“, der erbittertste Kämpfer gegen 
das Waldsterben, „der Mann, der sich 
wie kaum ein anderer in der CDU für 
ökologische Sensibilität einsetzt“ 
(Bad. Ztg. v. 9.6.1983). Er tritt gegen 
die Vorlage des Bundesinnenministers 
Zimmermann zur TA Luft und Groß­
feuerungs-Verordnung an und fordert 
schärfere Bestimmungen und Auflagen 
für die Industrie. Er, Späth, hätte ja 
schon in den 70er Jahren „vor einer 
Unter Schätzung der Schäden durch 
Rauchgase gewarnt“. Muß man einem 
solchen Mann, der gerade wegen der 

| Umweltbelastung von Kohlekraftwer­
ken für Kernkraft ist, nicht abnehmen 

I daß Umweltschutz ein ernsthaftes An- 
| liegen für ihn ist? Daß er schon triftige 
| Gründe haben muß, wenn er in seiner 
| Verantwortung als Landesche? das

KKW Wyhl mit Polizei ter vor durch­
setzt — „zum Wohle des Ganzen“?

Leute wie Späth — dessen Landwirt- 
schaftsmmister Weiser noch im April 

! 1980 im Landtag mitteilte, Industrie-
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Ministerpräsident Späth und die Philosophie 
der Versöhnung
„Nach Auffassung des Ministerpäsi- 
denten ist es für die Industriegesell­
schaft überlebenswichtig, den schein­
baren Gegensatz zwischen umweltpo­
litischen und wirtschaftlichen Inter­
essen zu überbrücken. Bisher seien 
Ökonomie und Ökologie als Gegen­
sätze gebraucht wo den. Was jetzt 
notwendig gebraucht werde, sei eine 
neue Philosophie der Versöhnung.“ 
(Staatsanzeiger Baden-Württemberg 
29.12.1982)

Späth auf einer Konferenz von 500 
Waldbesitzern auf der er die Philoso­
phie der „Versöhnung“ ausführte:

„Die rapide wachsenden Wald­
schäden aber auch die Vorgänge um 
die 41 Giftfässer mit dem Seveso-Gift 
und die Ölkatastrophe im Persischen 
Golf dokumentieren nachdrücklich, 
daß wir in einer Zeit der ökologi­
schen Krisen leben. Wir müßten uns 
bewußt werden, daß alles, was der 
Mensch der äußeren Natur zufügt, er 
sich auch selbst zufügt, denn auch er 
ist Natur ... Ich bin der Überzeu­
gung, daß die ökologische Krise 
überwindbar ist, wenn der Mensch 
seiner selbst ansichtig wird als ein 

Wesen, das in den Haushalt und die 
Kreisläufe der Natur einbezogen, ihnen 
unterworfen ist und ihnen nicht nur als 
souveränes Objekt gegenüber steht. In 
diesem Sinne bergen die schlimmen 
Vorgänge des Waldsterbens ein Stück 
Hoffnung, daß der Mensch in Zukunft 
der Natur bewußter und in einer ganz 
unmodernen Haltung begegnen wird, 
nämlich derjenigen der Demut ...

Was darüber hinaus der Wald für 
die Allgemeinheit bedeutet, darüber 
wird viel zu wenig gesprochen. Die 
Dienste des Waldes für den Rohstoff­
faktor Holz, für die Versorgung der 
Bevölkerung mit Wasser, für den Bo­
denschutz, für die Luftreinhaltung und 
für die Erholung des Menschen sind in 
Geld überhaupt nicht auszudrücken. 
Der Wald ist ein so maßgeblicher Teil 
der Biosphäre, daß mit ihr der Mensch 
in Mitleidenschaft gezogen wird. Es ist 
deshalb eine Schicksalsfrage nicht nur 
für den Wald selbst, sondern auch für 
unser Volk und in letzter Konsequenz 
sogar für die Menschheit, daß es ge­
lingt, den Wald vor großflächiger Zer­
störung zu retten ...

Wer glaubt, es sei fünf vor zwölf, 
dessen Uhr geht nach. Wir sind näher

Ministerpräsident Späth sieht „Be­
rührungspunkte“ zu den Grünen.

am Zenit einer Katastrophe, als viele 
gerne wahrhaben wollen ...

Natürlich müssen die Energiever­
sorgungsunternehmen diese Kosten 
auf die Strompreise abwälzen ...“ 
(Staatsanzeiger Mai 1983)

„Der Standpunkt zu Beginn des 
Gesprächs heißt jedoch: Wir wollen 
das Kernkraftwerk bauen! Ich möch­
te damit alle Auslegungsschwierigkei­
ten beseitigen.“ (Vor der „Ge­
sprächsrunde“ in Wyhl)

abgase seien wahrscheinlich nicht ver­
antwortlich für das rätselhafte Tan­
nensterben - würden heute noch die 
Gefährlichkeit des Schwefeldioxid 
leugnen, wenn das Waldsterben nicht 
so dramatisch offensichtlich wäre. 
Späth behauptet ja heute noch, eine 
Schwefeldioxidbelastung von 0,05 
mg/m3 sei völlig unbedenklich, wo­
gegen nachweislich Fichten ab 0,04 
mg/m3 absterben!

Aber widerwärtig ist ja nicht nur die 
Scheinheiligkeit dieses ganzen Politi­
ker-Rummels. Bei der ganzen Sache

Waldiandschaft im Schwarzwald

werden vor allem auch ganz klare Ei­
gentümerinteressen vertreten. Baden- 
Württemberg ist nach Bayern das Bun­
desland mit der größten Waldfläche. 
Davon sind 320000 ha Staatswald, das 
ist die gleiche Fläche, in die sich 
280000 Privat-Waldbesitzer teilen 
müssen. Wer besitzt den Wald? Nimmt 
man Staats-, Gemeinde-, Kirchen- und 
Privateigentum zusammen, so verfü­
gen in der BRD 0,2 % der Waldbesit­
zer über einen Anteil von 43 °7o an der 
gesamten Waldfläche! Nachzurechnen 
im Bonner Agrarbericht. Die in Baden- 
Württemberg betroffenen Schadflä­
chen taxiert Späth auf einen Wert von 
3 Milliarden DM, die bereits entstande­
nen Schäden auf weit mehr als 200 
Mio. DM jährlich. Daß da ganz vitale 
Großgrundbesitzer-Interessen an einer 
Schadensregulierung entwickelt wer­
den, ist klar — und Späth ist der laute­
ste Befürworter einer Strompreiserhö­
hung, mit der den Haushalten die Fi­
nanzierung der Beseitigung der von 
den Energiemonopolen verursachten 
Schäden aufgehalst wird!

Späths Umweltschutz-Chefdenker- 
Pose reduziert sich somit auf: 1. Tak­
tik zur Herstellung einer öffentlichen 
Akzeptanz für eine Polizeischlacht um 
Wyhl, 2. Verhinderung von gesetzli­
chen Umweltschutz-Bestimmungen, 
die die kapitalistische Produktionswei­

se irgendwie einschränken könnten, 3. 
Vertretung von Großgrundbesitzer-In­
teressen bei der Regulierung der Wald­
schäden.

Späth hat mitgeteilt, erst nach den 
Landtagswahlen 1984 in Wyhl zu bau­
en. Ob er mit seiner Wyhl-Strategie Er­
folg hat, hängt nun ziemlich damit zu­
sammen, wie und mit welchem Ergeb­
nis die Grünen diesen Landtagswahl­
kampf führen. Von daher sind auch 
Späths zunehmende Bemühungen zu 
verstehen, als „CDU-Grüner“ an „Be­
rührungspunkte“ bei den Grünen zu 
appellieren, als da sei „die grundkon­
servative Einstellung, daß sich jeder 
seinen Lebensstil frei gestalten muß“ 
(Bad. Ztg. v. 3.5. 1983). Klar: der eine, 
indem er frei von lästiger Bürokratie 
seinen Industrieabfall in die freie Ge­
gend setzt und damit möglichst steuer­
freien Gewinn macht; der andere (nach 
freiem Entscheid lieber Arbeitnehmer 
als Arbeitgeber), indem er frei von ihn 
schützenden Arbeitsschutz- oder Um­
weltschutzrichtlinien die Folgen der 
freien Unternehmerwirtschaft trägt. 
Wir halten es für wichtig, daß der 
Landtagswahlkampf der Grünen eben 
nicht von „jedem Individualismus und 
Konservatismus, der zu meiner Partei 
paßt“ (Späth), geprägt wäre, sondern 
von bedingungsloser Ablehnung der 
Späthschen Energie- und Umweltkon­
zepte.
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Stichwort

Die Erfahrungen, die von Sei­
ten des Staates seit Jahren mit 
der Gesetzgebung zur konven­
tionellen Umweltverschmut­
zung gemacht wurden, werden 
jetzt herangezogen, um das 
Kernenergierecht schlagkräftig 
zu machen, um den Vollzug 
des KKW-Ausbaues zu be­
schleunigen. Deshalb werden 
am Anfang einige gesetzliche 
Vorschriften aus dem Immis­
sionsschutzgesetz und der 
Technischen Anleitung zur 
Reinhaltung der Luft behan­
delt.

„Umweltschutz und Um­
weltvorsorge sind nicht in der 
Verfassung vorgeschrieben, ihr 
Stellenwert wird vielmehr weit­
gehend in der Kategorie politi­
scher Akzeptanz bestimmt ... 
Bestandsschutz hat (hingegen) 
Grundrechtsqualität, enthal- 
ten in Art. 14 GG; die politi­
sche Stabilitätsgrundlage Ei­
gentum ist somit auf höchster 
Normstufe definiert.”

Die beiden vorgestellten Ab­
sätze, sie stammen aus einem 
Aufsatz des Ministerialrats 
Günther Reimann, Hannover, 
dienten als eine Entgegnung 
auf den Referentenentwurf für 
eine Großfeuerungsanlagen­
verordnung vom September 
1982 und kennzeichnen die 
rechtlichen Möglichkeiten der 
westdeutschen Bevölkerung 
auf Durchsetzung von Um­
weltschutzbestimmungen. Mi­
nisterialrat Reimann bezieht 
sich auf große Kohleverfeue­
rungsanlagen. Es geht im we­
sentlichen um nachträgliche 
Anordnungen der Verwal­
tungsbehörden gegenüber dem 
Schadstoffausstoß. In Bezug 
auf Kernkraftwerke wird syste­
matisch eine ähnliche Rechts­
lage geschaffen wie die, die 
heute die weitere Luftver­
schmutzung den Betreibern von 
Großfeuerungsanlagen garan­
tiert.

Genehmigung und nachträg­
licher Eingriffsakt: „In seinem 
Vollzug ist das Gesetz auf zwei 
Arten des Verwaltungshan­
delns gestützt, nämlich auf die 
Genehmigung und auf den 
nachträglichen Eingriffsakt 
. . . Der nachträgliche Behör­
deneingriff setzt voraus, daß 
die Pflichten aus dem Gesetz 
und aus Rechtsverordnungen, 
die aufgrund des Gesetzes er­
lassen wurden, nicht erfüllt 
werden. Ferner ist für eine An­
ordnung zwingend, daß sie 
wirtschaftlich vertretbar und 
nach dem Stand der Technik 
für die fragliche Anlage erfüll­
bar ist; . .. “ Das Bestands­
schutzprinzip oder besser Pri-

Kernenergierecht

vateigentumsrecht wird noch- 
einmal besonders hervorgeho­
ben: „Die Durchsetzung von 
Schutz und Vorsorgebestim­
mungen liegt ... in Länder­
kompetenz, wobei der einzel­
fallabwägende Ermessens- und 
Beurteilungsspielraum für
nachträgliche Eingriffe dem 
verfassungsrechtlichen Be­
standsschutzprinzip entspricht 
. .. Dies muß umso mehr gel­
ten, wenn es nicht um den 
Schutz der Umwelt geht, son­
dern um die Vorsorge.“

Das heißt, nachträglich er­
kannte Gefahren können, 
wenn überhaupt, nur gegen 
hohe Entschädigungen an die 
jeweiligen Kraftwerksbetreiber 
oder industrielle Kapitalisten 
beseitigt werden.

Nicht nur die nachträgliche 
Anordnung, auch die Geneh­
migungsverfahren sind bereits 
so aufgebaut, daß einzelne Be­
troffene kaum Möglichkeiten 
haben, die Genehmigung zu 
beeinflussen. Es wird unter­
schieden zwischen individuel­
len Beeinträchtigungen oder 
Gefährdungen und dem 
Schutz davor. Diese Beein­
trächtigungen und Gefährdun­
gen sind angeblich auf verwal­
tungsrechtlichem Wege ein­
klagbar, nicht hingegen die all­
gemeine Vorsorge, diese sei Sa­
che des Staates und ist nicht 
einklagbar. Die individuelle 
Betroffenheit schränkt den 
Kreis der klageberechtigten 
Bürger stark ein. Darüber hin­
aus wurde die Technische An­
leitung zur Reinhaltung der 
Luft in den Rang eines ,»antizi­
pierten“ (vorweggenomme­
nen) Sachverständigengutach­
tens gehoben. Damit darf man 
im Prozeß die hier festge­
schriebenen Grenzwerte nur 
noch anzweifeln, wenn man ei­
nen ,,erheblicher Anteil“ der 
führenden Fachwissenschaftler 
des jeweiligen Gebietes mit all­
gemein akzeptierten neuen Er­
kenntnissen hinter sich hat.

Diese Rechtslage ermöglicht 
juristisch die Umweltschädi­
gungen, wie sie sich bis heute 
ergeben haben. Weiter ist si­
chergestellt, daß die Kapitali­
sten zukünftig nicht zu stark 
belastet werden können, da 
nachträgliche Änderungen an 
Großanlagen in aller Regel 
nicht ,,wirtschaftlich“ vertret­
bar sind und damit entfallen. 
Altanlagen im Sinne des Geset­
zes sind alle Anlagen, die be­
reits genehmigt sind, aber 
durchaus noch eine Bauzeit 
von mehreren Jahren haben 
können.

Vergleichbar mit dieser Ge­
setzeslage wird jetzt das Kern­
energierecht ausgebaut und 
von höheren Gerichten inter­
pretiert. Dort, wo untergeord­
nete Gerichtsebenen zeitweilig 
mehr Klagen zuließen, wurde 
dies inzwischen vom Bundes­
verwaltungsgerichtshof rich­
tiggestellt. Ein Beispiel ist das 
sogenannte Stade-Urteil, das 
der Bevölkerung lediglich im 
Falle unmittelbarer Betroffen­
heit Klagerechte zubilligt:

,, Sachgegeben h eiten des
Kernenergierechts werfen diese 
Fragestellung auf: das kern- 
energiespeziflsche Risikopo­
tential bedingt im Verhältnis 
zum sonstigen Sicherheitsrecht 
gesteigerte Sicherheitsanforde- 
rungen. Dies bedeutet jedoch 
nicht notwendig in vollem Um­
fang korrespondierende
Schutzansprüche des einzelnen 
Drittklägers. Verwaltungs­
rechtschutz ist Individual­
rechtschutz. ”

Das Kernenergierecht ope­
riert inzwischen mit „antizi­
pierten“ Sachverständigengut­
achten. Es handelt sich z.B. 
um die Allgemeine Berech­
nungsgrundlage für die Strah­
lenexposition bei radioaktiven 
Ableitungen mit der Abluft 
oder in Oberflächengewässer, 
eine Vorstufe zu einer Radio­
ökologieverordnung nach §45 
Strahlenschutzverordnung. 
Diese Berechnungsgrundlage 
wird im Wyhl-Urteil herange­
zogen, um zu behaupten, daß 
eine zusätzliche Dosis Radio­
aktivität im Rahmen der 
Schwankungsbreite für natür­
liche und künstliche Strahlung 
keine Gefahr darstelle. Ohne 
hier die einzelnen Details nach­
rechnen zu wollen, sei einmal 
angenommen, daß vom Berg­
werk bis zur Entsorgung für al­
le bundesdeutschen Kernkraft­
werke nur eine Stoffmenge 
entweicht, die eine Belastung 
entsprechend 1% der jetzigen 
Belastung jährlich emittiert, 
und zwar in nicht ganz kurzle­
bigen Partikeln, dann ent­
spricht das in 20 Jahren schon 
einer Erhöhung der durch­
schnittlichen Belastung um ei­
nige Prozente.

Weitere für das Kernener­
gierecht wichtige Gutachten 
sind laut dem sogenannten 
Krümel-Urteil die ,,RSK Leitli­
nien für Siedewasserreaktoren 
und die Sicherheitskriterien 
für Kernkraftwerke“. Das in 
diesen Dokumenten festgelegte 
gilt als heutiger Stand der 
Technik und ist faktisch unan­
fechtbar.

Nachdem in den vergange­
nen Jahren immer deutlicher 
wurde, daß eine ,,gesicherte“ 
Entsorgung heute einen fakti­

schen Baustopp bedeuten wür­
de, wurde durch verschiedene 
Verwaltungsgerichtshöfe die 
Entsorgung als Genehmi­
gungsvorraussetzung verneint:

„Denn die Entscheidung des 
Gesetzgebers für die Nutzung 
der Kernenergie wurde getrof­
fen, ohne daß ein gesichertes 
Entsorgungssystem bereits 
vorhanden wäre; mit der 4. 
Atomgesetznovelle wurde die­
se Entscheidung bestätigt. Die 
Nutzung der Kernenergie wur­
de hierdurch erneut in den 
Willen des Gesetzgebers auf ge­
nommen, während ein System 
der Entsorgung erst zu ent­
wickeln war . .. Dem fügt sich 
auch der Ansatz des VGH Ba­
den-Württemberg im Wyhl- 
Urteil ein ... Anlagespezifi­
sche Risiken also werden im 
Rahmen des Vorsorgeprinzips 
geprüft, während Risiken aus 
dem Umgang mit abgebrann­
ten Brennelementen außerhalb 
der Anlage, bei Transport, 
Wiederaufbereitung und End­
lagerung aus der Prüfung aus­
geklammert werden ... ausrei­
chend für die Anlagegenehmi­
gung muß sein, daß Vorsorge 
gegen Gefährdungen durch 
den Anlagenbetrieb, Risiken 
aus dem Umgang mit radioak­
tiven Rest stoffen beim Betrieb 
getroffen werde.“

Zwei Punkte seien noch er­
wähnt: Rechtsschutz bietet die 
Kernenergierechtssprechung 
im wesentlichen den Betrei­
bern, eine einmal erteilte Teil­
errichtungsgenehmigung kann 
auch durch neuere Erkenntnis­
se nicht mehr zum Gegenstand 
des Verfahrens gemacht wer­
den. Dies gilt auch dann, wenn 
Gefahren neu entdeckt wer­
den und wissenschaftlich be­
legt sind. Ferner: Im Wyhl-Ur­
teil konnten die Gemeinden 
nur als Kläger auftreten, so­
weit ihre Planungen betroffen 
waren, oder gemeindliches 
Sacheigentum gefährdet
schien:

,,... doch kann insoweit 
nicht der kernenergiespezifi­
sche, gesteigerte Sicherheits­
standard geltend gemacht wer­
den. Nicht jedoch wird eine 
Sachwalterschaft für Belange 
der Gemeinde anerkannt.“

Zusammengefaßt: Wieviel 
Radioaktivität im Verlauf von 
Jahrzehnten durch den Betrieb 
von Kernkraftwerken insbe­
sondere durch den geplanten 
Brüterkreislauf in die Umwelt 
gelangen wird, ist völlig offen. 
Quellenhinweis: Günther Reimann, Umwelt­
vorsorge und Bestandsschutz von Großfeue­
rungsanlagen als Problem nachrangiger 
Normsetzung im Immissionsschutzrecht, in: 
Energiewirtschaftliche Tagcsfragcn, Heft 3, 
1983; Christoph Degenhard, Kernenergierecht 
in der Entwicklung, Schwerpunkte, Ergebnis­
se und Tendenzen neuerer Rechtssprechung, 
Heft 4, 1983.
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Internationale Nachrichten

Nicaragua: US-Diplo- 
maten ausgewiesen

Die sandinistische Regierung 
hat am 6.6.83 drei US-Diplo- 
maten wegen subversiver Ak­
tionen ausgewiesen. Den drei 
Botschaftsangehörigen konn­
ten Kontakte zu konterrevolu­
tionären Banden sowie deren 
Unterstützung nachgewiesen 
werden. Der nicaraguanische 
Sicherheitsdienst enthüllte fer­
ner Mordpläne des CIA gegen 
den Außenminister Nicaraguas 
d’Escoto. Der US-Botschafter 
Quainton wird zusammen mit 
dem nach Venezuela geflüchte­
ten Präsidenten der konserva­
tiven Jugendorganisation be­
schuldigt, Nicaraguaner
zwecks Spionage für den CIA 
angeworben zu haben. Die US- 
Regierung reagierte auf diese 
Beweise für ihre Putschversu­
che in Nicaragua mit der Aus­
weisung von 21 nicaraguani­
schen Diplomaten und der 
Schließung von sechs Konsula­
ten Nicaraguas in den USA. 
Die militärische Intervention 
der USA dauert an. Der au­
ßenpolitische Ausschuß des 
Repräsentantenhauses be­
schloß die Bewilligung von 80 
Mio. Dollar für die Regierung 
von Honduras und El Salva­
dor zur Unterbindung des 
Waffennachschubs fürdie sal-

Peru: Ausnahmezustand verhängt
Der letzte Ausnahmezustand 
in Peru, über die Andenpro­
vinz verhängt, war gerade eine 
Woche abgelaufen, als die Re­
gierung Fernando Belaunde 
Terry am 30.5. 1983 den Aus­
nahmezustand über das ganze 
Land verhängte. Anlaß waren 
Anschläge der Befreiungsorga­
nisation „Sendero Luminoso“ 
auf Hochspannungsmasten, 
Banken und die Fabrik der pe­
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Proteste gegen israeli­
sche Besatzung

Anläßlich des ersten Jahresta­
ges der Invasion Israels in den 
Libanon kam es am 4.6.83 in 
Tel Aviv zu einer Demonstra­
tion und Kundgebung von 
mehr als 100000 Teilnehmern 
gegen die anhaltende Beset­
zung des Libanon durch israe­
lische Truppen. Die Demon­
stration hatte sieben Tage vor­
her an der libanesischen Gren­
ze begonnen, die Teilnehmer 
wollten mit ihrem Zug nach 
Tel Aviv der Armee den Weg 
weisen „Raus aus Libanon“. 
Im besetzten Palästina wurden 
die Demonstrationen der Palä­
stinenser gegen das Besat­
zungsregime mit Ausgangs­

vadorianische Befreiungsorga­
nisation. Das US-Verteidi- 
gungsministerium gab die Ein­
richtung eines Ausbildungsla­
gers für eine schnelle Eingreif­
truppe in Honduras bekannt.

Mexiko: Streiks gegen 
Lohnbeschränkungen

Die mexikanische Regierung 
hat nach den Umschuldungs­
verhandlungen mit den impe­
rialistischen Banken als ober­
ste Grenze für Lohnerhöhun­

ruanischen Bayer-Niederlas­
sung. Die Fabrik, größte west­
deutsche Investition in Peru, 
brannte vollständig aus. Mit 
dem Ausnahmezustand ver­
sucht die peruanische Regie­
rung, ihre „Befriedungsaktio­
nen“ im peruanischen Hoch­
land Ayacucho zu flankieren. 
Die Indianer des Hochlands 
beteiligten sich in den vergan­
genen Jahren zu Hunderttau­

sperren und erneuter Schlie­
ßung der Bir-Zeid-Universität 
bis zum Schuljahresende be­
antwortet. Während die Pro­
testbewegung in Israel und in 
den besetzten Gebieten zu­
nimmt, verstärkt das Begin­

gen 12,5% festgesetzt. Seit dem 
10. Juni streiken die Arbeiter 
der Metall-, Papier- und Ze­
ment-Industrie und im Hotel- 
und Gaststättengewerbe, um 
die Forderung des mexikani­
schen Gewerkschaftsbundes 
nach Lohnerhöhungen von 
mindestens 25% durchzuset­
zen. Bereits seit zwei Wochen 
streiken die Beschäftigten der 
Universitäten und von For­
schungsinstituten für eine Er­
höhung ihrer Gehälter um 
40% bis 50%.

senden an Aktionen zur Land­
nahme. Bei Aktionen von mili­
tärischen Elitetruppen wurden 
unter anderem sechs Dörfer 
mit Brandbomben dem Erdbo­
den gleichgemacht. Die Regie­
rung versucht systematisch, ih­
re eigenen Greueltaten der Be­
freiungsbewegung bzw. den in­
dianischen Dorfgemeinschaf­
ten in die Schuhe zu schieben. 
So auch die Ermordung von 
acht Journalisten im Februar 
dieses Jahres. Diese waren bei 
Uchuraccay in Ayacucho tot 
aufgefunden worden, „nach 
archaischen Gesetzen“ getö­
tet, wie der „Spiegel“ zu be­
richten weiß. Inzwischen auf­
getauchte Fotos belegen ein­
deutig, daß die Journallisten in 
friedlichen Kontakt mit den 
Indianern getreten waren und 
der Verdacht verdichtet sich, 
daß sie von Regierungstruppen 
umgebracht wurden, weil sie 
Infiltrationsversuchen der Re­
gierungstruppen auf der Spur 
waren. Die Regierung versucht 
seit längerem paramilitärische 
Einheiten unter den Indianern 
des Hochlandes gegen die Gue­
rilla auszuheben. Bislang ohne 
Erfolg.

Regime die militärische Prä­
senz im Libanon. Die Truppen 
dürften nun auf mehr als 
40000 verstärkt sein. Bestän­
dig passieren Militärkonvois 
aus Israel die Grenzstation 
Rosh Hanikra. Die provisori­
schen Militärposten werden zu 
festen Stützpunkten ausge­
baut. Allein entlang der Kü­
stenstraße von Rosh Hanikra 
bis nach Tyros wurden drei 
Nachschub- und Munitionsde­
pots nach dem Abschluß des 
israelisch-libanesischen Vertra­
ges errichtet. Das Gefangenen­
lager Ansar zwischen Tyros 
und Nabatieh wurde zu einem 
Konzentrationslager für über 
5000 Gefangene. Am 12.6. er­
schossen die Besatzer zwei Pa­
lästinenser „auf der Flucht“.

OAU-Konferenz zum 
20jährigen Bestehen

Die Imperialisten hatten ge­
hofft, die 19. Konferenz der 
Organisation für afrikanische 
Einheit werde scheitern wie die 
vorhergehende und nicht statt­
finden, weil Marokko seine 
Ansprüche auf die ehemalige 
spanische Kolonie Westsahara 
durchsetzen wolle gegenüber 
den afrikanischen Staaten und 
die Befreiungsorganisation Po- 
lisario damit von der OAU ge­
ächtet werde. Die Polisario 
verzichtete zwar auf Teilnah­
me an der OAU-Konferenz, 
die Konferenz selbst aber for­
derte Marokko auf, direkte 
Verhandlungen mit der Polisa­
rio aufzunehmen, um die Vor­
bereitungen für ein Referen­
dum über das Schicksal der 
Westsahara vorzubereiten. 
Dieses Referendum hatte die 
OAU 1981 vorgeschlagen, 
nachdem Marokko nicht bereit 
war, die Selbstständigkeit der 
Westsahara zuzugestehen, ob­
wohl die Polisario den Kampf 
gegen die spanische Kolonial­
herrschaft geführt hatte.

8000 finnische Metall­
arbeiter im Streik

Mehr als 8000 Arbeiter und 
Angestellte des größten finni­
schen Konzern im Bereich der 
Metallverarbeitung traten am 
31.5.83 in einen zweitägigen 
Streik. In allen Niederlassun­
gen des Valment-Konzerns 
ruht die Arbeit. Ausgelöst 
wurde der Streik durch die 
Entlassung von 40 Arbeitern in 
einem Zweigwerk. Die Strei­
kenden forderten die Rück­
nahme der Entlassungen sowie 
gewerkschaftliche Rechte.
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USA
Kapitalisten wollen Tarifbruch vor dem 
Obersten Gerichtshof absichern lassen
Neue Möglichkeiten zur Lohnsenkung 
und zur Zerschlagung von Tarifverträ­
gen versuchen derzeit zwei Kapitalisten 
in den USA gegenüber den Gewerk­
schaften durchzusetzen. Eine kleine 
Maschinenbaufabrik aus Wisconsin 
klagt derzeit vor dem Obersten Ge­
richtshof auf Außerkraftsetzung des 
Tarifvertrages, den sie mit einer be­
trieblichen Gewerkschaft abgeschlos­
sen hat, um Lohnsenkungen ,»entspre­
chend den Notwendigkeiten vorneh­
men zu können“. Den zweiten Angriff 
führt die Wilson Food Corp.

Am 22. April hat die Wilson Food 
Corporation beschlossen, den 6200 ge­
werkschaftlich organisierten Arbeitern 
und Angestellten die tariflich verein­
barten Löhne zwischen 40% und 50% 
zu kürzen. Wilson begründet diese 
Lohnkürzungen mit den Verlusten, die 
der Konzern im vergangenen halben 
Jahr zu verzeichnen gehabt hätte und 
die durch die „zu hohen Löhne ent­
standen seien“. Mit 8200 Beschäftig­
ten ist Wilson einer der größten Verar­
beiter von frischem Schweinefleisch in 
den USA. Die United Food and Com- 
mercial Workers Union (UFCW), mit 
1,2 Millionen Mitglieder eine der größ­
ten Gewerkschaften in den USA, hatte 
in den letzten Tarifverhandlungen 1981 
Lohnerhöhungen von 3% jährlich 
durchgesetzt und vierteljährliche Infla­
tionsausgleichzahlungen. Die Real­
lohnverluste der Arbeiter und Ange­
stellten durch Inflation und Einkom­
menssteueränderungen schon ohne den 
Lohnraub der Wilson-Kapitalisten gibt 
die Gewerkschaft mit 10% seit Ab­
schluß des Tarifvertrages an.

Der wöchentliche Lohn eines 
Schlachters z.B., der im Drei-Schicht- 
Betrieb und im Akkord arbeiten muß, 
betrug vor der Kürzung im Durch­
schnitt 430 Dollar, nach dem Bruch der 
tariflichen Bestimmungen durch Wil­
son zwischen 215 und 230 Dollar. Die­
ser tariflich gültige Wochenlohn ist um 
ein knappes Drittel höher als der der­
zeitige Durchschnittslohn der Arbeiter 
in der Industrie, der 319 Dollar be­
trägt; kann Wilson seine Kürzungen 
aufrechterhalten, so hätte er gegenüber 
der UFCW eine Senkung der Löhne 
um 32% unter den Durchschnittslohn 
durchgesetzt.

Die Wilson Food Corp. will diesen 
Versuch, alle tariflichen Lohnschran­
ken einzureißen, vor dem Obersten Ge­
richtshof ausfechten. Sie hat unter Be­
rufung auf §11 des Konkurs-Gesetzes 
die Zahlung aller ihrer Verbindlichkei­
ten eingestellt und sich damit gerichtli­

chen Schutz vor allen Gläubigern ver­
schafft, bis sie einen Plan für die Zah­
lung der Schulden vorlegt. Gleichzeitig 
hat Wilson die rabiaten Lohnsenkun­
gen beschlossen und erklärt, ihre 
Lohnkosten seien bis zu 80% höher als 
die anderer Konkurrenten, das ein­
fachste Konzept zur Schuldensanie­
rung sei, die Lohnkürzungen durchzu­
setzen.

Bei der Durchsetzung dieses Unter­
fangens setzt Wilson nicht nur auf den 
Obersten Gerichtshof, sondern auch 
auf die Möglichkeit, mit der Drohung 
der Betriebsschließung die Beschäftig-

,,Heute stehen zwei Schlachter da, wo 
vor zwei Jahren noch drei standen, sie 
müssen bis zu einem Drittel mehr 
schneiden,“ berichtet ein Schlachter.

ten unter Druck zu setzen. Das Haupt­
werk des Konzern steht in Albert Lea, 
einer Kleinstadt in Minnesota, in der 
außer diesem Betrieb keine größere Fa­
brik steht.

„Wir hatten zwar hohe Löhne, aber 
in den vergangenen drei Jahren hat 
Wilson die Belegschaft schon um 20% 
reduziert, die Arbeit von vier Schlach­
tern und Fleischpackern müssen jetzt 
drei erledigen“, zitiert das „Wall 
Street Journal“ einen Arbeiter und er­
innert sogleich daran, wie Wilson mit 
dem Widerstand der gewerkschaftlich 
organisierten Arbeiter fertig werden 
kann: „Die Bewohner von Albert Lea 
hoffen auf eine friedliche Lösung. Sie 
erinnern sich an den Streik von 1959 
(der letzte große Streik gegen Wilson, 
d. Red.), als wenn es gestern wäre: den 
Ausnahmezustand, die eingeschlage­
nen Fensterscheiben, die Nationalgar­
de ..."

Befriedigt kommentiert die Zeit­
schrift das Vorgehen der Wilson Food 

Corp.: „Der Fall ... wird helfen, 
Standards zu setzen dafür, wann ein 
Unternehmen seine Tarifverträge zu­
rückweisen kann ....“ Da Wilson sich 
mit der Berufung auf das Konkursge­
setz unter gerichtlichen Schutz begeben 
hat, herrscht für die Gewerkschaft 
Friedenspflicht.

Vorerst haben die gewerkschaftlich 
organisierten Arbeiter einen eintägigen 
Warnstreik durchgeführt und arbeiten 
seit den Lohnsenkungen nicht mehr im 
Akkord. „Wilson Food Corp. ist nicht 
bankrott, sondern er will unsere Ge­
werkschaft brechen. Für halben Lohn 
arbeiten wir auch nur die Hälfte“, er­
klärte ein Sprecher der Gewerkschaft 
in Albert Lea. Die Produktion ist seit 
dem 1. Mai um mehr als 50% niedriger 
als in den Vormonaten. Wilson Food 
versucht jetzt, durch Verhandlungen 
mit der Gewerkschaft über Sozialzu­
schläge, Zugeständnisse für seinen Ta­
rifbruch zu erkaufen. Die Geschäftslei­
tung in Albert Lea drohte gleichzeitig 
weitere gerichtliche Schritte an, wenn 
die Produktionsquoten weiterhin so 
niedrig bleiben wie in den vergangenen 
zwei Monaten.
Quelienhinweis: The Wall Street Journal, Ausgaben vom 
27. Mai bis 5. Juni 1983; Facts on Files, 6. Mai 1983; 
Monthly Labor Review, hrsg. vom Departement of La­
bor, Ausgabe April 1983; AFL-CIO News, Nr. 18, 7. Mai 
1983

Italien
Gesundheitsdienst pleite 
DC will Privatisierung

Seit dem 1. Juni müssen in vier italieni­
schen Regionen die Kranken ihre Arz­
neimittel selbst bezahlen. Die Apothe­
ker weigern sich, Medikamente weiter 
nur gegen die — happigen — Rezept­
gebühren abzugeben, weil die örtlichen 
Stellen des nationalen Gesundheits­
dienstes zahlungsunfähig sind. Der 
Grund: Statt der von den Regionen 
veranschlagten 33000 Mrd. Lire (ca. 55 
Mrd. DM) Kosten hat die Regierung 
nur 24500 Mrd. in den Haushalt für 
das laufende Jahr eingestellt. Ein Ver­
such, mit Brachialgewalt den erst 1979 
eingeführten Gesundheitsdienst finan­
ziell aus den Angeln zu heben.

Der nationale Gesundheitsdienst, 
der nach britischem Vorbild errichtet 
wurde, sollte kostenlose Krankenver­
sorgung und Vorbeugung (einschließ­
lich der betrieblichen Unfallverhütung) 
für alle gewährleisten. Vorher war die 
Gesundheitsversorgung auf Kranken­
kassen, Gemeinden und andere Behör­
den verteilt. Einen Großteil der Krank­
heitskosten (vor allem für fachärztliche 
Behandlung) mußten auch Versicherte 
selbst zahlen.

Kaum war der Gesundheitsdienst 
eingerichtet, wurde durch schrittweise 
Einführung immer höherer „Selbstbe­
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teiligungen“ mit der eben erst prokla­
mierten Kostenfreiheit aufgeräumt. 
Die angeblich riesigen Defizite des 
Dienstes gehen größtenteils auf die 
,,Entlastung“ der Kapitalisten von 
Krankenversicherungsbeiträgen und 
auch schlichte Beitragshinterziehung 
zurück. Tatsächlich ist der Anteil der 
Kosten des Gesundheitssystems am 
Bruttoinlandsprodukt in Italien mit 
4,84% niedriger als in allen anderen 
EG-Ländem außer Großbritannien.

Nachdem die Kapitalisten durch die 
„Fiskalisierung“ ihrer Beiträge bereits 
reichlich bedient wurden, sollen jetzt 
auch die für den Gesundheitsdienst im 
Staatshaushalt vorgesehenen Mittel an­
deren vaterländischen Zwecken zuge­
führt werden. Der Gesundheitsdienst 
gehört zu den Reformen, die der Kapi­
talistenverband ,, über dacht“ haben 
möchte.

Folgsam wie auch in anderen Punk­
ten haben die Christdemokraten diese 
Forderung sogleich in ihr eben vorge­
legtes Wahlprogramm aufgenommen. 
Danach soll der Gesundheitsdienst 
künftig nur noch für ,,grundlegende 
Leistungen“ aufkommen. Für den 
Rest müßten „differenzierte Dienste“, 
auf deutsch: private Zusatzversiche­
rungen sorgen. Wer sich so was leisten 
kann, soll die Kosten dann auch noch 
von der Steuer absetzen können. Der 
Vorsitzende der katholischen Gewerk­
schaft CISL hat sich daraufhin schroff 
gegen jede Privatisierung der Gesund­
heit sversorgung gewandt.
Quellenhinweis: l’Unitä 29.5., 31.5., 2.6., 9.6. 1983

Österreich
Deutsch-Nationales auf 
dem Vormarsch

Am 31. Mai hat Bundeskanzler Sino- 
watz dem Parlament das Programm 
der SPÖ/FPÖ-Regierung vorgetragen. 
Die Regierungserklärung umfaßt 78 
Seiten, davon sind 30 Seiten der Wirt­
schaftspolitik gewidmet. Deutlich seien 
darin die Schriftzüge der Freiheitlichen 
Partei Österreichs zu erkennen, der es 
um mehr Leistungsbewußtsein und die 
Schaffung eines investitionsfreundli­
chen Klimas gehe, lobt die Bundeswirt­
schaftskammer. Sie stellt fest, daß ein 
erhöhtes Problembewußtsein und gute 
Vorsätze erkennbar seien, es mangele 
jedoch an konkreten, realistischen 
Vorhaben.

So viel zu den konkreten Vorhaben: 
zur zumindest teilweisen Stopfung des 
stark defizitären Bundeshaushalts soll 
nun endgültig ab Januar 1984 die 
Mehrwertsteuer von 18 auf 20% er­
höht werden - bei der Erhebung indi­
rekter Steuern liegt Österreich an vier­
ter Stelle aller OECD-Staaten. Voraus­

sichtlich ab Januar 1984 soll das 13. 
und 14. Monatseinkommen besteuert 
werden. Noch ist nicht sicher, ob die 
von der SPÖ geplante Anonymitätsab­
gabe auf Zinseinnahmen über 10000 
Schilling bei Sparkonten eingeführt 
werden soll. Schon die Erwähnung die­
ser Steuer hat zu einer „Sparerflucht“ 
ins benachbarte Ausland geführt.

Die deutsch-nationale FPÖ hat so 
im wesentlichen ihre Wahlvorhaben 
durchgesetzt. Diese Partei, 1949 von 
überwiegend alten Nationalsozialisten 
gegründet, hat auch ihre Mannen ent­
sprechend postiert. So wird z.B. ihr 
Klubobmann Friedrich Peter, ehemali­
ges Mitglied der 1. SS-Infanteriebriga­
de, Träger des Eisernen Kreuzes 2. 
Klasse und führend bei der Ermordung

Südtirol: Aufruf zu vermehrter Einmi­
schung Österreichs

von Zivilisten in der Sowjetunion, ab 
Januar 1984 Vizepräsident der Natio­
nalbank bei einem steuerfreien Ein­
kommen von 1 Mio. S im Jahr. Auf 
das geplante Amt des Nationalratsprä­
sidenten mußte Peter wegen massiver 
Proteste der Bevölkerung verzichten.

Neuer Justizminister ist der FPÖ-ler 
Harald Ofner. Er fühlt sich als „deut­
scher Österreicher“ und „einer öster­
reichischen Nation nicht verpflichtet“. 
In einem Interview mit der Zeitschrift 
„Profil“ erklärte er 1981, das Dritte 
Reich sei seine Heimat gewesen, und er 
habe den Verlust des Krieges durch die 
Deutsche Wehrmacht bedauert. Die 
NPD-Zeitschrift „Klartext“ sieht in 
ihm „einen unbestritten national ge­
sinnten Mann“.

In diesem Zusammenhang wird auch 
die Südtirol-Frage neu belebt. Einer 
Umfrage der von Österreich unter­
stützten Südtiroler Volkspartei zufolge 
sähen zwei Drittel aller Südtiroler in 
Österreich ihr „Vaterland“, ein Drittel 
spreche sich für den Anschluß an 
Österreich aus.
Quellenhinweis: Süddeutsche Zeitung v. 4./5.6.S3; Profil, 
Wochenpressc, Presse und Salzburger Nachrichten, ver­
schiedene Ausgaben

Griechenland
Streikrecht eingeschränkt 
durch EG-Anpassung

Am 6. Juni 1983 verabschiedete das 
griechische Parlament im Schnellver­
fahren das Rahmengesetz über die So­
zialisierung der vom Staat kontrollier­
ten Betriebe. Die Abgeordneten der 
Regierungspartei PASOK (panhelleni­
stische Bewegung) stimmten dafür, die 
konservative Neue Demokratische Par­
tei dagegen. Die Abgeordneten der 
Griechischen Kommunistischen Partei 
(KKE) verließen den Saal vor der Be­
handlung des § 4, der einschneidende 
Änderungen des Streikrechts festlegt. 
Ein Streik in sozialisierten Betrieben 
soll stattfinden können, wenn 51% der 
Gewerkschaftsmitglieder sich in einer 
Abstimmmung dafür aussprechen. Bis 
dahin genügte eine Versammlung der 
Gewerkschaft. Ein Quorum gab es 
nicht. Die Gewerkschaften und die 
KKE hatten wegen dieses Paragraphen 
große Streikaktionen organisiert. Die 
Bankangestellten streikten schon Ende 
Mai mehrere Tage. Ihnen folgten 
10000 Arbeiter im Hafen Piräus, un­
terstützt von Transport- und Bauarbei­
tern. Am 2.6. legte ein Generalstreik 
die Hauptstadt lahm und blockierte 
den Handel. Am Tag der Debatte über 
den Streikparagraphen demonstrierten 
30000 Arbeiter und Angestellte vor 
dem Parlament.

Die Konservativen und die Kommu­
nisten verfolgen in ihrer Bekämpfung 
des Gesetzes völlig unterschiedliche 
Ziele. Die Konservativen operieren ge­
gen das Gesetz unter dem Schlachtruf, 
Streiks gefährdeten die nationale Wirt­
schaft. Ihr Sprecher im Parlament er­
klärte, sie riefen die Lohnabhängigen 
zur Arbeit auf. Den Kapitalisten, die 
sie vertreten, gehen selbst Papandreous 
Reformen schon zu weit. Das Gesetz 
sieht Mitbestimmungsrechte der Beleg­
schaften in Staatsbetrieben und im öf­
fentlichen Sektor vor sowie eine Ge­
winnbeteiligung der Arbeiter und An­
gestellten, die ihr Interesse am Funk­
tionieren dieser Betriebe anstacheln 
soll. Der Streikparagraph stellt eine 
Anpassung nach unten an Bestimmun­
gen des Arbeitsrechts der Länder der 
EG dar, in der Griechenland seit An­
fang 1981 Mitglied ist, mag sich die Re­
gierung auch bemühen, diese Erschwe­
rung der Streiktätigkeit als Fortschritt 
in der Demokratie auszugeben. Ihre er­
klärte Absicht ist, die Macht der Ge­
werkschaften einzuschränken. In einer 
Femsehdebatte, die zum erstenmal im 
griechischen Fernsehen live ausge­
strahlt wurde, erklärte Wirtschaftsmi­
nister Arsenis, daß durch den § 4 eine 
Entscheidung der Mehrheit der Ge­
werkschaft schnell, nämlich binnen 24

<•
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Demonstration für gewerkschaftliche 
Rechte in Athen.
Stunden, getroffen werden könne, 
während zuvor eine Minderheit von 15 
bis 20% entscheiden konnte. Der Arti­
kel schütze das Streikrecht, da er das 
demokratische Prinzip der Mehrheits­
entscheidung einführe.

Die Arbeiter und Angestellten haben 
mit ihren Streikaktionen zwei Zuge­
ständnisse der Regierung vor der end­
gültigen Verabschiedung des Gesetzes 
erkämpft. Die Gewerkschaften sollen 
auf der Ebene der Leitungen entschei­
den können. In Fragen von örtlicher 
Bedeutung können die Gewerkschaften 
auf örtlichen Versammlungen Be­
schlüsse über Streik fassen, wenn diese 
von ihrer zentralen Leitung gebilligt 
werden.
Quellenhinweis: Athens News Agency ab 26.5. 1983; Han­
delsblatt 30. u. 31.5. 1983

Indien
Siemens plant 
Erweiterung

In diesen Tagen fällt das indische Kar­
tellamt die endgültige Entscheidung 
über einen Antrag von Siemens Indien 
Ltd. Bombay, dem zufolge die Ferti­
gungsstätten für Prozeßregelung und 
Automatisierung in den Werken Kalwa 
und Nasik bei Bombay erweitert wer­
den sollen. Siemens ist zu 51% Anteils­
eigner der Siemens Indien. Nach dem 
indischen Kartellgesetz müssen Betrie­
be mit einer Kapitaleinlage von über 
200 Mio. Rupies bei Erweiterungen 
und Neueinrichtungen bzw. -bauten 
vorher die Genehmigung der indischen 
Monopolkommission einholen. Bei 
Siemens Indien arbeiten rd. 7000, da­
von 4800 in der Produktion und der 
Rest in verschiedenen Teilen des Lan­
des in Vertrieb und Montage. In Indien 
produziert Siemens in den Bereichen 
Energietechnik (Kraftwerksbau), Kom­
munikationstechnik und Medizinische 
Technik.

Die geplante Werkserweiterung hat 
ihren Grund in der von der indischen 
Regierung jetzt angegangenen umfas­
senden Erweiterung und Modernisie­
rung des veralteten Telefonnetzes. Sie­
mens Indien und das Elektrogroßun­
ternehmen Bharat Heavy Electricals 
(BHEL) haben zusammen die meisten 
Aufträge dafür bekommen.

Die indischen Firmen, die vor der 
Monopolkommission zu der Kapazi­
tätsausweitung Stellung nehmen soll­
ten, sprachen sich gegen eine Genehmi­
gung aus, weil sie sonst wahrscheinlich 
aus dem Markt geworfen würden. 
Trotz dieser Proteste kann Siemens si­
cher gehen, daß die Monopolkommis­
sion die Genehmigung erteilt. Bereits 
am 25.6. hatte die indische Regierung 
verkündet, daß die bisherige restriktive 
Handhabung des Gesetzes gegen Groß­
unternehmen erheblich gelockert wer­
den soll. Dies soll alle Betriebe betref­
fen, die in Schlüsselindustrien produ­
zieren und somit ,,höchste nationale 
Bedeutung“ haben. Ihnen soll in Zu­
kunft ohne vorherige Anrufung der 
Monopolkommission gestattet werden, 
Neueinrichtungen und Kapazitätsaus- 
weitungen durchzuführen.

Diese umfangreiche Lockerung der 
Bestimmungen kommt insbesondere 
auf Druck des Internationalen Wäh­
rungsfonds (IWF) zustande, der ver­
langt hatte, daß Indien sich für auslän­
dische Kapitalisten stärker öffnen müs­
se. Auch die vor wenigen Jahren ver­
hängten Importbeschränkungen für 
technische Geräte wurden weiter ge­
lockert. Betriebe, die stark für den Ex­
port produzieren, werden zusätzlich 
belohnt. Von diesen Maßnahmen pro­
fitieren in erster Linie Konzerne wie 
Siemens, die ungehinderter auf den in­
dischen Markt vordringen können. Die 
indische Regierung hat die Maßnah­
men gegen die heftigen Proteste der 
Opposition beschlossen und hat außer­
dem noch vor, bis zu 80% der Kapazi­
tätsausweitungen in den Schlüsselbe­
reichen zu kreditieren.
Quellenhinweis: Handelsblatt v. 30.5.83; Geschäftsbe­
richt 1982 der Siemens AG; Financial Times (verseh. 
Ausg.).

40000 schanzen für Siemens in der
Dritten Welt (Bild: Brasilien)

Front gegen Verfassungs 
entwurf gebildet

Mehr als 30 azanische Organisationen 
mit über 400 Delegierten kamen am 24. 
5. in Johannesburg zusammen, um ei­
ne Vereinigte Demokratische Front 
(UDF) gegen den Verfassungsentwurf 
des Rassistenregimes zu bilden. Betei­
ligt waren neben anderen die Organisa­
tion der azanischen Studenten (AZA- 
PO) wie auch eine der Förderationen 
südafrikanischer Gewerkschaften, die 
FOSATU. Die Konferenz nahm eine 
Deklaration zur Bildung der UDF an 
und rief zum Kampf gegen die neue 
Verfassung auf.

Die neue Verfassung sieht einen wei­
teren Ausbau der Diktatur über die 
schwarze und farbige Bevölkerung 
Azanias vor. Verpackt wird dies in 
Scheinreformen. Die Legislative soll 
statt des bisherigen allein von Weißen 
gebildeten Einkammerparlaments aus 
drei Kammern bestehen: eine für die 
weißen Siedler mit 178 Sitzen, eine für 
die sogenannten ,,Mischlinge“ mit 85 
Sitzen und eine Kammer mit 45 Sitzen 
für die Inder. Jedes dieser Parlamente 
soll nur für „die Belange der eigenen 
Volksgruppe“ zuständig sein.

Die Afrikaner sind vollkommen aus­
geschlossen. Aber auch die Rechte der 
anderen farbigen Gruppen sind ka­
striert. Allein der Präsident, dessen 
Position zur Präsidialdiktatur ausge­
baut werden soll, bestimmt die Aufga­
ben der Kammern. Angelegenheiten 
von „übergeordnetem nationalen In­
teresse“, also Wirtschafts-, Verfas- 
sungs- und Sicherheitsfragen dürfen sie 
von vorneherein nicht behandeln.

Gegenüber den Afrikanern plant das 
Siedlerregime noch mehr Verschlechte­
rungen ihrer Lebenslage. Dem Parla­
ment liegt gleichzeitig mit dem Verfas­
sungsentwurf ein Gesetzesantrag zur 
weiteren Verschärfung der Paß-Geset­
ze vor, und die neuerliche Vertreibung 
von Afrikanern aus den Städten in Ho­
melands ist geplant.

Der neue Verfassungsentwurf, von 
der Jungen Union in der BRD als „un­
übersehbares Zeichen für mehr Demo­
kratie“ gelobhudelt, wird in Azania 
einhellig abgelehnt. Die beabsichtigte 
Isolierung der Afrikaner durch die 
scheinbaren Rechte für die farbigen 
und Inder ist fehlgeschlagen. An der 
Front gegen die neue Verfassung sind 
Organisationen der Inder genauso be­
teiligt wie viele Mitglieder der farbigen 
Labour Party.
Quellenhinweis: Neue Zürcher Zeitung v. 10.5.83; Xinhua 
News Agency 25.5.83; Focus 43/82 und 46/83; Neue 
Westfälische Zeitung 25.3.83
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Zimbabwe
Einigungsverhandlungen zwischen
ZANU und ZAPU
Wütend und drohend reagierten die 
westdeutschen Zeitungen auf die Be­
mühungen von ZANU/PF (Zimbabwe 
African National Union / Patriotic 
Front) und ZAPU (Zimbabwe Natio­
nal Peoples Union), die Differenzen 
zwischen beiden Parteien auszuräumen 
und eine Vereinigung der beiden Orga­
nisationen anzustreben. So verlangt die 
Zeitung „Christ und Welt“ z.B.: „Zur 
Diskussion steht auch Bonns zukünfti­
ge Einstellung zu Zimbabwe. Hier, wo 
Regierungschef Mugabe auf eine Ein­
parteiendiktatur hinsteuert, (ist) eine 
dem Stammesgefüge angemessene fö­
derative Lösung zu empfehlen, die blu­
tigen Fehden miteinander verfeindeter 
Stämme den Boden entzieht.“ Ver­
zweifelt haben die Imperialisten ver­
sucht, die Auseinandersetzungen zwi­
schen einem Teil der ZAPU und der 
Regierung, die vor allem im Matabele- 
land stattgefunden haben, als „Stam- 
mesfehden“ darzustellen.

Inzwischen ist sicher: Die Regierung 
Zimbabwes konnte durch Verhängung 
des Ausnahmezustandes in der Mata- 
bele-Provinz und mit Hilfe der fünften 
Brigade der zimbabwischen Armee die 
Lage in der Provinz soweit normalisie­
ren, daß der Ausnahmezustand in 
zahlreichen Städten und Dörfern auf­
gehoben ist. Den imperialistischen 
Feinden des unabhängigen Zimbabwe 
ist nicht gelungen, die Widersprüche 
zwischen den beiden Regierungspartei­
en ZANU und ZAPU soweit zu schü­
ren, daß die Regierung auseinanderge­
brochen wäre, das Gegenteil ist der 
Fall. Ebenfalls ist der Versuch der 
Statthalter der Imperialisten in Süd­
afrika mißlungen, durch Unterstützung 
reaktionärer Banden und Terror gegen 
die schwarzen Landarbeiter und die 
weißen Viehfarmer in der Matabele- 
Provinz Gründe zum Eingreifen zu 
schaffen. Die Imperialisten hatten auf 
solche Möglichkeiten spekuliert. Seit 
Monaten erklärt der südafrikanische 
Premierminister Botha, selbstverständ­
lich werde seine Regierung „Hilfe­
rufe“ aus dem Nachbarland nicht zu­
rückweisen. Der Unterstützung der 
Imperialisten bei einem solchen Unter­
nehmen ist er sich sicher. Der frühere 
Präsident des rhodesischen Siedlerregi­
mes Smith reist mit neuem britischen 
Paß durch die Welt, um Unterstützung 
für seine Umsturzpläne zu sammeln 
(Die britische Regierung hatte Smith 
1969 den Paß nach der einseitigen 
„Unabhängigkeitserklärung“ entzo­
gen).

Völlig zu Recht steigern ZANU und 
ZAPU also ihre Bemühungen, die bei­
den Organisationen, die gemeinsam 
den Kampf für die Unabhängigkeit 
Zimbabwes geführt haben, zu einer 
einheitlichen Front zusammenzufüh­
ren, die den Kampf für die Wahrung 
der Unabhängigkeit und die Überwin­
dung der kolonialistischen Hinterlas­
senschaften dienen soll. Seit Anfang 
dieses Jahres haben Kommissionen 
beider Parteien die Verhandlungen 
über eine Einigung beider Parteien vor­
bereitet. Seit Mitte Mai haben die je­
weiligen Zentralkomitees Kommissio­
nen bestimmt, die diese Verhandlun­
gen zu Ergebnissen führen sollen, über 
die die Zentralkomitees spätestens En­
de des Jahres entscheiden wollen. Ein 
Mitglied der Verhandlungskommission 
der ZAPU, der Staatsminister John 
Nkomo, hob hervor: „Die Zentralen 
Komitees haben das Mandat für alle 
weiteren Schritte ... Wir dürfen nicht 
vergessen, daß auf unserem Weg Fein­
de lauern, die bereit sind, uns zu ver­
nichten, wenn wir unsere Unabhängig­
keit nicht festigen.“

Beide Parteien sind sich einig darin, 
daß sie ihre Hauptanstrengungen in 
den nächsten Jahren auf eine Umge­
staltung der Wirtschaft konzentrieren 
müssen, die erstens die Abhängigkeit 
der Ernährung vor allem der städti­
schen Bevölkerung von der landwirt­
schaftlichen Produktion der weißen 
Großgrundbesitzer beseitigt. Dazu 
muß der Landmangel der schwarzen

Mehr als 2/a der Bevölkerung Zimbabwes lebt und arbeitet auf dem Land, die 
weißen Siedler besitzen nach wie vor den besten Boden.

Bauern beseitigt und die Produktivität
der afrikanischen Landwirtschaften 
verbessert werden. Zweitens müsse die 
Kontrolle der imperialistischen Mono­
pole, die immer noch ca. 65% des ge­
samten investierten Kapitals in Zim­
babwe besitzen, über Industrie und 
Bergbau gebrochen werden und die 
Rechte der schwarzen Arbeiter zur 
Kontrolle ihrer Arbeitsbedingungen 
und zur Kontrolle der Produktion ge­
stärkt werden. Schließlich sind sich 
ZANU und ZAPU einig darin, daß sie 
beide eine „sozialistische Umgestal­
tung“ der Wirtschaft und der politi­
schen Verfassung Zimbabwes anstre­
ben.

Bislang hatte die Regierung ver­
sucht, gebunden durch das Verbot von 
Enteignungen, das die Imperialisten im 
Verfassungsdiktat von Lancaster 
durchgesetzt hatten, die Landlosigkeit 
der schwarzen Bauern und die Überbe­
völkerung der Regionen, die die wei­
ßen Landräuber den Schwarzen zuge­
wiesen hatten, durch Aufkauf von 
„weißen“ Farmen zu mildern. Im ver­
gangenen Jahr hat sie mehr als 20000 
Familien auf solches Land umgesie­
delt, seit 1980 sind 28000 Familien von 
162000, die bis Ende 1986 mit neuem 
Land versorgt werden sollen, umgesie­
delt worden. 54000 sollen in diesem 
Jahr folgen. Der größte Teil dieser 
Bauern arbeitet in Produktionskoope­
rativen zusammen, die vorwiegend 
Mais, Weizen, Gemüse und Baumwol­
le über den Eigenbedarf hinaus produ­
zieren und Viehhaltung nur für den Ei­
genbedarf betreiben. Anfang April 
kündigte der Minister für ländliche 
Entwicklung Mahachi an, daß in die­
sem Jahr die Regierung nicht nur 
brachliegendes oder verlassenes „wei­
ßes“ Land aufkaufen und verteilen 
werde, sondern nun auch Land neh-
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Das neue Arbeitsrecht muß gegen den Widerstand 
der Siedler durchgesetzt werden
Die Politik der Regierung Mugabe ist 
darauf ausgerichtet, besonders das 
Lebensniveau der ca. 400000 ländli­
chen Arbeiter und Hausangestellten 
zu heben, dem bis zur Unabhängig­
keit geknechtetsten und elendesten 
Teils der Arbeiterklasse Zimbabwes. 
Eine der ersten Maßnahmen nach der 
Unabhängigkeit war die Festlegung 
von Mindestlöhnen für die afrikani­
schen Arbeiter.

Der Mindestlohn der ländlichen 
Arbeiter beträgt heute 50 Zimbabwe- 
Dollar monatlich gegenüber den 
Löhnen während der Siedlerherr­
schaft, die durchschnittlich 10,5 Zim­
babwe-Dollar betrugen. Zusammen 
mit dieser Festlegung wurden auch 
erstmals gesetzliche Regelungen der 
Arbeitszeit für Landarbeiter und 
Hausangestellte erlassen. Ihre Wo­
chenarbeitszeit wurde auf 54 Stunden 
festgelegt mit einem freien Tag in der 
Woche; der Urlaub beträgt 14 Tage 
unbezahlt.

Die weißen Farmer reagierten auf 
diese Maßnahmen mit einer Welle 
von Entlassungen, mit Erpressung 
und Mißachtung der geltenden Ge­
setze. Um die Lage der ländlichen 
Arbeiter grundlegend zu ändern, ist 

zunächst ihre rechtliche Gleichstellung 
mit den städtischen Arbeitern notwen­
dig. Diese soll mit dem geplanten neu­
en Arbeitsrecht erfolgen.

Das alte Arbeitsrecht schloß die 
Masse der Arbeiter von gesetzlichen 
Regelungen der Arbeitsverhältnisse so­
wie von gewerkschaftlichen Rechten 
aus, denn als Werktätiger galt nur „je­
de Person, die bei einem Unternehmer 
angestellt ist, um eine Arbeit zu ver­
richten. Eingeborene sind darin nicht 
inbegriffen.“ Für sie galt das „Herren- 
und Diener-Gesetz“ von 1901.

Das neue Arbeitsrecht beseitigt jede 
Unterscheidung der Arbeiter nach 
„Rasse, Hautfarbe, Glauben, Ge­
schlecht und Alter“. Es gilt für alle Ar­
beiter in allen Branchen. Erstmals er­
hielten alle Arbeiter Zimbabwes das 
gesetzlich verankerte Recht auf ge­
werkschaftliche Organisierung und Be­
tätigung. Jeder Eingriff in dieses Recht 
von Seiten der Unternehmen ist straf­
bar. Die Bildung von Gewerkschaften 
soll nach dem Prinzip der Branchenge­
werkschaften erfolgen. Die Gewerk­
schaften sind berechtigt, Beiträge ein­
zuziehen, die Arbeiter gegenüber dem 
Kapitalisten zu vertreten und Tarifver­
träge abzuschließen.

Äuf betrieblicher Ebene wurden 
1981 sogenannte „workers Commi­
tees“ eingerichtet, die die Interessen 
der Arbeiter gegenüber dem Einzel­
kapitalisten und dem Farmer vertre­
ten sollen. Diese Komitees können 
sich regional organisieren, dies ist 
bislang den Industriearbeitern gelun­
gen, gegen die Zusammenschlüsse 
der Landarbeiter sind die Großfar­
mer eingeschritten. Die „workers 
commitees“ sollen in Zukunft auch 
zum Streik aufrufen können.
Quellenhinweis: ISSA 4/5 1993; Facts and Reports, 
B/83, N/81, Y/81

Immer noch hat jeder Weiße minde­
stens einen Diener.

men werde, das zuwenig genutzt wird. 
Auf diesem Land sollen unter anderem 
Viehzuchtkooperativen und Jagdge­
lände zur Deckung des Fleischbedarfs 
eingerichtet werden.

Doch die Umsiedlung von 162000 
Familien ist nicht ausreichend. Nach 
Untersuchungen des Ministeriums für 
ländliche Entwicklung brauchen min­
destens 300000 Familien aus den 
„schwarzen“ Regionen neues Land, 
wenn auch nur die Ernährung aus eige­
ner Produktion in diesen Regionen ge­
sichert werden soll. Um dieses Ziel zu 
erreichen, müßten die weißen Farmer 
mindestens 60% ihrer 15 Mio. ha Land 
verkaufen, eine Landmenge, die die 
Regierung nicht bezahlen kann und die 
die weißen Farmer vorerst nicht abge­
ben wollen. Die Möglichkeiten, in den 
„schwarzen“ Regionen den Boden zu 
verbessern, sind begrenzt. In den er­
sten zwei Jahren sind in diesen Gebie­
ten vor allem die Schäden des Bürger­
krieges beseitigt worden. Nun komme 
es darauf an, so erklärte Mahachi, die 
Bearbeitung dieses Landes zu verbes­
sern. Der Boden in diesen Regionen ist 
erheblich schlechter als in den „wei­
ßen“ Farmgebieten, die Bauern waren 
wegen der hohen Bevölkerungsdichte 
in diesen Regionen und weil sie keine 
Möglichkeiten hatten, ihre Böden zu 
verbessern, gezwungen, ihre Äcker völ­

lig auszulaugen. So konnten die Bau­
ern in diesen Regionen vor 1960 ca. 175 
kg Mais pro Hektar ernten, 1977 er­
reichten sie nur noch 105 kg pro ha. 
Aus den Familien dieser Regionen zo­
gen die ausländischen Kapitalisten in 
Zimbabwe und Südafrika die hundert­
tausende Wanderarbeiter, deren Lohn 
kaum für deren eigenes Überleben 
reichte, geschweige denn für Zuschüs­
se, die in der Bodenverbesserung und 
in Bewässerungsanlagen dringend ge­
braucht wurden. Die Auswirkungen 
der Dürre der letzten beiden Jahren 
sind in diesen Gebieten besonders 
scharf.

Im Gegensatz zur Weizenernte der 
kommerziellen Farmer, die trotz bis zu 
60% geringerer Niederschläge kaum 
niedrigere Ernten als in den beiden 
Vorjahren erwarten, sind in manchen 
Regionen die Ernten der schwarzen 
Bauern vollständig vertrocknet, der 
Viehbestand ist wegen des Wasserman­
gels gefährdet. Die Regierung hat 
Maßnahmen zur Rettung des Viehs er­
griffen, wo irgendmöglich werden jun­
ge Kühe in weniger wasserarme Gebie­
te transportiert. Um jeglichen Spekula­
tionsgeschäften mit der knappen Ernte 
vorzubeugen, hat das Landwirtschafts­
ministerium die Aufkaufpreise für Ge­
treide, Tabak, Soyabohnen, Erdnüsse 
und Baumwolle festgesetzt, Exporte 

dürfen nur unter der Kontrolle des Au­
ßenministeriums und des Landwirt­
schaftsministeriums durchgeführt wer­
den. Die Vereinigung der weißen Far­
mer reagierte empört. Unter solchen 
Bedingungen lohne sich ihre Produk­
tion kaum noch.

Gegen die Klagen der weißen Groß­
grundbesitzer führen verschiedene Zei­
tungen mit Unterstützung der Regie­
rung derzeit eine Enthüllungskampa­
gne durch, die die Ausbeutung der 
Landarbeiter auf den Farmen angreift. 
Ca. 20% der Bevölkerung Zimbabwes 
lebt und arbeitet auf den Farmen der 
Weißen. Ihre Lebens- und Arbeitsbe­
dingungen sind noch immer - trotz 
der Anhebung der Mindestlöhne und 
der Begrenzung der Arbeitszeit - die 
schlechtesten im ganzen Land.

Die rasche Durchführung der Land­
reform, die sowohl den Landmangel 
der schwarzen Bauern als auch die 
Schinderei der Landarbeiter durch die 
weißen Farmer abschafft, hat mächtige 
innere und äußere Feinde. Die Eini­
gungsbemühungen von ZANU und 
ZAPU können die Möglichkeiten, den 
Kampf erfolgreich weiterzuführen, 
verbessern.
Quellenhinweis: Zimbabwe Pressespiegel, hrsg. Zimbab­
we Informationsgruppe, Harare, Dezember 1982 bis Mai 
1983; Facts and Reports, Press cuttings on Southern Afri- 
ca Nr. G, H, 1, K 1983; Infonnationsdienst Südliches 
Afrika, Nr. 4/5, Mai 1983, hrsg. Informationsstelle Südli­
ches Afrika, Blücherslr. 14, 5300 Bonn, Tel. 0228/213288
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Aus Kultur und Wissenschaft

Bahumutsi Drama Group

Theater im Befreiungskampf des Volkes 
von Azania
Im Rahmen ihrer Europa- 
Tournee tritt die Bahmutsi 
Drama Group aus Soweto/ 
Azania auch in mehreren Städ­
ten der BRD auf. Bahamutsi 
Drama Group, das sind vier 
afrikanische Schauspieler, die 
1976, vier Monate vor dem 
Schüleraufstand in Soweto, ei­
ne Theatergruppe gegründet 
haben. Die erste Produktion 
„The Cry“ wurde sogleich 
verboten und konnte 1976 
nicht aufgeführt werden. Nach 
der Aufführung von ,,The 
Nurse“ (Die Krankenschwe­
ster) wurde der Leiter der 
Schauspieltruppe von der Si­
cherheitspolizei verhört und 
erhielt fünf Monate lang kei­
nen Paß für die Ausreise. 
Ständige Bedrohung durch 
Zensur und Polizei gehört mit 
zu den Arbeitsbedingungen 
von Bahamutsi.

Die während der Rundreise 
aufgeführten Stücke sind 
„Hungry Earth“ (Hungrige 
Erde) und ,,The Nurse“. Sehr 
weit gesteckt ist die dargestellte 
Thematik; sie reicht von der 
Geschichte der Kolonialisie­
rung bis zu den verschiedenen 
Erscheinungsformen der Aus­
beutung und des Elends der 
schwarzen Bevölkerung in der 
Gegenwart und vor allem: 
Dem Kampf gegen das Apart­
heidsystem und den Emanzi­
pationsbestrebungen der 
Schwarzen wird breiter Raum 
gegeben.

In ,,Hungry Earth“ wird in 
der ersten Szene die koloniale 
Eroberung als Alptraum eines 
schwarzen Arbeiters darge­

stellt. Umlungu (weißer Mann) 
dringt nach Afrika ein. Um­
lungu steht hierbei stellvertre­
tend für die christlichen Mis­
sionare (,,liebt diejenigen, die 
Euch mißhandeln“), die wei­
ßen Siedler und die Repräsen­
tanten imperialistischen Kapi­
tals, die das Land ausbeuten 
und die Reichtümer fortschaf­
fen.

Einige Szenen gehen direkt 
auf die Arbeitsbedingungen 
der schwarzen Bevölkerung 
ein: Kinderarbeit auf einer 
Plantage, lebensgefährliche 
Arbeit in einer Goldmine (in 
„Hungry Earth“); Erniedri­
gung und Bevormundung 
schwarzer Krankenschwestern 
durch den vorgesetzten weißen 
Arzt (in ,,The Nurse“). Doch 
es bleibt nicht bei der Beschrei­
bung des Elends. Der Kampf 
der Schwarzen für ihre Rechte 
und für die Befreiung des Lan­
des wird propagiert. Der Pro­
log zu ,,Hungry Earth“ und 
die Gesänge (in Stammesspra- 
che) bringen das deutlich zum 
Ausdruck.

Prolog zu ,,Hungry Earth“: 
,,Steht auf Ihr Tapferen 
Afrikas
Steht auf beginnt den Kampf 
dort wo die Brüder starben 
verhext ist unser Afrika 
doch schwarzes Blut wird 
fließen
Zu wässern den Baum unserer 
Freiheit

Unsre Tapfren stürmten im 
Kugelhagel
ihr Mutterland zu schützen 
vor dem grausamen Umlungu 

einer zwei zehn hunderte 
unserer Tapferen 
schreckten nicht zurück 
auch wenn sie wußten 
daß sie der Tod empfing

Mutter Afrika wach auf 
und bewaffne Dich selbst 
Trockne der Tapferen Tränen 
Mutter Afrika wach auf 
sonst tut Dir Umlungu Gewalt 
an.“

Seine Eigenart gewinnt das 
Spiel von Bahumutsi vor allem 
durch die verwendeten theatra­
lischen Mittel. Auf Dekoration 
wird weitgehend verzichtet. Im 
Vordergrund stehen die Ak­
tion und die Gestik der Schau­
spieler; z.T. wird Pantomime 
eingesetzt, was äußerste Be­
schränkung bei den Requisiten 
ermöglicht. Oftmals sogar auf 
der Bühne wechseln die Schau­
spieler ihre Rollen. Dieser Ver­
zicht auf eine vom Publikum 
getrennte Bühnenscheinwelt 
(im Gegensatz zum traditionel­
len Theater) verringert die Di­
stanz zwischen Schauspielern 
und Publikum. Unbedingt her­
vorzuheben die Gesangspassa­
gen, die von hoher künstleri­
scher Qualität sind.

Die Bahumutsi Drama 
Group macht gutes politisches 
Agitationstheater, das dem Be­
trachter einen Eindruck von 
der Lage und dem Kampf des 
Volkes von Azania vermittelt. 
Weitere Auftritte:
13.-18.6. Hamburg
19.-22.6. Westberlin
24.6. Passau
27.6. Regensburg

Krieg gegen die Russen, 
Liebschaften im All

Jerry Cotton im Kampf gegen 
die Russen, das Ganze als SF 
in die ferne Zukunft verlegt: 
das ist so etwa der Inhalt des 
Büchleins ,,Rachezug im Kos­
mos“. Der Held heißt „Stahl­
ratte“, ist ein ehemaliger inter­
galaktischer Einbrecher und ir­
gendwann von der Polizei 
,,umgedreht“ und zum Spe­
zialagenten gemacht worden. 
Seine Begleiterin ist die ebenso 
vollbusige wie kaltschnäuzige 
Angelina, früher von Beruf 
ebenfalls Gangsterin und seit­
dem bestens geübt im Messer­
werfen. Beider Auftrag: Die 
Urheber einer Serie von galak­
tischen Eroberungen umzu­
bringen, die bereits mehrere 
Planeten „unterjocht“ haben. 
Daß die daraus folgende Ge­
schichte höchst unglaubwürdig 
ist, alle kniffligen Situationen 
des „Spezialagenten Stahlrat-,r~ 
te“ in reichlich summarischen 
Kurzfassungen umschifft wer­
den, bis am Ende der Sieg 
winkt - was macht das schon, 
wenn dafür umso ausgiebiger 
die Schlägereien, Liebschaften 
usw. geschildert werden? Ganz 
nebenbei werden dem Leser 
dabei höchst irdische Erobe­
rer,,typen“ vorgestellt. Die 
„Bösen“ stammen nämlich 
von einer sehr kalten, fernen 
Welt, tragen ausgesprochen 
russisch wirkende Uniformen 
und bereiten ihre Eroberungen 
stets so vor, daß sie „unzufrie­
dene Teile der Bevölkerung“ 
auf den zur Beute ausersehe­
nen Planeten mittels fünfter 
Kolonnen unterstützen, ihnen 
zur Macht verhelfen und dann 
prompt - nun ohne groß auf 
Widerstand zu stoßen - den 
Planeten in Besitz nehmen.
Harry Harrison, Rachezug im Kosmos, Heyne 
SF 3974, München 1983, 3,80 DM

US-Putsch in Indonesien 
als „Geheimnis Asiens“ 
In Indonesien ließen die US- 
Imperialisten - unter Beifall 
der westdeutschen Imperiali­
sten - 1966 Militär gegen die 
antiimperialistische Regierung 
Sukarno putschen, dabei etwa 
300000 Mitglieder der Kom­
munistischen Partei Indone­
siens (PKI) umbringen, und 
zwangen die indonesische Re­
gierung, die Erdölquellen des 
Landes den Imperialisten mit 
Konzessionen zu Spottpreisen 
zur Verfügung zu stellen. Der 
mißglückte Versuch der PKI, 
1965 in einem bewaffneten 
Aufstand die rechte Armee­
führung, die mit den Imperiali­
sten zusammenarbeitete, zu 
stürzen und damit die Regie-
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rung Sukarnos zu zwingen, an 
einem Kurs der nationalen Un­
abhängigkeit festzuhalten, bil­
det den Hintergrund für den 
US-finanzierten Film „Ein 
Jahr in der Hölle“ des australi­
schen Regisseurs Peter Weir. 
Tatsachen und Zusammenhän­
ge sind aus dem Film allerdings 
nicht einmal andeutungsweise 
zu erfahren, dagegen ver­
strömt Weir jede Menge Vor­
urteile vom „asiatischen Men­
schen“: Ist er arm, so ergibt er 
sich in sein Schicksal. Hat er 
Macht, so ist er korrupt wie 
Sukarno, von dem der Zu­
schauer ansonsten bloß noch 
erfährt, daß er ein Weiberheld 
gewesen sei. Trägt „der Asia­
te“ Uniform, so ist er dumm 
und brutal. Ist er Kommunist, 
so will er vielleicht was Gutes, 
ist aber von außen gesteuert. 
Jedenfalls hätte die VR China 
die Unruhen geschürt, indem 
sie die Waffen für den Auf- 

x stand der PKI lieferte. Warum 
der britische Botschafter seine 
Residenz verlassen mußte, er­
fährt man ebensowenig wie die 
Gründe für eine Demonstra­
tion gegen die US-Botschaft. 
Das ist auch nicht das Interesse 
Weirs, sondern diese Demon­
stration soll ja zeigen, wie sich 
„der Asiate“ in der Masse ver­
hält: als fanatischer Pöbel. 
Außerdem ist „der asiatische 
Mensch“ mystisch-religiös und 
wie alle seine Eigenarten 
scheint das aus der „asiati­
schen Natur“, üppig wuchern­
dem Dschungel mit geheimnis­
vollen Gefahren, zu stammen. 
Die Kulisse, vor der die rassi­
sche Überlegenheit des Kolo­
nialistenpacks in einem anson­
sten nicht besonders interes­
santen Liebesgeschichtchen ei­
nes australischen Reporters 
mit einer Agentin aus der briti­
schen Botschaft glänzen kann, 
ist somit fertig.

Pfäffische Weltunter­
gangsstimmung

Im Mai dieses Jahres erschien 
das Buch „Die tödliche Utopie 
der Sicherheit“ vom diesjähri­
gen Präsidenten des evangeli­
schen Kirchentages Erhard 
Eppler. Nachdem Eppler 1980 
als Spitzenkandidat der SPD 
in den baden-württembergi­
schen Landtagswahlen kläglich 
gescheitert war, bemühte er 
sich geflissentlich, die eigene 
Unfähigkeit durch weltmänni­
sche Gedankensprünge zu ver­
decken, um Karriere und Ein­
fluß in Kirchenkreisen auszu­
bauen. In seinem 1981 erschie­
nenen Buch „Wege aus der 
Gefahr“ setzte er sich mit der 
Friedensbewegung und den In­
teressen der lohnabhängigen

Mittelklassen auseinander. 
Eppler ist ein „Wertkonserva­
tiver“: Die Kämpfe der Bür­
gerinitiativen gegen den Bau 
von Kernkraftwerken oder der 
Friedensgruppen gegen die 
Atomraketen konservieren 
nach Meinung Epplers die 
Grundwerte dieser Gesell­
schaft, wenden sich gegen die 
Zerstörung und halten am Be­
stehenden fest. Diesem Publi­
kum widmete er auch sein neu­
es Buch. Er schreibt im zwei­
ten Kapitel: „Es gibt keine si­
chere Methode, sich und die 
anderen umzubringen, als den 
Versuch, perfekte Sicherheit 
zu errüsten. Dies ist die These 
dieses Buches.“ Für Eppler ist 
der Krieg nicht mehr ein zeit­
lich begrenztes militärisches 
Kräftemessen, sondern
schlicht „Auslöschung“. Das 
Buch ist eine Schilderung von 
pfäffischen Weltuntergangs­
stimmungen mit linkem An­
spruch, um reaktionäre Posi­
tionen in Kreisen der Friedens­
bewegung zu verankern. Epp­
ler kommt dann auch zu Über­
legungen einer „Umrüstung“ 
und schließt sich Positionen 
für die Errichtung von „reinen 
Defensivwaffen“ an. Er 
meint, daß keines der Systeme 
heute so beschaffen ist, daß es 
als Vorbild dienen kann. Mit 
antiamerikanischen Positionen 
ist Eppler alter Europäer: 
„Nur eine Lockerung im west­
lichen Bündnis kann eine 
Chance dazu öffnen. Die West­
europäer, eben weil sie freier 
sind, müssen vorangehen.“ 
Eppler vermeidet eine offene 
Hetze gegen den Osten aber 
beschreibt die Staaten des 
Warschauer Vertrages als 
überzeugungsfähig und führt 
Polen als „bleibenden Erfolg“ 
an, ein Werk „menschlicher 
Gesten“ am „bedrängten pol­
nischen Nachbarn“.

„Sicherheit“ ist Utopie, 
nicht nur in Rüstungsfragen: 
„Wo Sicherheit zum Grund­
wert erhoben würde, müßte 
die Freiheit leiden.“ Eppler 
greift Vorstellungen von Si­
cherheit im Gesundheitswesen 
an, bezeichnet sie als „un­
menschlich“ und schreibt, ein 
unaufhebbarer Rest an Unsi­
cherheit gehöre zum menschli­
chen Leben. Eppler greift so­
ziale Interessen an und propa­
giert die christliche Nächsten­
liebe und „Friede im Klei­
nen“. Eppler will ein „soziales 
Bündnis“ zwischen „klassi­
scher Arbeiterbewegung und 
den ,neuen sozialen Bewegun­
gen4 “ mit den Grundwerten 
des christlichen Abendlandes.
Erhard Eppler, Die tödliche Utopie der Si­
cherheit, Rowohlt, Reinbek 1983, 24 DM.

Nachrüstung
Welche Aufgaben stellt eine 
Volksentscheidkampagne ?
Der folgende Diskussionsbeitrag des Kommunistischen Bundes 
(KB) bezieht sich auf Fragen des BWK bezüglich einer Stellung­
nahme des KB für eine Volksentscheidkampagne gegen die 
„Nachrüstung“ (s. S. 36/37) auf der 3. Aktionskonferenz der 
Friedensbewegung am 16./17.4. in Köln. Zur besseren Übersicht 
drucken wir die Fragen des BWK (kursiv) und den Beitrag des KB 
nach Themenkomplexen geordnet ab.
Anfang Mai habt ihr die Gründe veröffentlicht, die Eurer Mei­
nung nach für eine Volksentscheidkampagne gegen die Nachrü­
stung sprechen. Das Zentrale Komitee des BWK hat in dieser Sa­
che inzwischen folgenden Beschluß gefaßt:

„Das Zentrale Komitee sieht für den BWK nicht die Notwen­
digkeit, gegen die bekannt gewordenen Bemühungen, einen 
Volksentscheid gegen die Raketenstationierung zu erwirken, ge­
nerell zu polemisieren.
Eine Kampagne für Volksentscheid stellt die Aufgabe,
— die Kritik der Kriegsvorbereitungen der Bourgeoisie zu ver­
breiten und
— ihre Politik der Popularisierung kapitalistischer Kriegsziele zu 
bekämpfen.“

Wir haben so beschlossen, weil wir meinen, daß die herrschen­
de Klasse die Abscheu vor der Brutalität und die Furcht vor den 
Schrecken des Krieges aus dem Weg ihrer Kriegsvorbereitungen 
räumt, indem sie ihre Kriegsziele als Lebensinteresse der Bevölke­
rung populär macht. Das muß verhindert werden, dazu scheint 
uns eine Volksentscheidkampagne zweckmäßig, deswegen unter­
stützen wir sie, und unter diesem Gesichtspunkt hätten wir einige 
Fragen zu Eurer Begründung dieser Kampagne.

1. Nehmt Ihr an, daß die „Mehrheit im Volk“, die der NATO- 
Doppelbeschluß nach Meinungsumfragen nicht hat, stabil gebil­
det ist und durch einen Zählakt bloß noch politisch zu realisieren 
wäre?
Darüber läßt sich nur spekulieren. Ausruhen sollte man sich auf 
den Umfrage-Ergebnissen jedenfalls nicht. Eine Volksentscheid- 
Kampagne muß auch eine Meinungsschlacht gegen die Rüstungs­
und Kriegspolitik werden.
2. Aus dieser Rüstung soll, so sagt Ihr, „die Fähigkeit entstehen, 
einen Krieg in Europa,erfolgreich' führen zu können und damit 
die Sowjetunion vollständig erpreßbar zu machen“. Wer sucht da 
welchen Erfolg? Wozu soll die Sowjetunion erpreßt werden? Wir 
hielten da eine genauere Bestimmung für sinnvoll, zumal in der 
öffentlichen Meinung die Ansicht besteht, ein Nutzen könne für 
die BRD nicht, höchstens für die USA und letztendlich nicht ein­
mal für die entstehen, so daß als treibende Kraft dieser Kriegsvor­
bereitung ein ,, Wahnsinn“ erscheint und nicht menschenverach­
tende Rationalität z.B. des westdeutschen Imperialismus.
Der Hinweis auf die Absicht, die Sowjetunion „vollständig er­
preßbar zu machen“, schließt unserer Ansicht nach die von Euch 
behauptete Mißverständlichkeit - es gehe nicht um rationale im­
perialistische Politik, sondern um „Wahnsinn“ - aus. Als Ziele 
einer Erpressung der Sowjetunion sehen wir sowohl die „Unruhe­
herde“ in der Dritten Welt (wo die sowjetische Unterstützung 
und Einflußnahme zurückgedrängt werden soll) wie auch das mit­
tel- und osteuropäische Glacis der Sowjetunion. Diese Zusam­
menhänge sind seit vielen Jahren konstant Gegenstand unserer 
Publizistik; insofern sehen wir das von Euch aufgeworfene Pro­
blem nicht.
3. Die Hoffnung, einen Krieg zu verhindern, indem man „nicht 
hingeht“, impliziere, so sagt Ihr, eine gefährliche Unterschätzung 
des Problems. Unter welchen Bedingungen sich genug finden, die 
„hingehen“, sagt Ihr nicht, sondern, daß man im modernen 
Krieg nicht so viele bräuchte. Ist das nicht auch eine gefährliche 
Unterschätzung des Problems? Hat sich 's nicht stets so verhalten, 
daß eine herrschende Klasse kriegsfähig wurde, weil und soweit es 
ihr gelang, ihre Expansionsabsichten als einzig gangbaren Überle­
benspfad und Entwicklungspfad der ganzen Gesellschaft bei einer 
Meute, die keineswegs die „Mehrheit“ sein muß, zu verankern? 
Muß nicht das vor allem verhindert werden?

35



Diese Frage scheint uns an dem konkreten Zusammenhang - un­
serem Vorschlag-Aufruf für eine Volksentscheid-Kampagne - 
vorbeizugehen. Wogegen wir uns wenden wollten, war dies: Das 
Problem, einen Kriegsausbruch“ zu verhindern, stellt sich unter 
den modernen Bedingungen komplizierter als je zuvor dar. Das 
wendet sich gegen die unserer Ansicht nach leichtfertige Vorstel­
lung, es sei nicht so wichtig, jetzt die Stationierung der Mittel­
strecken-Raketen zu verhindern. Die Stationierung neuer Waffen 
läßt sich allemal leichter verhindern als ihr Einsatz. Ansonsten 
stimmen wir Euch zu. Die Frage ist allerdings, WIE verhindert 
werden kann, daß die herrschende Klasse ihre Ziele „bei einer 
Meute, die keineswegs die »Mehrheit4 sein muß“, „verankern“ 
kann. Gerade das ist naturgemäß besonders schwer.
4. Bewertet Ihr nicht die Furcht vor dem Krieg, die durch die Ver­
nichtungskapazität moderner Waffen ausgelöst wird, politisch zu 
hoch? Die herrschende Klasse hat darauf immer Antworten ge­
wußt: hervorragende Rüstung, stramme Truppen, schneller Sieg 
und eventuell die eine oder andere Konvention. Das hat immer 
gezogen.
Hier klingt uns eine allzu resignative und letztlich politisch hilflo­
se Betrachtungsweise heraus. Wenn das „immer gezogen“ hat — 
nämlich die Schaffung der politisch-ideologischen Voraussetzun­
gen für die Führbarkeit von Kriegen — so heißt das nicht unbe­
dingt, daß es auch künftig unter allen Umständen „ziehen“ 
wird. Andernfalls könnten wir es aufgeben, über den Kampf ge­
gen den imperialistischen Krieg weiter zu reden. Wir gehen aller­
dings davon aus, daß eine Massenmobilisierung gegen den impe­
rialistischen Krieg — falls sie überhaupt noch möglich ist - 
dann vor allem auf dem Grauen vor den Schrecken des moder­
nen Massenvernichtungskrieges aufbauen wird, und nur sekundär 
auf Ablehnung der politischen Zwecke, für die Kriege geführt 
werden.
5. Ihr sagt, daß die Forderung nach einem Volksentscheid der 
Unterstützung durch vielfältige Massenaktionen bedürfe. Wäre 
nicht umgekehrt richtiger, daß die Volksentscheidkampagne ih­
ren hauptsächlichen Sinn in der Erleichterung von Massenaktio­
nen hätte? An die Vorstellung, durch eine erfolgreiche Volksent­
scheidkampagne könne in der BRD zur guten Übung werden, 
,, Überlebensfragen von Krieg und Frieden direkt vom Votum der 
Bevölkerung abhängig zu machen”, mögen wir uns nicht gewöh­
nen, wir halten das für unwahrscheinlich und sehen eher als Per­
spektive, der herrschenden Klasse Anhang abspenstig zu machen 
und Kraft für politische Massenaktionen zu sammeln.

Das ist kein Widerspruch. Es gibt eine wechselseitige Unter­
stützung zwischen Volksentscheid-Kampagne und Massenaktio­
nen. Unsere Formulierung wendet sich lediglich gegen den Ver­
such, beide Seiten gegeneinander auszuspielen. Also entweder ei­
ne Volksentscheid-Kampagne als Mittel gegen eine befürchtete 
Radikalisierung der Kämpfe zu befürworten (diese Deutung liegt 
z.B. bei einigen Argumenten von Jo Leinen nahe), wie auch spie­
gelverkehrt die Furcht, eine Volksentscheid-Kampagne könne 
von der Entfaltung „direkter“ Massenaktionen ablenken. Den 
von Euch behaupteten Widerspruch zwischen einerseits der Po­
pularisierung plebiszitärer Elemente gerade in den Fragen von 
Krieg und Frieden und andererseits dem Ziel, „der herrschenden 
Klasse Anhang abspenstig zu machen“, sehen wir nicht. Selbst­
verständlich geht es auch um letzteres. Wenn auf dem Weg zu die­
sem Ziel mit den ideologischen Barrieren des Parlamentarismus 
gebrochen wird - über Rüstung und Krieg beschließen die Regie­
rungen; die Beteiligung des Volkes an den Entscheidungen über 
die eigene Existenz beschränkt sich auf den Gang zur Wahlurne 
einmal in vier Jahren - kann das unserer Ansicht nach nur nütz­
lich sein.
6. Überdies halten wir für noch nicht ausgemacht, welche Rich­
tung die Volksentscheidkampagne nehmen wird. Ihr vermerkt zu 
Recht, daß eine Initiative von den GRÜNEN und SPD-Abgeord­
neten wünschenswert wäre. Der westdeutsche Imperialismus will 
eine Hegemonialstellung in der EG und Ausdehnung nach Osten. 
Schon jetzt ist bei den GRÜNEN, von der SPD zu schweigen, die 
Rede von grenzüberschreitenden Friedensbemühungen. Wenn 
wir erleben müssen, daß eine Volksentscheidkampagne gegen di^ 
Raketenrüstung mit Bedingungen ans Ausland verkoppelt wira, 
so wird eventuell eine demokratische Weihe imperialistischer 
Kriegsziele herauskommen, vielleicht sogar eine Latte von Bedin­
gungen, unter denen GRÜNE und SPD-Linke bereit wären, mit­
zurüsten, mitzukämpfen, mitzusiegen (alles von ,,unten”).
Eure Befürchtungen hinsichtlich der GRÜNEN und der SPD- 
Linken teilen wir nicht. Bei aller Kritik, die wir bekanntermaßen 
ebenfalls an beiden Gruppierungen haben, gibt ihre Politik doch 
nicht Anlaß zu der Befürchtung, sie könnten unter vorstellbaren 
Bedingungen bereit sein, „mitzurüsten, mitzukämpfen, mitzusie­
gen“. (Daß speziell manche Grüne Befürchtungen, wie die von 
Euch geäußerte, verbal nahelegen, bestreiten wir nicht. Der Un­
terschied zu praktischer Unterstützung imperialistischer Kriegs­
politik ist jedoch erheblich.)

Daß eine Volksentscheid-Kampagne auch für die Linke Pro­
bleme aufwirft, trifft zu. Gerade weil dem so ist, erscheint es uns

Vorschlag für eine Volksentscheidkam- 
pagne gegen die „Nachrüstung“

1. In wenigen Monaten soll die Stationierung der neuen Mittel­
strecken-Raketen in Europa gemäß dem NATO-Doppelbe- 
schluß von 1979 beginnen. Es ist zu erwarten, daß örtliche Vor­
bereitungen für die Stationierung schon in allernächster Zeit 
konkrete Gestalt annehmen werden.

2. Daß sich der Stationierungsbeginn durch den Verlauf der 
Verhandlungen in Genf erledigt oder zumindest zeitlich ver­
schiebt, ist nicht zu erwarten: Für eine Einigung sind die Posi­
tionen allzu kontrovers und unvereinbar. Die Basis des sowjeti­
schen Vorschlags ist ein ungefähres Gleichgewicht von NATO 
und Warschauer Pakt in Europa, wobei als Anhaltspunkt die 
Zahl vorhandener britischer und französischer Atomraketen 
dienen soll. Die NATO hingegen fordert, daß ihr eine Überle­
genheit zumindest in der zahlenmäßigen Größe der britischen 
und französischen Atomraketen zugestanden werden müsse, in­
dem diese in den Verhandlungen unberücksichtigt bleiben sol­
len. Die Sowjetunion soll zur Abrüstung verpflichtet werden, 
während die USA nach wie vor ihre Erstschlag-Atomraketen in 
Europa stationieren wollen. Diese sogenannte „Zwischenlö­
sung“ bestätigt, daß es der NATO von Anfang an überhaupt 
nicht um eine Verhandlungslösung, sondern lediglich um einen 
Vorwand für die beschlossene Stationierung von Pershing 2 und 
Cruise Missiles in Europa gegangen ist.

3. Zusammen mit der für die nächsten Jahre geplanten und 
z.T. bereits angelaufenen „konventionellen Nachrüstung“ der 
NATO soll die Fähigkeit enstehen, einen Krieg in Europa „er­

folgreich“ führen zu können und damit die Sowjetunion vollstän­
dig erpreßbar zu machen. Die Gefahr, daß die neuen Waffen 
nicht nur stationiert, sondern auch eingesetzt werden, ist groß. 
Der aktuelle Stand der Waffentechnologie macht die Verhinde­
rung eines Krieges durch Verweigerung zu einem noch viel 
schwierigeren Problem als in der Vergangenheit - und schon i 
der Vergangenheit ist Kriegsverhinderung durch Massenwider­
stand eigentlich niemals und nirgendwo gelungen. Der flotte 
Spruch „Stell dir vor, es ist Krieg und keiner geht hin“ impliziert 
eine gefährliche Unterschätzung des Problems - zumal bei der 
Art von „Blitzkrieg“, den die NATO für Europa vorprogram­
miert, nach unserer Zustimmung ohnehin nicht lange gefragt wer­
den wird. Umso wichtiger ist es, die allergrößten Anstrengungen 
zu unternehmen, um die atomare (und konventionelle!) „Nach­
rüstung“ der NATO, die in Wahrheit Kriegsrüstung ist, zum 
Scheitern zu bringen.

4. Kann die Friedensbewegung gegen die „Nachrüstung“, die 
größte und wichtigste politische Bewegung seit Bestehen der 
BRD, die Stationierung der neuen Mittelstrecken-Raketen noch 
verhindern? Nach allen bisherigen Erfahrungen muß man die 
Chancen dafür sehr skeptisch beurteilen. Die Geschichte demo­
kratischer und antimilitaristischer Bewegungen in der BRD ver­
zeichnet viele schwere Niederlagen (Gründung der Bundeswehr/ 
Remilitarisierung, Atomwaffen-Stationierung in der BRD, Not­
standsgesetze u.a.m.), aber kaum echte Erfolge. Zu leichtferti­
gem Optimismus ist demnach kein Anlaß. Das Interesse der herr­
schenden Klasse an der „Nachrüstung“ ist so groß, daß sie den 
Widerstandsaktionen nicht leicht nachgeben wird. Dies umso 
mehr, weil der aktive Widerstand voraussichtlich auch in diesem 
Fall nicht mehr als eine letztlich doch relativ kleine Minderheit 
der Gesellschaft erfassen wird. Selbst die Unterschriftensamm- 
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höchst sinnvoll, daß wir als Teil der Linken Mitinitiator dieses 
Vorschlages sind, also von Anfang an nicht nur als äußerlicher 
Kommentator auftreten. Was aus der Volksentscheid-Kampagne 
letztlich wird, entscheidet sich wesentlich an der politischen Inter­
vention der Linken.
7. Daß die anlaufende Volksentscheidkampagne die imperialisti­
schen Begründungsbemühungen für die Raketenrüstung vor eine 
neue Aufgabe stellt, glauben wir nicht. Die Politik der Populari­
sierung von räuberischen und ausbeuterischen Zielen als einzigem 
Weg zum Gedeihen der Nation kann dagegen einfach fortgesetzt 
werden, ja, sich einer Volksentscheidkampagne in gewissem Gra­
de sogar bedienen. Es trifft ja zu, daß die bestehende politische 
Bewegung gegen die Mittel ist, die die herrschende Klasse bereit­
stellt. Kann sie aber Erfolg haben, wenn sie sich nicht zur Bewe­
gung gegen den Zweck entfaltet, der nach solchen Mitteln ver­
langt?
Es ist das Problem der meisten Massenbewegungen, daß sie sich 
an Fragestellungen entfalten, die uns als Sozialisten eher sekun­
där erscheinen, sich also eher gegen die Symptome als gegen die 
Krankheit richten. Das gilt besonders für die Bewegung gegen die 
,,Nachrüstung“, die kaum eine Bewegung gegen den heute schon 
stattfindenden Krieg ist (siehe Malvinas, siehe Libanon) und die 
auch kaum eine Bewegung gegen die Totalität imperialistischer 
Kriegsvorbereitungen auf dem europäischen Schauplatz ist. (Wes­
halb sie sich z.B. bisher so gut wie gar nicht um die „konventio­
nelle“ Komponente der „Nachrüstung“ kümmert.) Unsere Stra­
tegie besteht in der Zuspitzung der Streitfragen, an denen sich 

^Massenbewegungen tatsächlich entwickeln, um von dort aus auch 
zu den Aspekten zu kommen, die unserer Ansicht nach die we­
sentlichen sind. Das heißt beispielsweise, daß wir jetzt die größt­
mögliche Polarisierung an der Frage der atomaren „Nachrü­
stung“ für den richtigen und einzigen V^eg halten, um auch den 
Kampf gegen die Zwecke des imperialistischen Krieges voranzu­
bringen.

Mit abstrakter Logik betrachtet könnte die Gefahr tatsächlich 
bestehen, daß sich die herrschende Klasse einer Volksentscheid- 
Kampagne bedient. In der Praxis wird sie das unserer Ansicht 
nach keinesfalls tun. Die Regierung kann sich nicht einmal in An­
deutungen den Eindruck leisten, sie erwäge ein Eingehen auf die 
Volksentscheid-Forderung. Das würde, vor dem Hintergrund der 
ohnehin schon komplizierten Situation bei der praktischen 
Durchsetzung der „Nachrüstung“ in den europäischen Staaten, 
eine erhebliche Verunsicherung in der NATO auslösen und die ge­
plante „Nachrüstung“ einem unkalkulierbaren Risiko aussetzen.

Die Regierung wird also darauf beharren, daß in dieser Frage das 
Volk kein Mitspracherecht haben darf, was ihren Spielraum für 
ideologisch-propagandistische Manöver mit der Volksentscheid- 
Kampagne von vornherein sehr reduziert.
8. Ihr laßt Euch spöttisch über Gerede aus, diese Raketenrüstung 
durch Streiks verhindern zu wollen. Haltet Ihr das für die ange­
messene Beurteilung der gar nicht so kleinen und bedeutungslo­
sen Aktionen gegen die Haushaltssicherungspolitik dieser und der 
vorangegangenen Regierung, wo doch jeder wußte: Das ging ge­
gen Rüstungsfinanzierungspolitik nicht zum geringen Teil? Haltet 
Ihr solche Bewegungen wirklich für weniger entwicklungsfähig als 
die Angst eines Pfaffen vor vorschneller Himmelfahrt?
Das ist nicht Gegenstand unseres Vorschlag-Textes zur Volksent­
scheid-Kampagne, sondern bezieht sich auf eine individuell ge­
kennzeichnete Einzelstellungnahme. Diese Stellungnahme bezog 
sich konkret nur auf das Anliegen der Trotzkisten, die Hoffnung 
auf den politischen Streik als das entscheidende Feld im Kampf 
gegen die „Nachrüstung“ auszuspielen gegen militantere 
Kampfformen.
9. Haltet Ihr für überflüssig, von vorneherein klarzustellen, daß 
zwar sinnvoll ist, den politischen Einfluß der herrschenden Klasse 
zu bekämpfen und ihren Anhang zu mindern, aber völlig klar, 
daß der herrschenden Klasse eine zahlenmäßige Minderheit in der 
Bevölkerung ganz gut ausreicht, um zu tun, was sie will? Uns ge­
fällt nicht, daß ihr eine vermutete Mehrheit gegen die Raketenrü­
stung als ,,stärkstes Argument“ der Bewegung hinstellt. Würde 
nicht völlig ausreichen, dies als einen schwachen Punkt der Bour­
geoisie zu charakterisieren, an dem man ansetzen muß, um die 
wirklich starken Argumente zum Tragen zu bringen?.
Richtig. Das Bestehen einer Mehrheit in der Bevölkerung gegen 
die „Nachrüstung“ ist überhaupt kein Argument, schon gar nicht 
jedoch „das stärkste Argument“ gegen die Raketenstationie­
rung. Unsere Argumente sind ganz andere, und Sie haben über­
haupt nichts damit zu schaffen, ob eine Mehrheit der Bevölke­
rung sie derzeit für richtig hält oder nicht, oder sie.überhaupt 
nicht zur Kenntnis nimmt. Es wäre ausreichend und besser gewe­
sen, nur von „unserer stärksten Waffe“ zu sprechen. Denn es 
handelt sich bei dem Bestehen einer Mehrheitsstimmung gegen die 
Raketenstationierung nicht bloß um einen „schwächen Punkt“ 
der Bourgeoisie, sondern tatsächlich um den allerschwächsten, 
soweit es die Durchführung der Stationierung angeht.
Qudlenhinweis: Info des KB für einen Volksentscheid, Nr. 1 und Nr. 2, Bezugsadresse: Hambur­
ger Satz- und Verlagskooperative, Postfach 7685, 2000 Hamburg 19, Preis: 1,00 DM plus Porto

lung zum Krefelder Apell, die unverbindlichste und zugänglichste 
Form des Protestes, hat noch nicht einmal 10% der Wahlberech­
tigten erfaßt.

5. Unser stärkstes Argument und unsere stärkste Waffe im 
Kampf gegen die „Nachrüstung“ haben wir bisher noch gar nicht 
praktisch ins Spiel gebracht. Gemeint ist die Tatsache, daß nach 
sämtlichen bekanntgewordenen Meinungsumfragen und ähnli­
chen Untersuchungen keine Mehrheit im Volk für den NATO- 
Doppelbeschluß besteht und daß die konkrete Stationierung sog­
gar von einer klaren Mehrheit der Bevölkerung abgelehnt wird. 
Um diese Mehrheit wirklich zu einem politischen Faktor zu ma­
chen, ist die Forderung nach einem Volksentscheid über die 
„Nachrüstung“ das einzige geeignete Mittel. Zugleich würden wir 
mit dieser Forderung ausdrücken, daß nicht bloß die „Nachrü­
stung“, sondern überhaupt die Überlebensfragen von Krieg und 
Frieden direkt vom Votum der Bevölkerung abhängig gemacht 
werden müssen.

6. Die Bundesregierung wird selbstverständlich alles tun, um ei­
ne Volksabstimmung über die „Nachrüstung“ zu verhindern. Sie 
gerät dadurch aber in den größtmöglichen Druck, weil sie so zu 
dem Offenbarungseid gezwungen werden kann, daß sie die 
„Nachrüstung“ gegen den Mehrheitswillen des Volkes durchset­
zen will. Die Bundesregierung würde vollständig der Möglichkeit 
beraubt, sich für ihre „Nachrüstungs“-Politik auf das Wahler­
gebnis vom 6. März zum berufen.

Wir halten es jedoch noch keineswegs für ausgemacht, daß der 
Bundesregierung die Verhinderung und gar das Verbot eines 
Volksentscheids gegen die „Nachrüstung“ gelingen würde. Auf 
jeden Fall sind die Möglichkeiten gut, die SPD auf die Unterstüt­
zung der Forderung zu verpflichten. Denn die SPD muß sich in 
den nächsten Monaten irgendwie zwischen Zustimmung und 

Ablehnung zur Raketen-Stationierung durchlavieren - und 
durch die Ablehnung der schlichten demokratischen Forderung, 
das Volk selbst entscheiden zu lassen, würde sich die SPD 
höchst unglaubwürdig machen. Die Forderung nach einem 
Volksentscheid könnte somit in den kommenden Monaten zum 
Kristallisationspunkt einer noch nicht dagewesenen Polarisie­
rung der bundesdeutschen Gesellschaft werden, in deren Ergeb­
nis sich vielleicht doch noch eine Chance zur Verhinderung der 
Stationierung eröffnet.

7. Unser Vorschlag steht selbstverständlich nicht alternativ zu 
den anderen Formen des Widerstands, zumal auch die Forde­
rung nach einem Volksentscheid der Unterstützung durch viel­
fältige Massenaktionen bedarf. Es wäre allerdings umgekehrt 
fatal, wenn die Möglichkeit der Volksentscheid-Forderung jetzt 
überflüssig zerredet und verschleppt würde. Die Zeit bis zum 
vorgesehenen Stationierungs-Beginn ist knapp und muß unbe­
dingt optimal genutzt werden. Eine entscheidende Signalfunk- 
tion könnte es haben, wenn die Bundestagsfraktion der GRÜ­
NEN, gemeinsam mit „Nachrüstungs“-Gegnern unter den 
SPD-Abgeordnet en, baldmöglichst eine parlamentarische 
Initiative für die Durchführung eines Volksentscheids unterneh­
men würden. Um wirkungsvoll zu sein, sollte eine Initiative un­
serer Absicht nach noch vor der Sommerpause unternommen 
werden.

8. Wir bitten alle Teile der Friedensbewegung dringend, ge­
eignete Formen und Mittel zu erörtern, mit denen die Forderung 
nach einem Volksentscheid in den kommenden Monaten voran­
gebracht werden kann.
Kommunistischer Bund
c/o Hamburger Satz- und Verlagskoopcrativc, Postf. 7685, 2000 Hamburg 19, TcL 040/435320
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Entwicklung der Zusatzver­
sorgung im off. Dienst (II)

1977 Beginn von Verhandlungen 
über die Zusatzversorgung auf 
Drängen der Arbeitgeber im öffent­
lichen Dienst. Die Arbeitgeber 
verlangen, die Gesamtversorgung 
müsse deutlich hinter dem letzten 
Nettoeinkommen Zurückbleiben, und 
fordern zunächst eine durchgängige 
Kürzung aller Renten um etwa 20%, 
später eine Begrenzung auf 82% - 
85% des letzten Nettoeinkommens. 
Die ÖTV bricht die Verhandlungen 
ab.
1978 Der Versuch des Dienstherrn, 
die Lohn- und Gehaltserhöhungen 
1978 von Zugeständnissen der ÖTV 
bei der Zusatzversorgung abhängig 
zu machen, scheitert. In erneuten 
Verhandlungen erklärt die ÖTV ihre 
Bereitschaft, einer Begrenzung der 
Gesamtversorgung auf das letzte 
Nettoeinkommen zuzustimmen, und 
verlangt vom Dienstherrn eine Ver­
besserung der Zusatzversorgung für 
Teilzeitbeschäftigte etc. Die Ar­
beitgeber drohen damit, die 
Zusatzversorgung gesetzlich zu kü­
rzen über die Einführung des Kran­
kenversicherungsbeitrages der 
Rentner im Rahmen des 21. Renten­
anpassungsgesetzes. Während die 
Einführung des KV-Beitrages eine 
Rentenkürzung von etwa 5% bei 1500 
DM Rente aus der gesetzlichen Ren­
tenversicherung bedeutet , soll die 
Gesamtversorgung von z.B. 1500 DM 
gleich um etwa 11% gekürzt werden. 
Mit der Verabschiedung des Renten­
anpassungsgesetzes 1981 ist dieser 
Plan vom Tisch.
1981 Die ÖTV vereinbart mit den 
Arbeitgebervertretern eine Ände­
rung der Zusatzversorgung: Während 
bisher die Anpassungen der gesetz­
liche Renten nicht zu einer Neube­
rechnung der Gesamtversorgung 
führten (vergl. Pol. Ber. 12/83), 
wird ab 1982 bei jeder Veränderung 
der Bezugsgrößen (gesetzliche Ren­
te und Beamtenversorgung) die Ge­
samtversorgung neu ermittelt. Das 
bisherige Berechnungssystem hatte 
dazu geführt, daß bis 1976 auf­
grund der erheblich stärkeren An­
hebung der Renten im Vergleich zur 
Beamtenversorgung das 75%-Maximum 
der Gesamtversorgung in vielen 
Fällen überschritten wurde, wäh­
rend nach 1976 aufgrund der Ver­
schiebungen der gesetzlichen Ren­
tenanpassungen bei neuen Renten­
fällen die 75%-Gesamtversorgung 
unterschritten wurde. Praktisch 
führt die Vereinbarung in den 
meisten Fällen zu einer deutlichen 
Kürzung der Gesamtversorgung, die 
laut Vertrag durch Besitzstands­
wahrung über die Jahre verteilt 
wird.

Zusatzversorgung

S
Die Zusatzversorgung für Arbeiter 
und Angestellte des öffentlichen 
Dienstes soll künftig maximal 90% 
des letzten Nettoverdienstes be­
tragen. Für schon länger im öf­
fentlichen Dienst Beschäftigte 
soll es eine Ubergangsregelung ge­
ben. Auch wenn derzeit der genaue 
Inhalt der Vereinbarungen noch 
nicht bekannt ist, kann als sicher 
gelten, daß die Unterschrift der 
ÖTV unter das Dienstherrn-Diktat 
für die meisten Beschäftigten eine 
Rentenkürzung um mehrere 100 DM 
bedeutet.
Ein Beispiel: Ein Arbeiter, der 

40 Jahre in die gesetzliche Ren 
tenversicherung zahlte und außer­
dem 30 Jahre im öffentlichen 
Dienst zusatzversichert war, hatte 

I bislang Anspruch auf eine Rente 
von 75?o aller Bezüge der letzten 
drei Arbeitsjahre , geteilt durch 
36. Angenommen, sein für die Ren­
tenberechnung maßgebliches gesamt­
versorgungsfähiges Entgelt (zur 
Berechnung vergl. Pol. Berichte 
11/83, S.39) betrug 2400 DM, dann 
stand ihm eine Rente (aus gesetz­
licher Rentenversicherung und Zu­
satzversicherung) von 1800 DM zu. 
Jetzt hat er nur noch Anspruch auf 
höchstens 90% seines letzten Net­
tolohns. Bei einem Monatsbrutto 
von zuletzt ca. 2200 DM hat er 1982 
etwa 1605 DM ausgezahlt bekommen 
(Stkl.III, keine Kinder); seine 
Rente beträgt nur noch 1445 DM, 
90% des letzten Netto. Sein Ren­
tenanspruch ist durch den neuen 
Tarifvertrag also um 350 DM monat­
lich gesenkt worden!
Damit hat die jahrelange Kampagne 

I der öffentlichen Arbeitgeber vol

Grundsätze der ÖTV zur 
Zusatzversorgung
”Die von der Gewerkschaft ÖTV 
durchgesetzte Zusatzversorgung 
(Gesamtversorgung) für die 
Arbeiter und Angestellten im 
Öffentlichen Dienst hat sich 
bewährt. Es besteht daher keine 
Veranlassung, das System der Zu­
satzversorgung zu ändern.
Das Ansinnen der öffentlichen 

Arbeitgeber, die Zusatzversorgung 
durchgängig zu kürzen, wird von 
der Gewerkschaft ÖTV kompromißlos 
abgelehnt.
Grundsatz muß weiterhin sein, daß 

dem Rentner der im Berufsleben 
erzielte Lebensstandard - unter 
Berücksichtigung der allgemeinen 
Einkommensentwicklung - in vollem 
Umfang erhalten bleibt.
Die Gewerkschaft ÖTV ist bereit, 

unter Wahrung von Besitzständen, 
Entwicklungen zu korrigieren, die 
von diesem Grundsatz abweichen. 
Sie wendet sich aber entschieden 
gegen die Verallgemeinerung 
einzelner Fälle, die durch 

: auf 90% gekürzt
len Erfolg gehabt. Das Ergebnis 
ist nicht eine Beseitigung der 
"Uberversorgung", d.h. eine Be­
schränkung der Höchstrente auf die 
Höhe des letzten Nettolohns oder 
-gehalts, sondern eine viel wei­
tergehende Kürzung der Rentenan­
sprüche von 2,3 Millionen Arbei­
tern und Angestellten und wahr­
scheinlich - trotz aller Uber- 
gangsregelungen - der Renten von 
hunderttausenden Rentenbeziehern. 
Dieser Erfolg der Reaktion dürfte 
neue Maßstäbe setzen: Denn während 
in der gesetzlichen Rentenversi 
cherung die Kapitaldeckung seit 
Jahrzehnten beseitigt ist, handelt 
es sich bei der Zusatzversorgung 
um Versicherungskassen, die nach 
versicherungsmathematischen 
Grundsätzen aufgebaut sind, nach 
dem Prinzip der Kapitaldeckung ar­
beiten (vergl. S.39). Aus den Bei­
trägen des Dienstherrn und - bis 
1973 - des Beschäftigten wird ein 
Versicherungskapital aufge- 
schatzt, aus dem später die Zu­
satzrente gezahlt wird. Die Kassen 
der Zusatzversorgungseinrichtun­
gen sind voll; von daher gab es 
keinerlei Grund, mit einem Feder­
strich Versicherungsansprüche zu 
liquidieren. Eine private Lebens­
versicherung, die so verfährt, 
würde unweigerlich vor den bürger­
lichen Gerichten landen.
Der Tarifabschluß setzt Maßstäbe 
für die Kapitalisten, die künftig 
noch mehr freie Hand haben bei der 
Verfügung über die rechtlich un 
gleich schlechter abgesicherten 
Betriebsrenten. Und er erlaubt der 
Reaktion, noch brutaler bei der 
Senkung der Renten aus der gesetz

Mißbrauch bestehender Vorschriften 
zustandegekommen sind. Sie können 
und dürfen nicht als Vorwand für 
eine Verschlechterung der 
Gesamtversorgung dienen.
Die Große Tarifkommission der 

Gewerkschaft ÖTV hält es für

notwendig, die 
auch weiterhin

ZusatzVersorgung 
an die sozial­

politischen Erfordernisse
anzupassen. Deshalb fordert sie

- Aufrechterhaltung des Gesamt­
versorgungsanspruchs für nach 
tarifrechtlichen Vorschriften 
unkündbare Arbeitnehmer, die aus 
Gründen, die sie nicht zu 
vertreten haben (z.B. wegen 
Rationalisierung), aus dem 
Arbeitsverhältnis ausscheiden. 
Dieses ist dadurch sicher­
zustellen, daß der aus dem Ar­
beitsverhältnis ausgeschiedene 
Arbeitnehmer bei Eintritt des 
Versicherungsfalles als bei der 
Zusatzversorgungseinr ichtung 
pflichtversichert gilt. 
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liehen Sozialversicherung vorzuge­
hen; denn eine wesentliche Schran­
ke, die beispielhafte Rentenrege­
lung im öffentlichen Dienst, ist 
beseitigt.
Die ÖTV hatte anfangs in der Aus­

einandersetzung um die Zusatzver 
Sicherung darauf beharrt, daß aus 
Beitragszahlung erworbene Renten 
ansprüche nicht liquidiert werden 
können und daß die sog. "Uberver 
sorgung" wesentlich durch die Jah­
ren drastisch gestiegene Abzugs 
last auf die Bruttolöhne entstan­
den ist. Diese Position hätte nur 
gehalten werden können durch ge­
werkschaftlichen Kampf um die Ren­
ten auch der gesetzlichen Renten­
versicherung und gegen die wach­
sende Steuerlast. Das hat die ÖTV 
unterlassen. Sie kam dadurch in 
die schlechte Position, angebliche 
Privilegien zu verteidigen. 
Schlimm, daß auch Gewerkschaften 
wie die IGM in dieses Trommelfeuer 
eingestimmt haben. Schrittweise 

x hat die ÖTV dann ihre Stellung ge­
räumt: 1978 forderte sie, bei Än­
derungen der Zusatzversorgung das 
Verhältnis von Rente und Nettolohn 
wiederherzustellen, das 1967 (Ta­
rifvertrag über die Zusatzversor­
gung) bestand - zwischen 92% und 
100%. Die vernünftige Forderung, 
die jährliche Anpassung der Zu­
satzversorgung direkt an die Lohn- 
und Gehaltstarifverträge zu kop­
peln statt an die gesetzlich ver­
ordnete Beamtenbesoldung, wurde 
später fallengelassen. Mit dem un­
begreiflichen Zugeständnis der ne­
uen ÖTV-Spitze, mit den Löhnen und 
Gehältern 83 auch die Zusatzver­
sorgung zu verhandeln und sich da­
mit voll den Erpressungsmanövern 
des Dienstherrn auszuliefern, war 
die Niederlage dann programmiert.

Finanzlage der Zusatzver­
sicherungen
Die Versorgungsanstalt des Bundes 
und der Länder (VBL), die wichtig­
ste Zusatzversicherung im öffent­
lichen Dienst, zeigt sich ausge­
sprochen verschlossen bei Nach­
fragen über Bilanzen und Ge­
schäftsberichte. Zur Beurteilung 
der Finanzlage der Zusatzversi­
cherungen sind wir auf die Satzung 
der VBL sowie auf die Sozialbe­
richte der Bundesregierung 
verwiesen.
In der VBL-Satzung heißt es unter 

§75: "Die Mittel der Anstalt wer­
den aus Umlagen, Beiträgen zur 
freiwilligen Weiterversicherung 
und sonstigen Einnahmen aufge­
bracht...Das Anstaltsvermögen 
ist, soweit es nicht für Ausgaben 
benötigt wird, nach den Grundsät­
zen ... des Gesetzes über die 
Beaufsichtigung der privaten Ver­
sicherungsunternehmen anzulegen 
...In Zeitabständen von drei Jah­
ren hat die Anstalt eine versi­
cherungsmathematische Bilanz für 
das Deckungsvermögen erstellen zu 
lassen, die der Anerkennung durch 
die Aufsichtsbehörde bedarf.."
Ferner ist in der Satzung ein De­

ckungsabschnitt von 10 Jahren 
festgelegt. Für diesen Zeitraum 
ist der Umlagesatz (die Zahlungen 
der Arbeitgeber) so festzusetzen, 
daß die Umlagen innerhalb dieses 
Deckungsabschnitts, die sonstigen 
Einnahmen (z.B. Zinsen aus Kapi­
talanlagen) und das zu Beginn des 
Deckungsabschnitts vorhandene An­
staltsvermögen ausreichen, um die 

Leistungen der Zusatzversicherung 
für den Deckungsabschnitt (10 Jah­
re) und ein weiteres Jahr zu 
bestreiten.
Der kurze Blick in die VBL-Sat­

zung zeigt, daß die Zusatzversi­
cherung im öffentlichen Dienst 
nach Grundsätzen geführt wird wie 
eine private Lebensversicherung, 
die Versicherungsansprüche durch 
das Versicherungskapital gedeckt 
sind. Von daher hat die Kürzung 
der Zusatzversorgung keinerlei 
Grundlage.
Aus den Sozialberichten der Bun­

desregierung geht hervor, daß die 
Hälfte der laufenden Ausgaben al­
ler Zusatzversicherungen im öf­
fentlichen Dienst aus Kapitaler­
trägen bestritten wird, daß die 
Einnahmen die Ausgaben weit 
übersteigen:

Einnahmen und Ausgaben in Mio.

1975 1978 1982

Leistungen 
Einnahmen:

3204 4077 5306

-Zinsen etc. 1443 1928 2399
-Umlagen 2716 3080 3740
-Beiträge 346 477 575

Absehbar, daß der Posten Arbeit­
geber-Umlagen demnächst drastisch 
sinken wird. Ziel der Reaktion 
ist, diese Versicherungen wei­
testgehend zu liquidieren und das 
große Versicherungsvermögen für 
ihre Expansionspläne zu benutzen.

Angemessene Berücksichtigung 
des Verhältnisses der Vollarbeits­
zeit zur Teilzeitarbeit bei der 
Festsetzung der Versorgungshöhe, 
wenn während der Dauer der gesamt­
versorgungsfähigen Zeit Teilzeit­
arbeit und Vollarbeitszeit gelei­
stet worden ist.
Darüberhinaus ist sicherzustel­

len, daß sich aus künftigen 
gesetzlichen Maßnahmen, z.B. aus 
einem möglichen KV-Beitrag der 
Rentner, keine zusätzliche Bela­
stung der Rentner aus dem öffent­
lichen Dienst im Vergleich zu den 
anderen Rentenbeziehern ergibt." 
(1.7.1978)

Dienstherr will Rente er­
heblich unter letztem
Nettoeinkommen
"... Die auf Beschäftigungsver­
hältnissen beruhende Versorgung 
sollte im wesentlichen aus drei 
Gründen hinter dem letzten verfüg­
baren Arbeitseinkommen Zurück­
bleiben :
1. Mit dem Ende des Berufslebens 

fielen erfahrungsgemäß Kostenbela­
stungen weg (Berücksichtigung der 
Bedarfssituation).
2. Versorgungssysteme, die die 

Fortzahlung des aktiven Nettoein­
kommens garantierten, begünstig­
ten, daß die Betroffenen frühzei­
tig in die Versorgung drängten.
3. Die Erhaltung des letzten 

aktiven Arbeitseinkommens durch 
ein Versorgungssystem könne zur 
Unzufriedenheit bei jüngeren Ar­
beitnehmern führen.
Breier setzte sich dann mit ein­

zelnen Fällen der Uberversorgung 
bei Beamten und den anderen 
Arbeitnehmern des öffentlichen 
Dienstes auseinander und warf im 
Anschluß an die Feststellung, daß 
die Gesamtversorgung der Ange­
stellten gegenüber den vergleich­
baren Nettoversorgungsbezügen der 
Beamten teilweise um über 19% 
höher sei, die Frage auf, ob das 
geltende Steuerrecht, auf dem zu 
einem erheblichen Teil die Unter­
schiede beruhten, den heutigen 
Verhältnissen noch gerecht werde 

..." (Ministerialdirigent Breier 
vor dem Verbandstag des Deutschen 
Sozialgerichtsverbandes 1978)

Vereinbarung über die 
Zusatzversorgung im Tarif­
abschluß 1982 (Wortlaut)
1. Die Tarifverhandlungen werden 
unmittelbar nach dem Abschluß der 
Lohnrunde mit dem Ziel fortge­
setzt, sie noch 1982 abzu­
schließen.
2. Materiell ist anzustreben, das 
Verhältnis zum letzten Nettoent­
gelt an dem Zustand zu orientie­
ren, der bei Einführung der Ge­
samtversorgung bestanden hat.
3. Für die vorhandenen Versor­
gungsrentenberechtigten sowie für 
Pflichtversicherte, die innerhalb 
eines in den Tarifverhandlungen 
festzulegenden Zeitraumes die Al­
tersgrenze erreichen, werden 
abbaubare Besitzstandsregelungen 
vereinbart. Dabei ist die unter­
schiedliche eigene Beitragslei­
stung zu berücksichtigen.
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Im nächsten Heft

Volksbefragung
Sammlung aller Kräfte gegen die Stationierung der Atomraketen

A usländergesetzgebung
Zimmermann soll weitere Verbilligung 
der ausländischen Arbeitskräfte besorgen
„Die deutsche Wirtschaft 
braucht die Ausländer“, ver­
breiten die Kapitalisten, aber 
billiger sollen die türkischen, 
jugoslawischen, griechischen 
oder italienischen Arbeiter 
werden. Und so bereitet Zim­
mermann eine Verschärfung 
der Ausländergesetzgebung 
vor, die das gewährleisten soll. 
Der Familiennachzug soll 
künftig ganz verhindert, die 
Abschiebung alter und kran­

Bildungsurlaub
Albrecht will gewerkschaftliche Ausbildung weg haben

Grönland
Die Imperialisten wollen ,,Malwinen=Status“ durchsetzen
Die EG-Mitgliedstaaten hatten 
gegen den Beschluß der grön­
ländischen Bevölkerung, aus 
der EG auszutreten, mit dem 
Vorschlag geantwortet, Grön­
land den Status eines „über­
seeischen Gebiets“ zu verpas­
sen, Grönland als dänische 
Kolonie in der EG zu behalten. 
Dänemark warnt davor, „den 
Bogen gegenüber Grönland“ 
zu Überspannen, weil die grön­
ländische Regierung die Fi­
schereigebiete für Fangschiffe 
aus EG-Staaten sperren will. 

ker ausländischer Arbeiter die 
Regel werden und die auslän­
dische Bevölkerung insgesamt 
unter der Peitsche ständiger 
Ausweisungsgefahr leben. Die 
von vielfältiger Hetze begleite­
te Ausländerpolitik der CDU/ 
CSU-FDP-Regierung richtet 
sich gegen einen Teil der Ar­
beiterbevölkerung, der schwer­
ste Arbeit für geringste Ent­
lohnung verrichten muß und 
politisch entrechtet ist.

Das niedersächsische Bildungs­
urlaubsgesetz von 1974 hat es 
den Gewerkschaften ermög­
licht, die Schulung ihrer Funk­
tionäre über betriebliche oder 
allgemeinpolitische Themen im 
Rahmen des Bildungsurlaubs 
unter Fortzahlung des Lohnes 
und durch Bezuschussung aus 
Landesmitteln durchzuführen. 
Gegen dieses Recht auf ge­
werkschaftliche Bildung rich­

Im Herbst soll die Stationie­
rung der NATO-Mittelstrek- 
kenraketen beginnen. Die Re­
aktion bereitet den Einsatz des 
gesamten staatlichen Unter­
drückungsapparates vor und 
versucht offensichtlich, durch 
offene Konfrontation der Frie­
densbewegung Herr zu wer­
den. Diese beginnt sich auf ei­
ne Kampagne für Volksbefra­
gung gegen die neuen Atomra­
keten zu verständigen, um, wie 
der KB schreibt, die Mehrheit 
gegen die Raketen zum politi­
schen Faktor zu machen.

tet sich im Kern der neue Ge­
setzesentwurf der niedersächsi­
schen CDU-Regierung. Das 
Verfahren, jede einzelne Ver­
anstaltung vom Ministerium 
genehmigen zu lassen, eröffnet 
eine umfangreiche inhaltliche 
Kontrolle und führt zur Ver­
unsicherung der Träger wie der 
Teilnehmer der Veranstaltun­
gen. Der DGB plant Aktionen 
dagegen.


